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G r o ß e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

I .   P o l i t i s c h  m o t i v i e r t e  D r o h u n g e n ,  r a s s i s t i s c h e  B e l e i d i -
g u n g e n  u n d  V o l k s v e r h e t z u n g  i m  N e t z

 1.  Welche Entscheidungen zu coronabedingten Einschränkungen und An-
passungen wurden zu welchem Zeitpunkt von der Landesregierung ge-
troffen, die die Wirtschaft betroffen haben, und zu welchem Zeitpunkt 
vor welchem Hintergrund wurden diese durch wen verändert?

 2.  Zu welchem Zeitpunkt und durch wen wurden finanzielle Hilfen für die 
Wirtschaft gewährt und wie viele wurden abgerufen (aufgeschlüsselt 
nach dem Zeitpunkt des Abrufens, nach Art der Hilfe, nach Bundes- oder 
Landesmitteln)?

 3.  Wie viele Hilfen mussten jeweils zu welchem Zeitpunkt zurückgezahlt 
werden (aufgeschlüsselt nach Anzahl der Betriebe und nach Branchen)?

 4.  Was erhofft sie sich durch die in Auftrag gegebene Evaluation der Coro-
na-Hilfsprogramme des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Touris-
mus (Referenznummer der Bekanntmachung: LZBW-2023-01-011)?

 5.  Wie viele Beschäftigte im Land haben in der Coronakrise von Kurzarbei-
tergeld profitiert unter besonderer Darstellung, bei wie vielen dieser Be-
schäftigten das Kurzarbeitergeld tariflich aufgestockt wurde?

 6.  Welche Berufe hat die Landesregierung während der Pandemie als sys-
temrelevant erfasst (aufgeschlüsselt nach Branchen) unter Darlegung, 
welche Kriterien als Maßstab der Systemrelevanz für künftige Krisen 
gelten?
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  7.  Inwiefern betrachtet sie auch im Rückblick die Arbeit bestimmter Be-
rufsgruppen als systemrelevant und ergreift Maßnahmen, um diese Be-
rufe (ggf. auch finanziell) aufzuwerten?

  8.  Wie hat sich die Situation von Auszubildenden und Praktikantinnen 
und Praktikanten in Betrieben während der Coronapandemie entwickelt 
(aufgeschlüsselt nach Branchen) unter besonderer Darstellung, welche 
Maßnahmen zur Krisenvorsorge zugunsten von Auszubildenden und 
Praktikantinnen und Praktikanten getroffen werden?

  9.  Welche Maßnahmen hat sie zur Erfassung der Kritischen Infrastruktu-
ren (KRITIS) entwickelt unter besonderer Darstellung, in welcher Hin-
sicht welche Branchen und Bereiche gesondert berücksichtigt wurden?

 10.  Welche Auswirkungen hatte die Coronapandemie auf die Wirtschaft in 
verschiedenen Unternehmensgrößenklassen und Branchen unter beson-
derer Berücksichtigung von Entwicklung der Beschäftigung, Umsatz-
entwicklung, Zahl der Insolvenzen? 

 11.  Inwiefern hat sich die Wirtschaft im Land nach Corona verändert unter 
Berücksichtigung der Frage, welche Branchen gestärkt und welche ge-
schwächt wurden? 

 12.  Inwiefern waren Unternehmen – beispielhaft am Engagement der Por-
sche SE beim Erwerb von Gesichtsmasken in der Coronapandemie – in 
Pandemiezeiten im Auftrag der Landesregierung bei der Beschaffung 
von Schutzgütern aus dem Ausland beteiligt (bitte aufgeschlüsselt nach 
beteiligtem Unternehmen, Zweck der Beteiligung und die durch das 
Unternehmen übernommenen Aufgaben)?

 13.  Ausgehend von Frage 12 und unter Bezugnahme der bisherigen Er-
kenntnisse oder Lehren aus der Coronapandemie über zukünftige Ko-
operationen mit Unternehmen bei der Krisenbewältigung, inwiefern 
können Unternehmen in Krisen staatliche Aufgaben übernehmen oder 
den Staat bei diesen unterstützen und plant sie solche Kooperation für 
Produkte der kritischen Versorgungssicherheit dauerhaft einzurichten 
oder zukünftig zu institutionalisieren?

 14.  Wie bewertet sie die aktuell bestehenden regionalen Außenhandelsbe-
ziehungen und plant sie zukünftig andere oder weitere Handelsbezie-
hungen mit ausländischen Regionen (bitte aufgeschlüsselt nach regio-
nalen Handelspartnern, betroffener Branche und Planungs- bzw. Um-
setzungsstand der Handelsabkommen)?

I I .  R e s i l i e n z 

  1.  Was tut die Landesregierung, unter Berücksichtigung der Erkenntnisse 
aus der Coronapandemie, zur Stärkung der wirtschaftlichen Resilienz 
nach dem Verständnis der an die Definition der Vereinten Nationen 
angelehnten Begriffsbildung der „krisenresilienten Wirtschaft“, welche 
die Fähigkeit der Wirtschaft, sich rechtzeitig und effizient den Auswir-
kungen einer Gefährdung zu widersetzen, diese zu absorbieren, sich an 
sie anzupassen, sie umzuwandeln oder sich von ihr zu erholen, beinhal-
tet (bitte mit Nennung konkreter Indikatoren, an denen sie die Stärkung 
festmacht)?

  2.  Welche konkreten Maßnahmen ergreift sie, um vor dem Hintergrund 
möglicher weiterer Krisen Unternehmen im Land anzusiedeln und Lie-
ferketten zu stärken bzw. regionale Lieferanten nicht zu benachteiligen 
(bitte aufgeschlüsselt nach dem jeweiligen Programm bzw. der jeweili-
gen Strategie)?
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  3.   In welcher Hinsicht werden Arbeitsschutzbestimmungen bei der Nach-
verfolgung von Lieferketten abgesichert?

  4.  Von Frage II. 2. ausgehend und unter Berücksichtigung der angeschla-
genen Medizintechnikbranche Baden-Württembergs aufgrund der Aus-
wirkungen der in 2021 in Kraft getretenen Medical Device Regulation 
(Europäische Verordnung über Medizinprodukte) – wie plant sie die 
Versorgungssicherheit von medizintechnischen Nischenprodukten und 
speziellen Kleinserien (z. B. Ballonkatheter für Säuglinge) zukünftig 
sicherzustellen?

  5.  Welche Konzepte oder Programme wurden, unter Berücksichtigung der 
in Frage 13 ersuchten Kooperationsmöglichkeiten zwischen Landes-
regierung und Unternehmen, im Bereich der Arbeits- und Fachkräfte-
sicherung und -anwerbung, bereits ergriffen (bitte aufgeschlüsselt nach 
dem jeweiligen Programm)?

  6.  Wie steht sie zur eigenverantwortlichen Lagerhaltung von Unterneh-
men, die sich im Zuge der Coronapandemie sowie des russischen An-
griffskriegs deutlich erhöht hat?

  7.  Von Frage II. 6. ausgehend, ob sie, ähnlich wie bereits für Arzneimit-
tel, auch in anderen Branchen eine Bevorratung bzw. Lagerhaltung für 
Unternehmen anstrebt (wenn ja, bitte aufgeschlüsselt nach Produkten 
oder Artikeln und Menge der zu bevorratenden Güter pro Unternehmen 
sowie der geplanten Koordinierungslogistik und eventuellen Förder-
maßnahmen)?

  8.  Von Frage II. 7. ausgehend, welche Position vertritt sie zur Bevorratung 
bzw. Lagerhaltung für Unternehmen und sieht sie die Kompetenzen in 
diesem Bereich bei sich selbst oder beim Bund?

  9.  Unter Berücksichtigung der Antworten zu Fragen II. 1. und II. 5., wie 
resilient ist Baden-Württemberg aufgestellt, wenn zentrale Lieferket-
ten zusammenbrechen würden, bspw. für seltene Erden, Mikrochips, 
etc. (bitte aufgeschlüsselt nach den am härtesten betroffenen Branchen, 
Mangelgütern und konkret absehbaren Auswirkungen)?

 10.  Welche Strategie plant sie, um dem Einbruch von Start-up Unterneh-
mensgründungen und dem damit einhergehenden Innovationsdefizit, 
nachhaltig – auch in Krisenzeiten – entgegenzuwirken?

 11.  Welche Konzepte oder Programme plant sie oder hat sie bereits ergrif-
fen, neben den drei auf Bundesebene erlassenen Bürokratieentlastungs-
gesetzen (bitte aufgeschlüsselt nach dem jeweiligen Programm, dessen 
Umsetzungsstand und ggf. der Anzahl der Unternehmen, die eine ent-
sprechende Förderung in Anspruch genommen haben)?

I I I .  D i g i t a l i s i e r u n g 

  1.  Welche Rolle bzw. welches Potenzial sieht sie zukünftig in der Digi-
talisierung, insbesondere in der Künstlichen Intelligenz (KI) für eine 
krisenresiliente Wirtschaft und somit auch für die heimische (Versor-
gungs-)sicherheit? 

  2.  Wie viele Cyberangriffe sind auf die IT-Infrastruktur in der Landesver-
waltung inklusive aller nachgeordneten Bereiche sowie Unternehmen von 
besonderem öffentlichen Interesse, Unternehmen mit Landesbeteiligung, 
Kommunen und Unternehmen und Unternehmen in kommunaler Träger-
schaft, Wirtschaftsunternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg, staatli-
chen Schulen, Hochschulen und Universitäten in Baden-Württemberg so-
wie bei Bürgerinnen und Bürgern mit Wohnsitz in Baden-Württemberg 
seit Drucksache 17/4048 erfolgt (bitte differenziert nach Art der Angriffe)?
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  3.  Von Frage III. 2. ausgehend und unter Berücksichtigung der unter Fra-
ge II. 1. genannten Definition von Resilienz, welche Mechanismen und 
Notfallpläne hat sie für Notfallsituationen wie den Zusammenbruch der 
baden-württembergischen IT-Infrastruktur, beispielsweise durch massi-
ves Cyberhacking feindlicher Staaten?

  4.  Inwiefern haben sich coronabedingt das Arbeiten im Homeoffice und 
mobiles Arbeiten in Baden-Württemberg entwickelt unter besonderer 
Berücksichtigung, inwiefern diesbezügliche Auswirkungen auch nach 
Corona spürbar sind, einer Einschätzung über zu erwartende zukünftige 
Entwicklungen, die damit verbundenen Auswirkungen als auch der Frage, 
welche Schlüsse sie daraus zieht?

  5.  In welcher Hinsicht entstehen daraus aus Sicht der Landesregierung 
Regelungs- und Diskussionsbedarfe, unter Berücksichtigung der Ant-
wort auf Frage III. 4., beispielsweise zu Fragen der Mitbestimmung, des 
Arbeitsschutzes und zu Fragen der besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf?

19.7.2023

Stoch, Binder, Wahl, Dr. Kliche-Behnke 
und Fraktion

Dr. Rülke, Haußmann, Reith, Karrais 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die Enquetekommission soll Handlungsempfehlungen mit dem Ziel erarbeiten, 
das baden-württembergische Gemeinwesen für die Zukunft resilienter und krisen-
fester aufzustellen.

In der Enquetekommission sollen zu den vier Themenfeldern Gesundheit, Staat 
und Verwaltung, gesellschaftliche Strukturen und Betroffenheit sowie global ver-
netzte Gesellschaft (Ökonomie und Ökologie) Handlungsempfehlungen erarbeitet 
werden.

Mit dieser vierten Großen Anfrage soll das Themenfeld Wirtschaft in den Blick 
genommen werden, um die Erkenntnisse in die weitere Arbeit einzubringen.

A n t w o r t

Schreiben des Staatsministeriums vom 12. September 2023 Nr. STM31-4209-
5/8/2:

In der Anlage übersende ich unter Bezugnahme auf § 63 der Geschäftsordnung 
des Landtags von Baden-Württemberg die von der Landesregierung beschlossene 
Antwort auf die Große Anfrage. 

Hassler
Staatssekretär
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Anlage: Schreiben des Staatsministeriums

Mit Schreiben vom 7. September 2023 Nr. 51-42-530-562 beantwortet die Lan-
desregierung die Große Anfrage wie folgt.

I. Wirtschaft in der Krise

1.  Welche Entscheidungen zu coronabedingten Einschränkungen und Anpassun-
gen wurden zu welchem Zeitpunkt von der Landesregierung getroffen, die die 
Wirtschaft betroffen haben, und zu welchem Zeitpunkt vor welchem Hinter-
grund wurden diese durch wen verändert?

Zu I. 1.:

Seit Beginn der Coronapandemie im Februar 2020 musste die Landesregierung 
– insbesondere auch vor dem Hintergrund damals noch fehlender Impfstoffe, be-
grenzter Erkenntnisse über das neue Virus SARS-CoV-2 (Coronavirus) und hoher 
Infektions- und Sterbezahlen in benachbarten Staaten – einschränkende Maßnah-
men für Wirtschaft und Gesellschaft erlassen, um eine unkontrollierte Ausbrei-
tung des Virus SARS-CoV-2 und in der Folge eine Überlastung des Gesundheits-
systems zu verhindern. 

Die Bekämpfung der Coronapandemie als sehr ansteckende Krankheit, die sich 
insbesondere im Rahmen von sozialen Kontakten von Mensch zu Mensch über-
tragen hat, erfolgte durch die Landesregierung stets im Rahmen der Beobachtung 
der aktuellen Infektionslage und unter Berücksichtigung der zur jeweiligen Zeit 
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Erreger SARS-CoV-2.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration betont, dass die Infek-
tionsschutzmaßnahmen nicht spezifisch die Wirtschaft betrafen, sondern vielmehr 
Einschränkungen in allen Lebensbereichen erforderlich waren, um die Ausbrei-
tung des Virus zu verzögern.

Aufgrund komplexer Interdependenzen sowohl zwischen den Sektoren der Wirt-
schaft als auch zwischen den einzelnen Regelungsbereichen der erlassenen Ver-
ordnungen konnten sich jedoch auch solche Vorschriften, die nicht unmittelbar 
auf einzelne Wirtschaftsbereiche abzielten, mittelbar auf die wirtschaftlichen Ak-
teure auswirken.

Die Infektionsschutzmaßnahmen wurden in insgesamt 71 Corona-Verordnungen 
der Landesregierung zuzüglich Änderungsverordnungen geregelt. Diese stellten 
das Ergebnis eines umfangreichen und aufwändigen Abstimmungsprozesses zwi-
schen allen Ministerien der Landesregierung dar. Von wesentlicher Bedeutung 
für die Ausgestaltung der Regelungen waren hierbei die Beschlüsse der in re-
gelmäßigen Abständen stattfindenden Konferenzen der Regierungschefinnen und 
-chefs der Länder mit der damals amtierenden Bundeskanzlerin (MPK-Beschlüs-
se), bei der die zwischen allen Ländern und dem Bund konsentierten Maßnahmen 
beschlossen wurden. Deren Umsetzung hatte durch die Länder im Wege ihrer 
auf das Infektionsschutzgesetz gestützten Corona-Verordnungen zu erfolgen. Die 
Landesregierung war hierbei immer bestrebt, die konsentierten Infektionsschutz-
maßnahmen so eng wie möglich entlang der Bund-Länder-Beschlüsse und so 
schnell wie möglich in Landesrecht umzusetzen.

So wurden in verschiedenen Zeitabschnitten neben dem öffentlichen und privaten 
Leben, Bildung und Kultur auch Bereiche der Wirtschaft – etwa das Hotel- und 
Gaststättengewerbe, der Einzelhandel, körpernahe Dienstleistungen, Clubs und 
Messen – Einschränkungen unterworfen oder ihr Betrieb vollständig untersagt. 

Im Einzelnen wurden zu Beginn der Pandemie, Mitte März 2020, die ersten 
Lockdownmaßnahmen beschlossen und in der Corona-Verordnung der Landes-
regierung festgelegt. Diese wurden in kurzen Abständen an die sich permanent 
verändernde pandemische Situation schnellstmöglich angepasst. Die Maßnah-
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men zielten auf die Verzögerung der Ausbreitung des Virus und das Brechen von 
Infektionsketten ab, was im Einzelnen durch Abstandsregeln, Untersagung von 
Großveranstaltungen, Schließung der Gastronomie und von körpernahen Dienst-
leistungsbetrieben, Hygienevorschriften für sonstige Betriebe mit Publikumsver-
kehr und allgemeine Kontaktbeschränkungen (mit Ausnahme von Personen des 
eigenen Haushalts oder einer haushaltsfremden Person) erreicht werden sollte. 
Dass die Betriebsschließungen in der ersten Pandemiewelle im Frühjahr 2020 
rechtmäßig und zum Gesundheitsschutz der Bevölkerung sowie zur Aufrechter-
haltung der Gesundheitsversorgung geeignet, erforderlich und angemessen waren, 
wurde bereits durch drei Urteile des baden-württembergischen Verwaltungsge-
richtshofs bestätigt.

Diese Maßnahmen wurden ab Mai 2020 mit dem sich abzeichnenden Rückgang 
der Infektionen wieder schrittweise angepasst und Aktivitäten unter Auflagen 
wieder ermöglicht.

Dies gilt auch für den Erlass des Ministeriums für Landesentwicklung und Woh-
nen vom 25. März 2020 an die nachgeordneten Baurechtsbehörden, mit dem ver-
fügt wurde, dass, soweit in Baugenehmigungen von Lebensmittelmärkten Be-
triebszeiten baurechtlich vorgegebenen sind (insbesondere die Anlieferungsbe-
schränkungen zur Nachtzeit), die zur Versorgung der Bevölkerung erforderlichen 
Überschreitungen bis zum Ende der wegen der Coronakrise durch Bund, Land 
und Kommunen angeordneten Beschränkungen als Ausübung des pflichtge mäßen 
Ermessens nach § 47 Absatz 1 Satz 2 Landesbauordnung zu dulden sind, selbst 
wenn es zu Anwohnerbeschwerden kommen sollte. Der Erlass wurde wegen der 
Entspannung der Versorgungssituation im Juli 2020 zunächst ausgesetzt und im 
Dezember 2020 wegen einer erneuten Verschärfung der Situation (siehe hierzu 
auch weiter unten) wieder in Kraft gesetzt, bevor er zum 1. März 2021 endgültig 
aufgehoben wurde.

Bei den Regelungen der Verordnung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus und des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration zur 
Eindämmung von Übertragungen von SARS-CoV-2 in Schlachtbetrieben und der 
Fleischverarbeitung (Corona-Verordnung Schlachtbetriebe und Fleischverarbei-
tung – CoronaVO Schlachtbetriebe und Fleischverarbeitung) vom 7. Juli 2020 
und deren Fortschreibung war das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz eingebunden. Beschränkend für die Unternehmen war die 
Einführung einer regelmäßigen Testpflicht bei Betrieben mit über 100 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern mittels PCR-Tests, deren Kosten die Unternehmen zu 
tragen hatten. Die Regelungen wurden im Rahmen der Erfahrungen und Etablie-
rung von neueren Testmethoden mehrfach angepasst. Am 8. März 2021 wurden 
die Regelungen in die allgemeine Corona-Verordnung des Landes als § 14 a über-
führt und die speziellen Regelungen für Fleischbetriebe deutlich reduziert.

Im November 2020, nach einem Sommer mit stabilen und verhältnismäßig nied-
rigen Infektionszahlen, wurden mit erneutem Anstieg der Infektionszahlen zu-
sätzliche Einschränkungen erforderlich. Diese wurden nach entsprechendem 
MPK-Beschluss vom 28. Oktober 2020 als sogenannter „Lockdown light“ in der 
Corona-Verordnung umgesetzt. Als die Infektionszahlen weiter anstiegen, folgte 
mit MPK-Beschluss vom 13. Dezember 2020 seitens der Landesregierung die 
Entscheidung, weitere infektionsschützende Maßnahmen umzusetzen. Diese be-
inhalteten in Abhängigkeit von der landesweit erreichten Inzidenz weitere Ein-
schränkungen von privaten Zusammenkünften, Ausgangsbeschränkungen, Ver-
anstaltungsbeschränkungen, Schließung von Diskotheken sowie Ausschankverbot 
von Alkohol und Abbrennverbot für Feuerwerkskörper in der Öffentlichkeit.

Zu Beginn des Jahres 2021 folgten weitere Anpassungen der Infektionsschutz-
maßnahmen wie die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske in Fahrzeu-
gen des ÖPNV und in Geschäften sowie die Schließung von Betriebskantinen. 
Gleichzeitig traf die Landesregierung die Vorbereitungen für erste Öffnungen 
bei Absinken der Infektionszahlen. So wurden in der Corona-Verordnung in der 
Fassung vom 30. Januar 2021 bereits erste Regelungen für Öffnungen im Han-
del aufgenommen, für den Fall, dass die landesweite Sieben-Tage-Inzidenz unter 
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den Wert von 35 Neuinfektionen sinken sollte. Diese Öffnungsschritte wurden im 
Zeitraum Februar/März 2021 sukzessive ausgeweitet.

Gegen Mitte März 2021 zeichnete sich ein Wiederanstieg der Infektionszah-
len ab. Die Regierungschefinnen und -chefs der Länder beschlossen daher am  
22. März 2021 gemeinsam mit der Bundeskanzlerin erstmals die Einführung einer 
sogenannten Notbremsenregelung, die wieder weitere Schließungen für den Fall 
vorsehen sollte, dass der landesweite Sieben-Tage-Inzidenzwert den Wert von 
100 Neuinfektionen überschreiten würde. 

Dieses Szenario sollte sich im weiteren Pandemieverlauf realisieren. Zur bun-
desweiten Vereinheitlichung der inzidenzwertbasierten Betriebsschließungen und 
sonstigen zusätzlichen Einschränkungen wurde schließlich durch die Bundesre-
gierung am 22. April 2021 im sogenannten Vierten Bevölkerungsschutzgesetz mit 
dem damals geltenden § 28b Infektionsschutzgesetz die sogenannte „Bundesnot-
bremse“ befristet zum 30. Juni 2021 für alle Länder verbindlich geregelt. Das Ziel 
war, die Reproduktionszahl (Wert, wie viele Menschen eine infizierte Person im 
Mittel ansteckt) verlässlich unter den Wert 1 zu senken, um durch Absenkung der 
Neuansteckungen die Infektionskurve abflachen zu lassen.

Die wesentlichen Maßnahmen der Bundesnotbremse waren neben Einschrän-
kungen bei privaten Zusammenkünften und Regelungen für den Schulbetrieb im 
Wechselbetrieb beziehungsweise Präsenzunterrichtsverboten insbesondere breit 
aufgestellte Betriebsschließungen. Darunter waren folgende Maßnahmen bei ei-
ner Überschreitung der Sieben-Tage-Inzidenz von 100 Neuinfektionen in einem 
Stadt- oder Landkreis:

–  Schließung von Ladengeschäften und Märkten mit Kundenverkehr mit Aus-
nahme von Geschäften zur Deckung des täglichen Lebensbedarfs (insbeson-
dere Lebensmittelhandel, Drogerien, Apotheken, Tankstellen und Zeitungs-/
Zeitschriftenhandel) und des Großhandels, wobei als Ausnahmen die Abholung 
bestellter Waren („Click and Collect“) oder das Einkaufen nach Voranmeldung 
und mit negativem Test („Click and Meet“) erlaubt waren, 

–  Schließung von Theatern, Opern, Konzerthäusern, Musikclubs, Kinos (außer 
Autokinos), Museen, Ausstellungen und Gedenkstätten,

–  Untersagung der Ausübung von Sport mit Ausnahme des Individualsports und 
des Profisports, wobei Sportwettkämpfe nur ohne Zuschauer gestattet waren,

–  Schließung von Gaststätten aller Art, wobei der Lieferservice und die Abho-
lung von Speisen und Getränken gestattet waren,

–  Untersagung von körpernahen Dienstleistungen mit Ausnahme von Dienstleis-
tungen zu medizinischen, therapeutischen, pflegerischen oder seelsorgerischen 
Zwecken sowie mit Ausnahme von Friseurbetrieben und Fußpflege, sofern  
sichergestellt war, dass alle Beteiligten eine FFP2-Atemschutzmaske trugen 
und die Kundinnen und Kunden ein negatives Testergebnis vorweisen konnten,

–  FFP2-Atemschutz-Pflicht bei der Beförderung im ÖPNV sowie im Fernverkehr 
und bei Taxifahrten,

– Verbot von Hotelübernachtungen zu touristischen Zwecken.

Inzidenzunabhängig galt zudem die Verpflichtung der Arbeitgeber, den Beschäf-
tigten das Arbeiten von zuhause aus zu ermöglichen. Die Beschäftigten waren 
ihrerseits regelmäßig verpflichtet, die Arbeit im Homeoffice aufzunehmen.

Aufgrund des Vorrangs des Bundesrechts war es den Ländern nicht möglich, 
Ausnahmen von der Bundesnotbremse zu erlassen.

Mit dem Abflachen der Infektionskurve im Sommer 2021 und dem Ende der Re-
gelungen der Bundesnotbremse am 30. Juni 2021 setzte die Landesregierung mit 
der Corona-Verordnung in der Fassung vom 28. Juni 2021 (Inkrafttreten 30. Juni 
2021) ein Stufenkonzept um. Entsprechend der damaligen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse wurden als Parameter für die Maßnahmen fortan die in einem Stadt- 
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oder Landkreis geltende sogenannte Hospitalisierungsinzidenz oder alternativ die 
landesweite Auslastung der verfügbaren Intensivbetten zugrunde gelegt. 

Das dreigliedrige Stufenmodell sah als Grundlage eine Basisstufe vor, bei welcher 
grundlegende Infektionsschutzmaßnahmen galten. Diese wurde ergänzt durch  
eine Warnstufe und eine Alarmstufe, die bei Erreichen bestimmter Grenzwerte 
der oben genannten Parameter weitergehende Beschränkungen vorsahen. 

Mit dem Beginn der Impfkampagne und einer bereits erreichten substantiellen 
Impfquote in der Bevölkerung sowie nach dem üblichen Abflachen der Infek-
tionskurve im Sommer wurde mit der Elften Corona-Verordnung der Landes-
regierung vom 15. September 2021 ein weiterentwickeltes Stufenkonzept einge-
führt, das als grundlegend neue Systematik von einer Untersagung des Betriebs 
beziehungsweise Publikumsverkehrs in den meisten Lebensbereichen abkehrte 
und stattdessen Regelungen zum Zugang der Einrichtung oder der Veranstaltung 
unter Auflage der Vorlage eines Impf- oder Genesenennachweises oder eines 
tagesaktuellen Coronatests enthielt, die sogenannte 3G-Regelung (Getestet, Ge-
impft, Genesen) oder 2G-Regelung (Geimpft oder Genesen).

Die Maßnahmen sahen regelmäßig vor, dass bei Erreichen der Alarmstufe der 
Zutritt zu Einrichtungen nur noch immunisierten, das heißt vollständig geimpften 
oder genesenen Personen, gestattet war. In einzelnen Lebensbereichen, bei denen 
nach den damals aktuellen Erkenntnissen die üblichen Hygieneregelungen, insbe-
sondere die Maskenpflicht in Innenräumen, zur Reduzierung der Infektionsgefahr 
ausreichend erschienen, gab es in der Alarmstufe auch Zutrittsmöglichkeiten für 
nicht-immunisierte Personen mit aktuellem negativem Coronatest, so zum Bei-
spiel im Einzelhandel. Im Bereich der Veranstaltungen wurden die Zutrittsrege-
lungen zusätzlich durch Personenobergrenzen in den jeweiligen Stufen flankiert. 
Die üblichen allgemeinen Schutzmaßnahmen wie Abstandsempfehlungen, Mas-
kenpflichten, Pflicht zur Kontaktpersonennachverfolgung und Erstellung eines 
Hygienekonzepts blieben erhalten.

Diese Systematik der Basis-, Warn- und Alarmstufen wurde im Spätherbst/Winter 
2021 aufgrund des Anstiegs der Infektionszahlen schließlich durch eine Alarm-
stufe II ergänzt, die bis Februar 2022 Bestand hatte. Diese sah im Wesentlichen 
eine sogenannte „2G-Plus-Regelung“ in den meisten Lebensbereichen vor, wel-
che besagte, dass der Zutritt nur immunisierten (geimpften oder genesenen) Per-
sonen gestattet war, die zusätzlich einen aktuellen negativen Coronatest vorwei-
sen konnten. In bestimmten Fällen folgten weitere ergänzende Maßnahmen, wie 
zum Beispiel eine nächtliche Sperrzeit in der Gastronomie. Darüber hinaus wur-
den Einrichtungen, in denen mit einer erhöhten Infektionsgefahr aufgrund eines 
besonders hohen und aerosolintensiven Publikumsverkehrs und vielen Kontakten 
auf engem Raum zu rechnen war (zum Beispiel Discotheken, Großveranstaltun-
gen), vollständig untersagt. Die damit getroffenen Ge- und Verbote deckten sich 
im Wesentlichen mit den Beschlüssen des Bundeskanzlers mit den Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs der Länder (MPK-Beschluss vom 7. Januar 2022).

Nach kurzfristiger Berücksichtigung von Auffrischimpfungen in Februar 2022 
aufgrund des Fortschritts der Impfkampagne in den Schutzmaßnamen endete die 
Stufenregelung schließlich Mitte März 2022 und es verblieben in der folgenden 
Endphase der Pandemie bis zur vollständigen Aufhebung der Corona-Verordnung 
des Landes am 28. Februar 2023 lediglich grundlegende Hygiene- und Masken-
pflichten in den Lebensbereichen.

Neben den Corona-Verordnungen der Landesregierung sahen weitere Ressortver-
ordnungen einzelner Ministerien ergänzende sowie klarstellende Regelungen für 
einzelne Lebensbereiche vor.

Im Verlauf der Pandemie haben die Corona-Verordnungen über den Betrieb 
von Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen (CoronaVO Musik-, 
Kunst- und Jugendkunstschulen) und über die Sportausübungen (CoronaVO 
Sport) als Subverordnungen der Corona-Verordnung jeweils deklaratorisch, aber 
mit dem speziellen Bezug zu den Musik-, Kunst- und Jugendkunstschulen sowie 
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zur Sportausübung, die Einschränkungen und Anpassungen der Corona-Verord-
nung aufgegriffen. 

Die Betriebsuntersagungen und Einschränkungen von Einrichtungen hatten wirt-
schaftliche Auswirkungen für 

–  die Betreiber öffentlicher und privater Sportanlagen wie beispielsweise Fitness- 
und Yogastudios, Tennishallen, Skilifte, Schwimmbäder, Kampfsportschulen 
und Soccer Parks,

–  die Betreiber der Landessportschulen und weiterer Bildungseinrichtungen des 
Sports,

–  die Betreiber von Musik-, Kunst- und Jugendkunstschulen sowie von Tanz- 
und Ballettschulen,

– das an diesen Einrichtungen betriebene Gast- und Schankgewerbe sowie 
– soloselbstständige Trainer sowie Musik-, Kunst-, Tanz- und Ballettlehrer.

Die Einschränkungen bei Veranstaltungen (zum Beispiel Teilnehmerobergrenzen, 
Alkoholverbot, Verbot gastronomischer Angebote) hatten vor allem wirtschaft-
liche Auswirkungen für

– die Proficlubs der Profiligen,
– die Veranstalter von Sportgroßveranstaltungen und
– Sportvereine.

Wirtschaftliche Auswirkungen hatten zudem die finanziellen Mehrbelastungen für 
die Betreiber von Einrichtungen, Soloselbstständige und Veranstalter aus den Be-
reichen Sport und Kultur zur Umsetzung der besonderen Maßgaben zum Betrieb 
und zur Durchführung von Veranstaltungen (insbesondere Hygieneanforderungen 
und Hygienekonzepte, Datenverarbeitung, Kontrolle des Zutritts- und Teilnahme-
verbots). 

Für die Einrichtungen der allgemeinen Weiterbildung wie die Volkshochschulen 
ergaben sich ebenfalls wirtschaftliche Einschränkungen. Nach ihrer vollständigen 
Schließung im Präsenzbereich waren zunächst lediglich wenige Präsenzangebote 
zugelassen (insbesondere Angebote der schulischen, beruflichen oder dienstlichen 
Bildung, die nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II oder 
SGB III) geförderte Bildung und die zur Integration oder zur deutschen Sprachbil-
dung von Migrantinnen und Migranten angebotene Bildung). Auch bei der kurze 
Zeit später erfolgten weiteren Öffnung ergaben sich wirtschaftliche Auswirkun-
gen durch allgemeine Einschränkungen für Veranstaltungen, Hygienekonzepte, 
Zugangskontrollen, Teilnehmerzahlbeschränkungen oder die Maskenpflicht (bei-
spielsweise im Sprachkursangebot). 

Von den Angebotsbeschränkungen im Bereich dieser Einrichtungen waren be-
sonders auch die dort oftmals auf Honorarbasis arbeitenden Dozentinnen und Do-
zenten betroffen.

Einschränkungen des Präsenzbetriebs an Schulen und in Kindertageseinrich-
tungen beziehungsweise in der Kindertagespflege ergaben sich aus der Corona-
Verordnung, der CoronaVO Schule und der CoronaVO Kita. Insbesondere die 
mehrwöchigen Schließungen der Einrichtungen während der Lockdowns ab dem  
17. März 2020 und ab dem 16. Dezember 2020 konnten mittelbaren Einfluss auf 
die Wirtschaft haben, da berufstätige Erziehungsberechtigte neben ihrer Berufs-
tätigkeit für die Betreuung ihrer Kinder sorgen mussten. 

Um die Erziehungsberechtigten diesbezüglich zu entlasten, sahen die genannten 
Corona-Verordnungen für Kinder bis einschließlich der Klassenstufe 6, ab dem 
19. Juni 2020 bis einschließlich Klassenstufe 7 eine Notbetreuung in den ent-
sprechenden Einrichtungen vor. Die zunächst bestehende Beschränkung der be-
rechtigten Personengruppen auf Beschäftigte in systemrelevanten Bereichen wurde 
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zum 12. April 2021 vollständig aufgehoben. Ab diesem Zeitpunkt konnten al-
le Kinder die Notbetreuung in Anspruch nehmen, deren Erziehungsberechtigte 
in ihrer Berufstätigkeit unabkömmlich waren oder ein Studium absolvierten be-
ziehungsweise eine Schule besuchten und die Abschlussprüfung im Jahr 2021 an-
strebten, sofern sie dadurch an der Betreuung ihrer Kinder gehindert waren. 

Für den Verkehrsbereich wurden Maßnahmen ergriffen, um die Gesundheit der 
Bürgerinnen und Bürger zu schützen, zugleich aber weiterhin die Mobilität best-
möglich aufrechtzuerhalten. Dies betraf unter anderem die Bereiche des Öffent-
lichen Verkehrs, des Flugverkehrs, der Schifffahrt, des Straßenbaus sowie den 
Bereich der Fahrschulen.

Ziel war es, im Öffentlichen Verkehr während der Pandemie dauerhaft ein stabiles 
Angebot und möglichst viele Kapazitäten anbieten zu können, um Einschränkun-
gen auch für die berufliche Mobilität zu vermeiden. Daher wurden nur in Ausnah-
mefällen Fahrpläne an pandemiebedingte Einschränkungen angepasst, zum Bei-
spiel bei erhöhtem Krankenstand.

Um die pandemiebedingten Auswirkungen auf die Verkehrsunternehmen zu re-
duzieren, engagierte sich das Land vielfältig. So wurden Rettungsschirme für den 
ÖPNV, Reisebusunternehmen und Carsharing-Anbieter aufgestellt, Förderpro-
gramme zum Beispiel für Trennscheiben in Bussen und Bürgerbussen und von 
zusätzlichen Schulbusverkehren aufgelegt und Familien beim Preis von Abonne-
ments für Schülerinnen und Schüler entlastet. 

Im Bereich des ÖPNV wurde durch die Corona-Verordnung des Landes zum 
27. April 2020 eine Maskenpflicht eingeführt, welche im weiteren Verlauf der 
Pandemie jeweils angepasst wurde, zum Beispiel in Hinblick auf die Art der zu 
tragenden Maske und des Geltungsbereichs an Haltestellen. Die Maskenpflicht im 
Nahverkehr endete am 31. Januar 2023. Die landesrechtliche Maskenpflicht im 
ÖPNV wurde durch weitere bundesrechtliche Vorgaben flankiert, zum Beispiel 
zur Maskenpflicht im Schienenpersonenfernverkehr oder zu erforderlichen Nach-
weisen (zum Beispiel eine „3G-Regel“). Das Land beteiligte sich hinsichtlich der 
Kontrollen der „3G-Regeln“ im ÖPNV an Mehrkosten für externe Sicherheits-
kräfte in Bus und Bahn.

Für den Bereich der Binnenschifffahrt wurden in den Corona-Verordnungen des 
Landes zu unterschiedlichen Zeitpunkten eine Maskenpflicht auf Fahrgastschiffen 
eingeführt, die Zulässigkeit des Betriebs der Ausflugsschifffahrt zeitweise unter-
sagt sowie zu einem späteren Zeitpunkt der Betrieb von Fluss- und Seenschifffahrt 
in Abhängigkeit der jeweiligen Warn-, Alarm- oder Inzidenzstufen zugelassen.

Um in der Pandemie Erleichterungen für die Vergabe und Ausführung von Leis-
tungen bei dem Bau von Bundesfern- und Landesstraßen herbeizuführen, wurden 
mehrere Rundschreiben, Erlasse, Handlungsempfehlungen und Hinweise veröf-
fentlicht. Insbesondere das Rundschreiben des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur vom 15. Juli 2020, Az. StB 14/7134.40/010/3347720, 
zur „Erleichterung für die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Beschleunigung in-
vestiver Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-
19-Pandemie“ mit landesspezifischen Ergänzungen des Ministeriums für Ver-
kehr Baden-Württemberg vom 24. Juli 2020, Az. 2-14/41. Zudem hat das Mi-
nisterium für Verkehr das Rundschreiben des Bundesverkehrsministeriums vom  
22. Juni 2020, Az. StB 14-/7134.2/005/3337578, zum Umgang mit Mehrkosten 
durch zusätzliche Hygiene- und Gesundheitsschutzmaßnahmen auf Grund der Co-
ronapandemie veröffentlicht und ergänzend hierzu Handlungsempfehlungen (fort-
geschrieben am 1. März 2021, Az. VM2-14-1/8/1) sowie Prüfhinweise erlassen  
(27. November 2020, Az. 2-14/41).

Des Weiteren stellt auch die öffentliche Vergabe einen bedeutenden Wirtschafts-
faktor dar. Um die Vergabe öffentlicher Aufträge und damit investive Maßnah-
men angesichts des wirtschaftlichen Einbruchs infolge der Coronapandemie be-
schleunigen zu können, erließ die Landesregierung Baden-Württemberg in feder-
führender Zuständigkeit des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
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am 20. August 2020 die VwV Investitionsfördermaßnahmen öA (Verwaltungs-
vorschrift der Landesregierung zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Auf-
träge zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie). 
Danach konnten die Vergabestellen der Landesverwaltung befristet bis Ende 2021 
Bauleistungen bis zu 100 000 Euro freihändig vergeben und bis zu einer Mil-
lion Euro beschränkt ausschreiben. Für Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem 
Auftragswert von 100 000 Euro war eine Verhandlungsvergabe möglich, bis zu 
214 000 Euro eine Beschränkte Ausschreibung. Die Werte für den Direktauftrag 
von Liefer- und Dienstleistungen wurden von 5 000 auf 10 000 Euro und beim 
Direktauftrag von Bauleistungen von 3 000 auf 5 000 Euro erhöht. Die VwV In-
vestitionsfördermaßnahmen öA trat am 31. Dezember 2021 außer Kraft.

Die VwV Investitionsfördermaßnahmen öA ging als lex specialis den entspre-
chenden Regelungen in der VwV Beschaffung (Verwaltungsvorschrift der Lan-
desregierung über die Vergabe öffentlicher Aufträge) vom 24. Juli 2018 (GABl. 
S. 490), die durch Verwaltungsvorschrift vom 5. Juni 2019 (GABl. S. 217) ge-
ändert worden war, vor.

Zu Beginn der Coronapandemie wurde durch die Corona-Verordnung der Lan-
desregierung der Betrieb von Bildungseinrichtungen, worunter auch Fahrschulen 
fallen, am 16. März 2020 untersagt. Im Weiteren wurde der Betrieb der Fahrschu-
len ab dem 11. Mai 2020 wieder unter Auflagen zugelassen. Hierzu zählten ins-
besondere Abstands- und Hygienevorschriften. Dies schränkte unter anderem die 
Zahl der Teilnehmer im theoretischen Fahrschulunterricht ein und sorgte für einen 
Reinigungs- und Zeitaufwand zwischen den einzelnen praktischen Fahrstunden. 
Zur Erleichterung der Durchführung der theoretischen Fahrschulausbildung wur-
de durch das Ministerium für Verkehr ab dem 3. Dezember 2020 eine Ausnahme 
von der Präsenzpflicht zugelassen. Der theoretische Fahrschulunterricht durfte 
rein digital als Webkonferenz beziehungsweise in hybrider Form durchgeführt 
werden. Diese Regelung bestand bis einschließlich 31. Dezember 2022 fort. Der 
Betrieb der Fahrschulen wurde durch die stark steigenden Coronafallzahlen im 
Winter 2020/2021 erneut eingeschränkt. Zum 11. Januar 2021 wurden Fahrschu-
len grundsätzlich erneut geschlossen. Für bestimmte Ausnahmefälle wurde der 
Betrieb der Fahrschulen zugelassen, hierzu zählte unter anderem die Fahrschul-
ausbildung für LKW- und Busfahrerinnen und -fahrer beziehungsweise Personen, 
welche den Führerschein für die ehrenamtliche Tätigkeit bei der Feuerwehr oder 
im Rettungsdienst benötigen. Zum 1. März 2021 erfolgte eine Teilöffnung für die 
Fahrschulen. Die praktische Fahrausbildung wurde unter Einhaltung der Hygie-
nebestimmungen zugelassen, der theoretische Unterricht in Präsenz blieb unter-
sagt, der Onlineunterricht war möglich. Ab dem 7. Mai 2021 war der theoretische 
Fahrschulunterricht wieder in Präsenz möglich, die Fahrschulen mussten die je-
weiligen Hygienevorschriften beachten. 

Für Flugschulen und Luftsport wurden Regelungen analog zu Fahrschulen und 
Sportgeländen erlassen. Eine Sonderregelung gab es nicht.

2.  Zu welchem Zeitpunkt und durch wen wurden finanzielle Hilfen für die Wirt-
schaft gewährt und wie viele wurden abgerufen (aufgeschlüsselt nach dem Zeit-
punkt des Abrufens, nach Art der Hilfe, nach Bundes- oder Landesmitteln)?

Zu I. 2.:

Die Coronapandemie hat die heimische Wirtschaft vor bislang nicht gekannte He-
rausforderungen gestellt. Bund und Länder haben mit einer beispiellosen Kraftan-
strengung reagiert und zahlreiche Hilfsprogramme zur Abfederung der wirtschaft-
lichen Folgen der Coronapandemie aufgelegt. 

Gleich zu Beginn der Krise wurde von der Landesregierung gemeinsam mit der 
Bundesregierung im März 2020 mit der Soforthilfe Corona ein unbürokratisches 
Notfallprogramm geschaffen, um die unmittelbar eingetretenen Auswirkungen 
der Coronapandemie für betroffene Betriebe schnellstmöglich abzufedern und die 
Existenz von Selbstständigen und kleinen Unternehmen zu sichern, die in dieser 
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wirtschaftlichen Ausnahmesituation akute krisenbedingte Liquiditätsengpässe er-
litten.

Als unmittelbares Nachfolgeprogramm zur Soforthilfe Corona wurde ab Juni 2020 
seitens des Bundes die Überbrückungshilfe zur Verfügung gestellt. Bei der Über-
brückungshilfe handelte es sich im weiteren Verlauf um das zentrale Unterstüt-
zungsinstrument, mit welchem Unternehmen aller Branchen, die monatliche Um-
satzeinbrüche von mindestens 30 Prozent erlitten, einen Zuschuss zu den betrieb-
lichen Fixkosten erhalten konnten.

Alternativ zur Überbrückungshilfe konnten Soloselbstständige und Kleinstunter-
nehmen mit weniger als einer Vollzeitkraft eine Unterstützung durch die Neu-
starthilfe des Bundes erhalten. 

Bestehende Lücken in den Bundesprogrammen wurden durch die Landesregie-
rung von Baden-Württemberg unter erheblichem Einsatz von Landesmitteln ge-
schlossen. Ein wesentlicher Bestandteil war dabei der fiktive Unternehmerlohn, 
der seit der Soforthilfe Corona zum Grundbestand der baden-württembergischen 
Hilfsinstrumente für die Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Coronapan-
demie zählte. Ein fiktiver Unternehmerlohn konnte auch über die gesamte Lauf-
zeit der Überbrückungshilfe des Bundes zur Existenzsicherung geschäftsführen-
der Personen gewährt werden, die keine eigenen Gehälter beziehen, weshalb für 
sie die reine Fixkostenerstattung in der Überbrückungshilfe nicht ausreichte. 

Das branchenspezifische Landesförderprogramm Tilgungszuschuss Corona schloss 
eine weitere Förderlücke in der Überbrückungshilfe des Bundes für Unternehmen 
und Soloselbstständige, die besonders von den wirtschaftlichen Folgen der Pande-
mie betroffen waren. Die Unternehmen wurden mit einem direkten Zuschuss zu 
den Tilgungsraten für betriebliche Kredite, für Raten aus Mietkaufverträgen und 
Leasingverträgen („Finanzierungsleasing“) sowie für Geldmarktdarlehen unter-
stützt.

Um das besonders von den coronabedingten Einschränkungen betroffene Ho-
tel- und Gaststättengewerbe zu unterstützen, hat die Landesregierung für diese 
Branche im Frühjahr 2020 zudem eine Stabilisierungshilfe beschlossen, die bis 
einschließlich erstes Quartal 2021 als existenzsichernde Alternative zur Über-
brückungshilfe zur Verfügung stand.

Durch die Pandemie betroffen waren auch die innovativen Nachwuchsunterneh-
men, die bei ausbleibenden Finanzierungsrunden schnell mit dramatischen Liqui-
ditätsengpässen zu kämpfen haben. Für diese Jungunternehmerinnen und -unter-
nehmer wurde das Förderprogramm Start-up BW Pro-Tect angeboten. Ein wie ein 
Wandeldarlehen gestalteter Zuschuss zur Deckung eines Kapitalbedarfs von bis 
zu 200 000 Euro ermöglichte die Überbrückung bis zur nächsten Finanzierungs-
runde und leistete damit einen wichtigen Beitrag zum Erhalt innovativer und aus-
sichtsreicher Gründungsvorhaben und agiler Start-ups über die Krise hinaus. 

Mit der „Restart-Prämie“ unterstütze die L-Bank von der Pandemie besonders be-
troffene kleine und mittlere Unternehmen bei ihrem wirtschaftlichen Neustart. Im 
Rahmen der „Restart-Prämie“ wurde ein Tilgungszuschuss in Höhe von zehn Pro-
zent in Kombination mit einem zinsverbilligten Förderdarlehen der Gründungs- 
und Wachstumsfinanzierung (GuW-BW) der L-Bank gewährt.

Mit den Härtefallhilfen Corona, einem gemeinsamen Programm des Bundes und 
der Länder, konnte das Land schließlich auch Unternehmen unterstützen, die auf-
grund besonderer Umstände trotz einer coronabedingt existenzbedrohlichen Lage 
keinen Zugang zu einem Coronaprogramm des Bundes oder des Landes hatten. 

Neben diesem breiten Angebot an Zuschussprogrammen hat das Land zudem 
noch eine Vielzahl an Beratungs- und Finanzierungsprogrammen bereitgestellt. 
So wurden beispielsweise mit dem Mezzanine-Beteiligungsprogramm zur Eigen-
kapitalstärkung neben Start-ups vor allem mittelständische Unternehmen unter-
stützt, deren Eigenkapitalbasis sich infolge laufender Einnahmeausfälle, der Zu-
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rückhaltung privater Investoren und erhöhter Kreditaufnahme in der Coronakrise 
verschlechtert hatte. Dabei wurden Mittel an akkreditierte Finanzintermediäre 
vergeben, die die Mittel in Form von stillen Beteiligungen bis hin zu direkten 
Beteiligungen im Einzelfall an die Unternehmen zu attraktiven Konditionen aus-
reichen konnten. 

Der Zugang zu Krediten stellt eine entscheidende Voraussetzung für die Liquidi-
tätssicherung und den mittel- bis langfristigen Erhalt der mittelständisch gepräg-
ten Wirtschaft im Land dar. Um diesen sicherzustellen, hat die Landesregierung 
während der Coronapandemie verschiedene Maßnahmen ergriffen. So wurde die 
gemeinsam von Bund und Land gewährte Rückbürgschaft zugunsten der Bürg-
schaftsbank Baden-Württemberg erweitert und mit zusätzlichen Mitteln ausge-
stattet. Zum einen wurden dadurch die Entscheidungsprozesse für Bürgschaftsbe-
willigungen beschleunigt. Zum anderen konnte dadurch die maximale Obergrenze 
für Bürgschaftsübernahmen der Bürgschaftsbank von 1,25 auf 2,5 Millionen Euro 
angehoben werden. Auch wurde hierdurch ermöglicht, Unternehmen mit bis zu 
zehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine bis zu hundertprozentige Bürgschaft 
anzubieten. Die L-Bank erhielt befristet bis zum 30. Juni 2022 eine hundertpro-
zentige Rückbürgschaft des Landes mit einem Bürgschaftsrahmen in Höhe von 
400 Millionen Euro. Auf Seiten der L-Bank wurden die Obergrenze für Bürg-
schaftsübernahmen von 5 Millionen Euro auf 20 Millionen Euro angehoben und 
die Bewilligungsprozesse beschleunigt. Ergänzend wurde der Liquiditätskredit 
Plus mit Tilgungszuschuss aufgesetzt, mit dem in der Coronakrise gezielt kleine 
und mittelständische Unternehmen unterstützt werden konnten, die von den Bun-
desprogrammen und den KfW-Programmen nicht lückenlos erfasst wurden.

Nachrichtlich sei noch darauf hingewiesen, dass der Beteiligungsfonds Baden-
Württemberg die an ein Maschinenbauunternehmen gewährte Stabilisierungs-
maßnahme in Form einer Stillen Beteiligung in Höhe von 2,495 Millionen Euro 
verwaltet. Nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Beteiligungsfondsgesetz Baden-Württem-
berg (BetFoG) in Verbindung mit § 36 Satz 1 Beteiligungsfondsverordnung (Bet-
FoVO) legt dazu das Ministerium für Finanzen im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus dem Landtag quartalsweise eine 
Übersicht über den Stand der Stabilisierungsmaßnahmen vor.

Schlussendlich konnten Unternehmen neben den rein finanziellen Unterstützungs-
angeboten im Rahmen der „Krisenberatung Corona“ bis zu vier kostenlosen Be-
ratungstage in Anspruch nehmen, um die jeweilige unternehmerische Lage zu 
analysieren, Möglichkeiten der Liquiditätssicherung aufzuzeigen und eine Strate-
gie zur Krisenüberwindung zu entwickeln. Vier Beratungsdienste wurden mit der 
Durchführung und Abwicklung beauftragt. Nach dem Stand der Endabrechnung 
zum Laufzeitende wurden branchenübergreifend insgesamt 9 104 Beratungstage 
bei 3 956 Unternehmen erbracht.

Die nachstehende Tabelle 1 beinhaltet eine Übersicht über die ausbezahlten An-
träge in den einzelnen Programmen sowie den aktuellen Stand (3. Quartal 2023) 
der Auszahlungen der Landes- und Bundesmittel, also die insgesamt ausgezahlten 
Mittel abzüglich der bereits erfolgten Rückflüsse.
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Tabelle 1:  Übersicht über ausbezahlte Anträge in den einzelnen Programmen sowie aktueller 
Stand (3. Quartal 2023) der Auszahlungen der Landes- und Bundesmittel.

Für eine detailliertere Aufstellung der Auszahlungszeitpunkte sowie der weiteren 
Aufteilung in Bundes- und Landesmittel wird auf die Anlage 1 zu Ziffer I. 2. ver-
wiesen, in der der quartalsweise aggregierte Zeitpunkt der Auszahlungen für die 
einzelnen Programme angegeben ist.

Die gesundheitspolitischen Maßnahmen zur Bekämpfung der Coronapandemie 
haben zudem zu schweren Einschränkungen für die gesamte Veranstaltungsbran-
che, insbesondere auch für Messen und Ausstellungen geführt. Neben erheblichen 
Umsatzausfällen mussten die Betriebe der Messewirtschaft seit dem Frühjahr 
2020 auch vergebliche Aufwendungen für vorbereitete, aber nicht stattfindende 
Veranstaltungen verkraften. Um diese von der Branche unverschuldeten Här-
ten abzumildern, wurden vom Bund Mittel für einen „Sonderfonds des Bundes 
für Messen und Ausstellungen“ (SoMA) zur Verfügung gestellt. Die Ausfallab-
sicherung des Bundes entschädigte Veranstalter anteilig für entstandene Schäden, 
wenn ihre wirtschaftliche Tätigkeit durch eine behördliche Maßnahme zur Be-
kämpfung der Coronapandemie im Zeitraum 1. Oktober 2021 bis 30. September 
2022 unmöglich wurde, da ein vollständiges Veranstaltungsverbot galt. Die Hil-
fen des SoMA wurden in Form einer Billigkeitsleistung als freiwillige Zahlung 
an Veranstalter von Messen und Ausstellungen im Sinne der Gewerbeordnung 
gewährt. In Baden-Württemberg fungierte die L-Bank als Bewilligungsstelle. Die 
vorab geprüften und geltend gemachten Schäden waren bis zu 80 Prozent und bis 
zu einem Betrag von maximal 8 Millionen Euro pro Veranstaltung beihilfefähig. 
Die geleisteten Beihilfen wurden als Einnahmen erfasst. Die gegebenenfalls an-
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fallenden Entschädigungszahlungen an die Veranstalter wurden vom Bund über-
nommen. Hierfür stellte das Bundesministerium für Finanzen als Fördervolumen 
600 Millionen Euro bundesweit für den SoMA zur Verfügung.

Aus diesem Sonderfonds wurden insgesamt sieben Anträge vier baden-württem-
bergischer Messegesellschaften mit einem Volumen von rund 2,6 Millionen Euro 
bewilligt:

–  zwei Bewilligungen im 3. Quartal 2022 (18. Juli und 21. Juli 2022) in Höhe 
von rund 1 Million Euro, 

–  fünf Bewilligungen im 4. Quartal 2022 (10. Oktober, 11. Oktober und 9. No-
vember 2022) in Höhe von rund 1,6 Millionen Euro. 

Mit dem Zusammenspiel aus Bundes- und Landesprogrammen ist es gelungen, 
die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie in der Breite abzumildern und die ganz 
große Mehrheit an Existenzen und Arbeitsplätzen in Baden-Württemberg abzu-
sichern.

3.  Wie viele Hilfen mussten jeweils zu welchem Zeitpunkt zurückgezahlt werden 
(aufgeschlüsselt nach Anzahl der Betriebe und nach Branchen)?

Zu I. 3.:

Eine Aufschlüsselung der zurückzuzahlenden Hilfen nach Zeitpunkt, Branche und 
Förderprogramm ist der beigefügten Anlage 2 zu Ziffer I. 3 zu entnehmen. Dabei 
gilt zu beachten, dass eine einheitliche Darstellung aufgrund der teilweise sehr 
heterogenen Ausgestaltung der Programme, sowohl bezüglich der Förderkondi-
tionen, als auch den bei Antragstellung erhobenen Daten, nur sehr eingeschränkt 
möglich ist. So sind beispielsweise Darlehen, Bürgschaften, Garantien sowie das 
Programm Start-up BW Pro-Tect bereits grundsätzlich rückzahlungspflichtig, 
während die als Zuschuss gewährten Corona-Hilfen grundsätzlich nicht zurück-
gezahlt werden müssen. Eine Rückforderung dieser Hilfen erfolgt nur, wenn sich 
nachträglich herausstellt, dass die jeweiligen Antragsvoraussetzungen nicht vor-
gelegen haben oder wenn die bei Antragstellung für die Bestimmung der Förder-
höhe getroffenen Prognosen nicht tatsächlich eingetreten sind.

Auch die Abfrage der Branchenzugehörigkeit der Unternehmen, die in der Regel 
auf Basis der Klassifikation der Wirtschaftszweige erfolgt, ist nicht in allen Pro-
grammen einheitlich. 

In den Programmen Liquiditätskredit Plus sowie den Bürgschaften im Rahmen 
der Coronapandemie der L-Bank wird ein bankinterner Branchencode genutzt. 
Auch die Programme der Bürgschaftsbanken werden nicht nach der Klassifikation 
der Wirtschaftszweige dargestellt.

Des Weiteren wurde die Branchenaufteilung in der Soforthilfe erst ab 9. April 
2020 in die Antragsbearbeitung übernommen. Für nähere Erläuterungen diesbe-
züglich wird auf die Drucksache 16/8215 verwiesen.

Nach Angabe der L-Bank ist zudem eine Branchenauswertung für die Programme 
Stabilisierungshilfe I und II nicht möglich. Aufgrund der Ausgestaltung dieser 
beiden Programme waren hier jedoch lediglich Unternehmen antragsberechtigt, 
die mindestens 30 Prozent ihres gesamten Umsatzes in den Wirtschaftszweigen 
I.55 Beherbergung oder I.56 Gastronomie erzielten.

Gemäß einer externen Evaluierung der Programme Start-up BW Pre-Seed und 
Start-up BW Pro-Tect ergibt sich für das Programm Start-up BW Pro-Tect die 
folgende Branchenverteilung der geförderten Start-ups: Rund 34 Prozent Soft-
ware, rund 10,5 Prozent Industrie, rund 10 Prozent Medizin, rund 5,6 Prozent 
Energie, 4,8 Prozent E-Commerce, 4 Prozent Mobilität, 4 Prozent Umwelttech-
nologie, 4 Prozent Hardware, 3,2 Prozent Bildung, 3,2 Prozent Dienstleistung, 
1,6 Prozent Finanzbereich. Rund 9 Prozent der Start-ups sind KI-basiert, rund 14 



16

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5149

Prozent verstehen sich als GreenTech-Start-ups. Insgesamt wurden 206 Finan-
zierungshilfen im Rahmen Start-up BW Pro-Tect gewährt und bereits 3 410 300 
Euro von den Start-ups zurückbezahlt.

4.  Was erhofft sie sich durch die in Auftrag gegebene Evaluation der Corona-
Hilfsprogramme des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus (Refe-
renznummer der Bekanntmachung: LZBW-2023-01-011)?

Zu I. 4.:

Im Rahmen der Evaluation sollen die Coronahilfsprogramme des Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus vertieft analysiert werden. Hierbei sollen 
insbesondere die nachhaltige Zielerreichung sowie die Wirtschaftlichkeit der 
Hilfsprogramme untersucht werden. Zentrales Ziel der Evaluation soll es sein, die 
Krisenresilienz der Verwaltung auf der Grundlage der Erfahrungen mit den Co-
ronahilfsprogrammen zu stärken und Möglichkeiten aufzuzeigen, wie bei ähnlich 
gelagerten, künftigen Notfallsituationen schnell und unbürokratisch, aber zugleich 
transparent und rechtssicher Hilfen an Unternehmen ausgereicht werden können.

5.  Wie viele Beschäftigte im Land haben in der Coronakrise von Kurzarbeitergeld 
profitiert unter besonderer Darstellung, bei wie vielen dieser Beschäftigten das 
Kurzarbeitergeld tariflich aufgestockt wurde?

Zu I. 5.:
 
Während der Coronakrise haben in Baden-Württemberg zu Hochzeiten bis zu 
knapp einer Million sozialversicherungspflichtig Beschäftigte von Kurzarbeiter-
geld (KUG) profitiert. Informationen zu der Zahl der KUG-Bezieherinnen und 
-Bezieher, deren KUG tariflich aufgestockt wurde, liegen der Landesregierung 
nicht vor. Eine Übersicht über die tatsächlich realisierte konjunkturelle Kurzar-
beit, nach Jahren und Monaten ausgewiesen, kann folgenden Tabellen 2 bis 5 
entnommen werden.

Tabellen 2 bis 5:  Realisierte Kurzarbeit 2020 bis 2023. Quelle: Statistik der Bundesagentur für 
Arbeit, eigene Darstellung.
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6.  Welche Berufe hat die Landesregierung während der Pandemie als systemrele-
vant erfasst (aufgeschlüsselt nach Branchen) unter Darlegung, welche Krite-
rien als Maßstab der Systemrelevanz für künftige Krisen gelten?

Zu I. 6.:

Der Begriff der Systemrelevanz ist während der Coronapandemie verstärkt in die 
öffentliche Wahrnehmung gerückt. Gleichzeitig ist eine allgemeingültige Defi-
nition schwierig, da sich das Verständnis des Begriffs im Laufe der Zeit und 
insbesondere während der Coronapandemie weiterentwickelt hat. Grundsätzlich 
wird unter dem Begriff „Systemrelevanz“ die Wichtigkeit in einem bestimmten 
Zusammenhang verstanden, die unter anderem Dienstleistungen und Berufsgrup-
pen für die Aufrechterhaltung eines Systems haben – etwa eines Wirtschafts- oder 
Gesundheitssystems, des Rechtsstaates oder zur Gewährleistung der öffentlichen 
Sicherheit. 

So werden beispielsweise die medizinisch-pflegerische Versorgung, die Grund-
versorgung, zum Beispiel die Strom-, Gas-, und Wasserversorgung oder die Ab-
fallentsorgung, sowie Feuerwehr und Polizei von der Bevölkerung allgemein als 
systemrelevant wahrgenommen. Allerdings ist die Systemrelevanz von Berufen 
unter anderem davon abhängig, welche Einrichtungen und Unternehmen in einer 
bestimmten Krise für die Aufrechterhaltung des öffentlichen Lebens von beson-
derer Bedeutung sind. Dies kann je nach Art der Krise durchaus unterschiedlich 
sein, sodass entsprechend dynamisch nachgesteuert werden muss.

Der angesprochene Aspekt der Systemrelevanz dürfte an den Gedanken der Iden-
tifizierung von sogenannter „Kritischer Infrastrukturen“ (KRITIS) anknüpfen. Die 
Nationale Strategie zum Schutz Kritischer Infrastrukturen (KRITIS-Strategie) de-
finiert KRITIS als Organisationen und Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für 
das staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung nachhaltig 
wirkende Versorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit 
oder andere dramatische Folgen eintreten würden. 

Im Rahmen der Coronapandemie wurden in Baden-Württemberg kritische 
Dienstleistungen und zugehörige Bereiche beziehungsweise diesen zugehörige 
Anlagen und Einrichtungen entsprechend eingestuft, beispielsweise im Kontext 
eines Verfahrens zur Sicherstellung von Lieferketten von Betrieben der KRITIS, 
im Kontext der Impfpriorisierung oder im Kontext von Verfahrensregelungen für 
das ausnahmsweise Verlassen des Absonderungsortes von Personen in Schlüssel-
funktionen in KRITIS. Die Eingruppierung als KRITIS-Betreiber erfolgte dabei 
in ressortübergreifender Abstimmung. Hier erschien die Einstufung bestimmter 
Dienstleistungen (einschließlich der Produktion bestimmter Güter) als „system-
relevant“ sinnvoller als die Einstufung konkreter Berufe. 

Es ist aus Sicht der Landesregierung nicht zielführend, pauschal auf systemrele-
vante Branchen abzustellen. Kriterium der Betrachtung sollte vielmehr die Auf-
rechterhaltung der Funktion unter Berücksichtigung des Status der Einzelperso-
nen im Betrieb sein. Hierbei sind hinsichtlich Branchen und Tätigkeitsfeldern 
unterschiedliche Bewertungen je nach Art der Krise praktisch unabdingbar: Der 
individuelle Aufbau eines Unternehmens oder einer Einrichtung bestimmt, wel-
che Berufe beziehungsweise welche konkreten Personen dort zur Aufrechterhal-
tung der gegebenenfalls erbrachten systemrelevanten Dienstleistungen benötigt 
werden. Dabei ist die Identifikation der Auswirkung auf die Funktionsfähigkeit 
der Systeme, zum Beispiel der KRITIS auf Grund der Komplexität der einzelnen 
Vorgänge innerhalb einer Struktur, nicht sinnvollerweise ohne Mitwirkung des 
KRITIS-Betreibers möglich. So müssen zum Beispiel der drohende Ausfall von 
KRITIS durch den Betreiber beschrieben und von diesem Gegenmaßnahmen erar-
beitet und im Bedarfsfall zur Anwendung gebracht werden (sogenanntes Business 
Continuity Management). Das schließt auch die Identifizierung von Beschäftigten 
ein, die für die Erbringung der kritischen Dienstleistung unabdingbar und notwen-
dig sind, wobei diese auch tatsächlich in den konkreten kritischen Arbeitsprozes-
sen des KRITIS-Betreibers eingesetzt sein müssen. 
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Aus § 1 Absatz 6 der Verordnung der Landesregierung über infektionsschützende 
Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2 (Corona-Verordnung 
– CoronaVO) vom 16. März 2020 kann abgeleitet werden, dass insbesondere die 
gesamte Infrastruktur zur medizinischen und pflegerischen Versorgung, die Alten-
pflege und die ambulanten Pflegedienste, Notfall-/Rettungswesen einschließlich 
Katastrophenschutz, Rundfunk und Presse sowie die in den §§ 2 bis 8 der Verord-
nung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz (BSI-Kri-
tisverordnung) bestimmten Sektoren Energie, Wasser, Ernährung, Informations-
technik und Telekommunikation, Gesundheit, Finanz- und Versicherungswesen, 
Transport und Verkehr zur KRITIS gezählt werden können. Ebenfalls umfasst 
sind Regierung, Verwaltung, Parlament, notwendige Einrichtungen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge, soweit Beschäftigte von ihrem Dienstherrn unabkömmlich 
gestellt werden sowie Justizeinrichtungen (Gerichte, Staatsanwaltschaften, Justiz-
vollzugseinrichtungen), einschließlich sämtlicher dort Beschäftigten. Im Rahmen 
der Sechsten Verordnung der Landesregierung zur Änderung der CoronaVO vom  
23. April 2020 wurden auch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Nota-
rinnen und Notare als „Organe der Rechtspflege“ von der KRITIS umfasst. Ge-
hilfen der Gerichte wie Sachverständige oder Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
sowie Übersetzerinnen und Übersetzer zählten dagegen zu keinem Zeitpunkt zur 
KRITIS im Sinne der Corona-Verordnung.

Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher sowie das weitere Personal 
an Schulen, Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege wurden durch 
§ 1a CoronaVO in der Fassung vom 23. April 2020 in Bezug auf die Berechti-
gung zur Inanspruchnahme der Notbetreuung in diesen Einrichtungen ab dem  
27. April 2020 dem Kreis der systemrelevanten Berufe hinzugefügt.

Im Bereich des Öffentlichen Verkehrs wurden insbesondere die Sektoren Trans-
port und Verkehr der BSI-Kritisverordnung sowie Beschäftigte der Unternehmen 
des ÖPNV und SPNV, darüber hinaus auch Beschäftigte zum Beispiel von Tank-
stellen und des Kraftfahrzeug- und Fahrradhandels, ausgenommen.

Fahrerlaubnisprüferinnen und -prüfer wurden auf Grundlage der Betriebspflicht 
der Technischen Prüfstellen dem KRITIS-Bereich zugerechnet. Während der Pan-
demie wurden nach der Sicherheitslage Maßnahmen zur Gewährleistung der Ver-
kehrssicherheit im Fernstraßen- und Straßengesetz Baden-Württemberg identifi-
ziert. Diese umfassten arbeitssichernde beziehungsweise organisatorische Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung der Verkehrssteuerung und -überwachung (Straße 
und Tunnel) sowie zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit durch den Straßen-
betriebsdienst, dessen Zuständigkeit den unteren Verwaltungsbehörden obliegt. 
Das entsprechende Personal wurde der KRITIS beziehungsweise Systemrelevanz 
zugeordnet.

Ergänzend ist hierzu hinsichtlich der Betrachtung der Systemrelevanz noch fest-
zustellen, dass auch Branchen beziehungsweise Dienstleistungen, die für sich ge-
nommen nach allgemeiner Betrachtung nicht zur KRITIS zu zählen wären, zu-
mindest als „systemrelevant“ betrachtet werden müssen, wenn sie als ausgelager-
ter Prozess für die Aufrechterhaltung bestimmter KRITIS zwingend erforderlich 
sind. So würde beispielsweise ein Gebäudereinigungsdienst an sich normaler-
weise nicht der KRITIS zugeordnet werden, kann aber durchaus für die Auf-
rechterhaltung der KRITIS in der Gesundheitsversorgung eine elementare Rolle 
spielen, wenn er beispielsweise die hygienische Reinigung von Krankenhäusern 
als externer Dienstleister übernimmt. Ebenso würde auch ein Labor in einer Ge-
sundheitskrise als externer Dienstleister für die Aufrechterhaltung des Gesund-
heitswesens als zwingend erforderlich gelten, wenn dort die Analyse von Proben 
zum Zweck der Diagnose erfolgt.
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7.  Inwiefern betrachtet sie auch im Rückblick die Arbeit bestimmter Berufsgrup-
pen als systemrelevant und ergreift Maßnahmen, um diese Berufe (ggf. auch 
finanziell) aufzuwerten?

Zu I. 7.:

Aufgrund der Erläuterung in I. 6. zu Branchen beziehungsweise Dienstleistungen, 
die für sich genommen nach allgemeiner Betrachtung nicht zur KRITIS zählen, 
die aber dennoch als systemrelevant betrachtet werden müssen, wenn sie als aus-
gelagerter Prozess für die Aufrechterhaltung bestimmter KRITIS zwingend erfor-
derlich sind, kann nicht per se trennscharf bestimmt werden, welche Berufsfelder 
auf Grund der Annahme, sie seien systemrelevant, eine (finanzielle) Besserstel-
lung ihrer Beschäftigten erfordern.

Anknüpfend an die Erfahrungen in der Coronapandemie, die in I. 6. ausgeführt 
wurden, erscheint es rückblickend und für künftige Krisenlagen sinnvoll, den Be-
griff „Systemrelevanz“ lageabhängig und je nach Anwendungsbereich anzupas-
sen, hingegen die Definition von KRITIS und den Kreis der zugehörigen Organi-
sationen und Einrichtungen durchgängig beizubehalten. Typischerweise werden 
Organisationen und Einrichtungen der KRITIS immer auch als systemrelevant 
eingestuft werden.

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass sich die Ausführungen zur Notbetreuung auf die Kategorisierung 
nach der KRITIS-Strategie zur „Sicherstellung notwendiger Betreuung“ beziehen. 
Hier wird die Funktion von Bildungs- und Betreuungseinrichtungen darauf redu-
ziert, den Betrieb in den anderen Sektoren aufrechtzuerhalten. Dies kann sinnvoll 
sein, solange nach dem Modell eines Katastrophenfalls von zeitlich eng begrenz-
ten Kita- und Schulschließungen ausgegangen wird. Die Auswirkungen einer Ein-
schränkung der Sozialisation und Bildung aller Kinder von nicht-systemrelevan-
ten Eltern über einen längeren Zeitraum hinweg werden hier nicht thematisiert.

Die im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz und für Migration vor dem 
Hintergrund der Coronapandemie vorgenommene Zuordnung der Justizeinrich-
tungen, einschließlich sämtlicher dort Beschäftigten, sowie der (weiteren) Organe 
der Rechtspflege zur KRITIS hat sich auch im Rückblick bestätigt. Es werden 
fortlaufend Maßnahmen ergriffen, um die Attraktivität der verschiedenen Tätig-
keiten in einer Justizeinrichtung zu steigern (z. B. Wahlrecht zwischen Beihilfe 
und Heilfürsorge mit Wirkung vom 1. November 2020; Hebung der Ämterstruk-
tur des mittleren Dienstes sowie eine Anhebung der Eingangsämter des gehobe-
nen Dienstes; Stellenhebungen in erheblichem Umfang gerade für die Laufbahnen 
des gehobenen sowie des mittleren Vollzugs- und Werkdienstes im Justizvollzug 
und damit verbesserte Beförderungschancen). 

Hinsichtlich der gesetzlichen Vergütung von Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz ist zu berücksichtigen, dass es 
sich dabei um Regelungen handelt, die gemäß Artikel 72 und Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes Gegenstand der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz sind, von der der Bund Gebrauch gemacht hat. Eine Aufwertung 
finanzieller Art ist vor diesem Hintergrund auf Landesebene nicht unmittelbar 
möglich.

Die Systemrelevanz von Lehrerinnen und Lehrern, Erzieherinnen und Erziehern 
sowie des weiteren Personals an Schulen, Kindertageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege ergibt sich aus der Notwendigkeit der Bereitstellung einer Not-
betreuung für Kinder, deren Erziehungsberechtigte an ihrem Arbeitsplatz unab-
kömmlich oder aus anderen zwingenden Gründen an der Betreuung ihrer Kin-
der gehindert sind. Eine Notbetreuung für Kinder, die aufgrund ihres Alters oder 
ihrer individuellen Situation auf eine Betreuung angewiesen sind, ist erforderlich, 
um zu verhindern, dass sich der gesellschaftliche Schaden während Krisenlagen 
dadurch ausweitet, dass die Erziehungsberechtigten wegen der Kinderbetreuung 
nicht ihrer Arbeit oder anderen gesellschaftlich bedeutsamen Pflichten nachkom-
men können. Um die Notbetreuung personell leisten zu können, muss wiederum 
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gewährleistet sein, dass auch Kinder des Betreuungspersonals selbst einen An-
spruch auf Notbetreuung haben.

Aufgrund der Bedeutung dieser Berufsgruppen für die Gesellschaft war und ist 
das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport stets bestrebt, hier im Rahmen 
der Zuständigkeit attraktive Rahmen- und Arbeitsbedingungen zu schaffen und 
Verbesserungen umzusetzen (so beispielsweise mit der Umsetzung der nächsten 
Stufe des Konzepts zur Stärkung und Entlastung von Schulleitungen).

Der Einsatz von medizinischem sowie nicht-medizinischem Fach- und Pflege-
personal ist für eine stabile und sichere medizinische Grundversorgung und zur 
Gewährleistung sozialpflegerischer Aufgaben unverzichtbar. Die Coronapande-
mie hat die Herausforderungen in der Gesundheitsversorgung und im Sozialwe-
sen sowie die hohe Bedeutung der Gesundheitsfachberufe, Sozialen Berufe und 
Pflegeberufe deutlich vor Augen geführt. Um eine gut funktionierende medizini-
sche Not- und Grundversorgung in Krankenhäusern, Pflegeheimen, in ambulanten 
Gesundheitseinrichtungen und bei unverzichtbaren sozialen Dienstleistungen bei-
spielsweise gegenüber Menschen mit Behinderungen gewährleisten zu können, 
sind die Gewinnung, der langfristige Erhalt im Beruf und der Wiedereinstieg von 
gut ausgebildetem Gesundheits- und Pflegepersonal unverzichtbar. Ohne aus-
reichende Fachkräfte kann die Daseinsvorsorge – die Unterstützungs- und Infra-
struktur im gesundheitlichen und im sozialen Bereich – nicht aufrechterhalten 
werden. Das heißt, überall da, wo Menschen Gesundheitsdienstleistungen, per-
sönliche Begleitung und Unterstützung im Alltag benötigen, werden ohne diese 
Fachkräfte die Vitalfunktionen der Menschen sofort gefährdet. Das Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Integration ergreift zusammen mit anderen berühr-
ten Ressorts und gesellschaftlichen Akteuren viele Maßnahmen, um den Fach-
kräftebedarf in diesem Bereich zu sichern und setzt sich kontinuierlich für die 
Stärkung der Gesundheitsberufe, Pflegeberufe und Sozialen Berufe ein.

Für resiliente Logistikketten erscheinen zahlreiche Berufe innerhalb dieser als 
systemrelevant, um eine ununterbrochene Versorgung jederzeit gewährleisten zu 
können. Besonders hervorzuheben wären hier Berufskraftfahrerinnen und -fahrer, 
Binnenschifferinnen und -schiffer sowie Lokführerinnen und Lokführer. Die Lan-
desregierung ist bestrebt, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten hier künftig stärker 
zusammen mit den betroffenen Akteuren einzubringen. Insbesondere die jeweili-
gen Unternehmen und Verbände können überdies entscheidend zur Aufwertung 
der Berufe beitragen.

8.  Wie hat sich die Situation von Auszubildenden und Praktikantinnen und Prakti-
kanten in Betrieben während der Coronapandemie entwickelt (aufgeschlüsselt 
nach Branchen) unter besonderer Darstellung, welche Maßnahmen zur Krisen-
vorsorge zugunsten von Auszubildenden und Praktikantinnen und Praktikanten 
getroffen werden?

Zu I. 8.:

Während der Coronapandemie kam es zu einem rund zehnprozentigen Rückgang 
der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in Baden-Württemberg. 
Für diejenigen, die in einem Ausbildungsverhältnis standen, verlief die Aus-
bildung aber überwiegend erfolgreich. In 2021 hatte Baden-Württemberg mit  
23,5 Prozent den bundesweit geringsten Anteil vorzeitig gelöster Ausbildungs-
verträge. Der Anteil erfolgreicher Abschlussprüfungen lag stabil bei 92,8 Prozent. 
Über drei Viertel (78 Prozent) der Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen 
wurden von ihrem Betrieb übernommen. Eine Umfrage der IHK Region Stuttgart 
unter mehr als 4 000 Auszubildenden im Februar 2021 legt eine hohe Zufrieden-
heit der Auszubildenden in IHK-Berufen mit Ausbildung, Ausbildungsbetrieb, 
Ausbilderinnen und Ausbildern und der Berufsschule auch unter den schwierigen 
Umständen während der Coronapandemie nahe. Neuere offizielle, landesweite 
Daten liegen noch nicht vor. Rückmeldungen der Wirtschaftsorganisationen be-
stätigen aber eine relative Stabilität der oben genannten Indikatoren auch für das 
Jahr 2022. Zudem deuten die bislang verfügbaren Ausbildungsmarktzahlen einen 
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Anstieg der Zahl der Neuverträge für das kommende Ausbildungsjahr 2023/2024 
an. 

Rein praktikumsbezogene Daten werden von den Kammern nicht erfasst. Rück-
meldungen einzelner Betriebe konstatierten für Praktikantinnen und Praktikan-
ten aber eine schwierige Lage während der Coronapandemie, da Maßnahmen der 
beruflichen Orientierung, einschließlich Praktika für einen langen Zeitraum zum 
Teil nicht stattfinden konnten. Diesen Befund bestätigt auch eine Umfrage in den 
Klassenstufen 9 und 10 an allgemeinbildenden Schulen (ohne Gymnasien) in Ba-
den-Württemberg im Schuljahr 2021/2022, bei der ein Drittel der Lehrerinnen 
und Lehrer angab, dass ihre Schülerinnen und Schüler in diesem Schuljahr kein 
Praktikum absolviert hätten.

Um die Möglichkeiten für Praktika zu erhöhen, haben die Partner des Ausbil-
dungsbündnis Baden-Württemberg die Praktikumswochen Baden-Württemberg 
initiiert. Kern der Praktikumswochen Baden-Württemberg ist eine Online-Mat-
ching-Plattform, die Jugendliche bei der Suche nach einem Praktikumsplatz un-
terstützt und so Schülerinnen und Schüler ab 15 Jahren eigene Praxiserfahrungen 
und konkrete Einblicke in die Vielfalt der Berufe und Betriebe ermöglicht. Im 
Jahr 2022 wurden im Rahmen der Praktikumswochen über 6 500 Praktikumstage 
durchgeführt.

Weiterhin förderte das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Jahr 
2022 Modellprojekte zur Digitalisierung der beruflichen Orientierung und der 
überbetrieblichen Ausbildung. Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tou-
rismus knüpfte hierbei an vorherige Förderungen von Modellprojekten an, welche 
die Digitalisierung insbesondere für die Intensivierung der Lernortkooperation 
von Berufsschule und Ausbildungsbetrieb nutzten. Auch digitale Bildungspart-
nerschaften zwischen Schulen und Betrieben konnten während der Coronapande-
mie forciert werden. Bildungspartnerschaften helfen, das Matching auf dem Aus-
bildungsmarkt zu verbessern, indem sich Jugendliche und Ausbildungsbetriebe 
frühzeitig kennenlernen.

Zwischen 2020 und 2022 wurden im Rahmen des Bundesprogramms „Ausbil-
dungsplätze sichern“ besonders von der Coronapandemie betroffene kleine und 
mittlere Unternehmen darin unterstützt, das bisherige Ausbildungsplatzangebot 
zu erhalten oder zu erhöhen und begonnene Berufsausbildungen fortzuführen. Sie 
erhielten unter anderem eine Ausbildungsprämie für den Erhalt beziehungsweise 
die Erhöhung der Zahl der Ausbildungsverhältnisse. In Baden-Württemberg wur-
den über 11 000 Prämien durch die Bundesagentur für Arbeit (BA) ausgezahlt. 
Zudem wurden beispielsweise Zuschüsse zur Ausbildungs- und Ausbildervergü-
tung zur Vermeidung von Kurzarbeit von Auszubildenden sowie Lockdown-Son-
derzuschüsse für ausbildende Kleinstunternehmen gewährt.

Das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz weist 
ergänzend darauf hin, dass in den Ausbildungsbetrieben und überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten sowie an den landwirtschaftlichen Fachschulen zur weiteren 
Qualifizierung in den Berufen im Agrarbereich die Situation der Auszubildenden 
und Teilnehmenden an Fortbildungsmaßnahmen während der Coronapandemie 
relativ stabil blieb. Die Zahlen der Ausbildungsverhältnisse und Teilnehmenden 
an den fachschulischen Angeboten blieben relativ konstant. Die Ausbildung in 
den Ausbildungsbetrieben konnte während der Pandemie in der Regel fortgeführt 
werden. Einschränkungen gab es bei den Zwischenprüfungen. Berufsabschluss- 
und Fortbildungsprüfungen wurden quantitativ wie üblich durchgeführt, jedoch 
mit pandemiebedingten Einschränkungen für die Prüflinge (Maskenpflicht, Hygi-
eneregeln, Meidung geschlossener Räume etc.). In den landwirtschaftlichen Fach-
schulen gab es sowohl Einschränkungen im Präsenzunterricht als auch daraus 
folgend bei den sozialen Kontakten beziehungsweise beim persönlich-fachlichen 
Austausch. Zur Krisenbewältigung wurde die Unterrichtsversorgung an den Fach-
schulen durch den Einsatz digitaler Techniken unterstützt und damit insgesamt 
sichergestellt.
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9.  Welche Maßnahmen hat sie zur Erfassung der Kritischen Infrastruktu-
ren (KRITIS) entwickelt unter besonderer Darstellung, in welcher Hinsicht  
welche Branchen und Bereiche gesondert berücksichtigt wurden?

Zu I. 9.:

Die konkrete Abgrenzung, welche Organisationen und Einrichtungen anknüpfend 
an die KRITIS-Definition der KRITIS-Strategie (auf die Antwort zu Frage I. 6. 
wird verwiesen) zu den KRITIS zählen und welche nicht, ist ebenenabhängig. 
Der Bund, die einzelnen Länder und einzelne Kommunen können für ihren je-
weiligen Anwendungsfall eigene und damit auch voneinander abweichende Zu-
ordnungen treffen.

Auf Landesebene gilt auch bei der Festlegung, welche Organisationen und Ein-
richtungen in einem konkreten Anwendungsfall den KRITIS zuzurechnen sind, 
das Ressortprinzip. Zuständig ist jeweils das Ministerium, in dessen Ressortbe-
reich der jeweilige KRITIS-Sektor beziehungsweise die jeweilige Branche fällt.

Bei den in Baden-Württemberg während der Coronapandemie definierten Kreisen 
von Kritischen Infrastrukturen (auf die Antwort zu Frage I. 6 wird verwiesen) 
wurde in der Regel der Kreis der KRITIS ausgehend von der BSI-Kritisverord-
nung zugrunde gelegt. Anknüpfend an die darin vorgenommene Abgrenzung wur-
de vor dem Hintergrund der aktuellen Lage und den jeweiligen Rahmenbedingun-
gen bedarfsgerecht erweitert und angepasst.

10.  Welche Auswirkungen hatte die Coronapandemie auf die Wirtschaft in ver-
schiedenen Unternehmensgrößenklassen und Branchen unter besonderer Be-
rücksichtigung von Entwicklung der Beschäftigung, Umsatzentwicklung, Zahl 
der Insolvenzen? 

Zu I. 10:

Die Coronapandemie stellte gesamtwirtschaftlich einen kombinierten Angebots- 
und Nachfrageschock dar. Angebotsseitige Störungen waren zum einen außen-
wirtschaftlich induziert, da sich bestimmte Vorleistungsgüter und auch Rohstoffe, 
die auf internationalen Märkten bezogen wurden, verknappten und damit ver-
teuerten. Nichtpharmakologische Maßnahmen, die zur Unterbrechung von Infek-
tionsketten temporär ergriffen wurden, stellten auch im Inland erhebliche Ein-
schränkungen der Produktion dar, wirkten aber zusätzlich auch über Erwartungs-
unsicherheiten hinsichtlich Einkommen beziehungsweise Erträge restriktiv auf 
Konsum beziehungsweise Investitionen. Diese Wirkungskanäle führten sektoral 
zu durchaus unterschiedlichen Gesamteffekten, je nach Grad der unmittelbaren 
Betroffenheit von Lockdownmaßnahmen oder der Einbindung in internationale 
Wertschöpfungsketten beispielsweise. 

Zu den Auswirkungen auf ausgewählte Indikatoren der wirtschaftlichen Entwick-
lung nach Branchen und Unternehmensgrößenklassen sei auf die Tabellen in An-
lage 3 zu Ziffer I. 10 im Anhang verwiesen.

Dabei wurden durch das Statistische Landesamt Baden-Württemberg folgende 
Daten zur Verfügung gestellt:

–  Daten aus der Insolvenzstatistik nach Wirtschaftsbereichen, Rechtsformen so-
wie zur Anzahl der Arbeitnehmer für die Jahre 2019 bis 2022.

–  Daten aus dem Unternehmensregister für die Jahre 2019 bis 2021.
–  Daten zur Beschäftigten- und Umsatzentwicklung nach Größenklassen für das 

Verarbeitende Gewerbe einschließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden (Abschnitte B + C der „Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ver-
sion 2008“) für die Jahre 2019 bis 2022. Der zugrundeliegende Berichtskreis 
umfasst Betriebe von rechtlichen Einheiten mit im Allgemeinen 20 oder mehr 
tätigen Personen. Beim dargestellten Merkmal „Gesamtumsatz“ ist zu beach-
ten, dass es sich hierbei um nominale, also nicht preisbereinigte Umsätze han-
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delt. Veränderungen in der Anzahl der Betriebe je Beschäftigtengrößenklasse 
gehen nicht notwendigerweise auf Neuzugänge oder Abgänge aus dem Be-
richtskreis zurück, sondern können auch durch ein Über- oder Unterschreiten 
der zur jeweiligen Größenklasse gehörenden Beschäftigtenanzahl bei den be-
fragten Einheiten zurückgehen.

– Daten zum Bauhauptgewerbe für die Jahre 2019 bis 2021.
–  Daten zum Gastgewerbe, Einzel- und Großhandel, Dienstleistungen und Kraft-

fahrzeughandel. Die Angaben nach Größenklassen liegen nur aus den Jahres-
erhebungen vor. Hier ist das aktuellste Berichtsjahr 2020, das Jahr 2021 ist 
gegenwärtig noch nicht veröffentlicht/veröffentlichungsreif. Um die Entwick-
lung vor, während und nach Corona besser darzustellen, wurden zusätzlich die 
monatlichen Messzahlen von 2019 bis an den aktuellen Rand bereitgestellt. Bei 
der Interpretation der dargelegten Daten ist zu beachten, dass ein Vergleich der 
monatlichen Zahlen mit den Ergebnissen der Jahreserhebung nur grob möglich 
ist, unter anderem da die Berichtskreise nicht miteinander übereinstimmen. So 
werden in der Konjunkturerhebung beispielsweise höhere Abschneidegrenzen 
angewendet. Zudem beeinflusst der zeitliche Verzug, mit dem die Jahresstatis-
tik erhoben wird, die Auswahlgrundlage.

11.  Inwiefern hat sich die Wirtschaft im Land nach Corona verändert unter Be-
rücksichtigung der Frage, welche Branchen gestärkt und welche geschwächt 
wurden?

Zu I. 11.:

Schon im Jahr vor der Pandemie (2019) befand sich die baden-württembergi-
sche Wirtschaft mit einem Rückgang des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) um 0,4 Prozent in einer Rezession, die sich im Jahr 2020 verstärkte und 
nach aktuellem Berechnungsstand zu einem preisbereinigten BIP-Rückgang um 
4,8 Prozent im Land führte (Abbildung 1): Nichtpharmakologische Interventionen 
mit dem Ziel der Unterbrechung von Infektionsketten bewirkten eine angebots- 
wie nachfrageseitige Dämpfung der gesamtwirtschaftlichen Aktivität. Da diese 
Interventionen auch bei wichtigen internationalen Handelspartnern vorgenommen 
wurden – besonders rigoros in China –, setzte dies die internationalen Lieferket-
ten unter Stress, wovon die baden-württembergische Wirtschaft aufgrund ihrer 
starken Einbindung in internationale Wertschöpfungsketten stärker betroffen war 
als Deutschland insgesamt (BIP-Rückgang in Deutschland 2020 um 3,7 Prozent).

Die verschiedenen Wirtschaftszweige waren von den pandemiebedingten Ein-
schränkungen durchaus unterschiedlich betroffen: Während das Produzierende 
Gewerbe ohne Bauwirtschaft einen Rückgang der realen Bruttowertschöpfung 
(BWS) um 8,1 Prozent verzeichnete, ging diese in den Dienstleistungsbereichen 
um 3,8 Prozent zurück. Aufgrund des stärkeren Gewichts der Dienstleistungs-
bereiche hielten sich die Beiträge von Produzierendem Gewerbe und Dienstleis-
tungen zum gesamtwirtschaftlichen Rückgang der Wirtschaftsleistung in etwa die 
Waage (Abbildung 1).
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Abbildung 1:  Veränderungsraten des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Baden-
Württemberg mit Beiträgen einzelner Wirtschaftsbereiche (Datenquelle: Arbeits-
kreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; Reihe 1, Länderergeb-
nisse Band 1 „Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung in den Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland 1991 bis 2022“).

Auf einer tieferen Gliederungsebene der Wirtschaftszweigsystematik zeigt sich, 
dass die gesamtwirtschaftliche Rezession des Jahres 2020 sich vor allem in den 
Dienstleistungsbereichen mitunter deutlich unterschiedlich dargestellt hat. So 
gab es auch im Jahr 2020 durchaus Wirtschaftsbereiche, die gewachsen sind 
(Tabelle 6): Während Finanz- und Versicherungsdienstleister ein BWS-Wachs-
tum von 2,2 Prozent verzeichneten und auch die Öffentliche Verwaltung mit  
+2,2 Prozent tendenziell stabilisierend wirkte, fiel der Rückgang der Wertschöp-
fung in besonders lockdownbetroffenen Branchen überdurchschnittlich aus: Im 
Gastgewerbe betrug dieser Rückgang 42,4 Prozent, im Bereich Kunst, Unterhal-
tung und Erholung 23,5 Prozent. 

Die unterschiedlichen Veränderungsraten der preisbereinigten BWS in Relation 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wirkte sich entsprechend auf die Wert-
schöpfungsanteile aus (Tabelle 7). Inwiefern und in welchem Ausmaß es sich bei 
diesen um vorübergehende oder strukturelle Verschiebungen handelt, muss vor 
dem Hintergrund der Datenlage offen bleiben.
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Tabelle 6:  Preisbereinigte Veränderungsraten der Bruttowertschöpfung (BWS) nach Wirtschafts-
zweigen (Datenquelle: siehe Abbildung 1).
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Tabelle 7:  Bruttowertschöpfung (BWS) nach Wirtschaftszweigen (Datenquelle: siehe Abbildung 1).
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12.  Inwiefern waren Unternehmen – beispielhaft am Engagement der Porsche 
SE beim Erwerb von Gesichtsmasken in der Coronapandemie – in Pandemie-
zeiten im Auftrag der Landesregierung bei der Beschaffung von Schutzgütern 
aus dem Ausland beteiligt (bitte aufgeschlüsselt nach beteiligtem Unterneh-
men, Zweck der Beteiligung und die durch das Unternehmen übernommenen 
Aufgaben)?

Zu I. 12.:

Im Auftrag des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration waren bei 
der Beschaffung von Schutzgütern aus dem Ausland während der Coronapan-
demie die Unternehmen Porsche Automobil Holding SE (Porsche SE) und die 
Daimler AG beteiligt. Sie unterstützten die Landesregierung insbesondere bei der 
Beschaffung von Masken und anderen medizinischen Verbrauchs- und Versor-
gungsgütern. Die durch die Unternehmen übernommenen Aufgaben sind in der 
nachfolgenden Tabelle 8 aufgelistet.

Tabelle 8: Übernommene Aufgaben durch die Unternehmen Porsche SE und Daimler AG.

13.  Ausgehend von Frage 12 und unter Bezugnahme der bisherigen Erkenntnisse 
oder Lehren aus der Coronapandemie über zukünftige Kooperationen mit Un-
ternehmen bei der Krisenbewältigung, inwiefern können Unternehmen in Kri-
sen staatliche Aufgaben übernehmen oder den Staat bei diesen unterstützen 
und plant sie solche Kooperation für Produkte der kritischen Versorgungs-
sicherheit dauerhaft einzurichten oder zukünftig zu institutionalisieren?

Zu I. 13.:

Die Übernahme staatlicher Aufgaben durch Unternehmen und andere Private (als 
sogenannte Beliehene) ist in der baden-württembergischen und deutschen Rechts- 
und Wirtschaftsordnung grundsätzlich nicht vorgesehen und nur in engen Gren-
zen rechtlich möglich. Dies gilt in Krisen ebenso wie in normalen Zeiten.

Was die Unterstützung des Staates durch Unternehmen bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben in Krisenzeiten anbelangt, sind jedoch sinnvolle Kooperationen aus-
nahmsweise denkbar. 

Stets gilt es jedoch die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirt-
schaft zu wahren, die sich in der Bundesrepublik Deutschland bewährt haben, 
wonach der Staat seine Aufgaben eigenständig wahrzunehmen und das Wirt-
schaftsleben betreffend lediglich den Rechtsrahmen zu setzen hat, innerhalb des-
sen Unternehmen sich wirtschaftlich frei betätigen können. Die Landesregierung 
ist dabei der Überzeugung, dass auch in Krisenzeiten private Wirtschaftsakteure 
knappe Ressourcen am effizientesten einsetzen, um dringend benötigte Produkte 
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herzustellen – darunter diejenigen Produkte, die der Staat zur Erfüllung seiner 
Aufgaben gerade in Krisenzeiten benötigt.

14.  Wie bewertet sie die aktuell bestehenden regionalen Außenhandelsbeziehun-
gen und plant sie zukünftig andere oder weitere Handelsbeziehungen mit aus-
ländischen Regionen (bitte aufgeschlüsselt nach regionalen Handelspartnern, 
betroffener Branche und Planungs- bzw. Umsetzungsstand der Handelsab-
kommen)?

Zu I. 14.:

Die generellen handelspolitischen Rahmenbedingungen werden auf EU- und 
Bundesebene und im Rahmen von internationalen Verpflichtungen festgelegt. Mit 
Blick auf die subnationalen Handelsbeziehungen und Aktivitäten wird auf Druck-
sache 17/4667 verwiesen.

II. Resilienz

1.  Was tut die Landesregierung, unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus der 
Coronapandemie, zur Stärkung der wirtschaftlichen Resilienz nach dem Ver-
ständnis der an die Definition der Vereinten Nationen angelehnten Begriffsbil-
dung der „krisenresilienten Wirtschaft“, welche die Fähigkeit der Wirtschaft, 
sich rechtzeitig und effizient den Auswirkungen einer Gefährdung zu wider-
setzen, diese zu absorbieren, sich an sie anzupassen, sie umzuwandeln oder 
sich von ihr zu erholen, beinhaltet (bitte mit Nennung konkreter Indikatoren, an 
denen sie die Stärkung festmacht)?

Zu II. 1.:

Die Absorptions- und Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft nach dem Auftreten 
einer temporären gesamtwirtschaftlichen Störung hängt einerseits vom Grad sys-
temimmanenter Rigiditäten ab: Die Fähigkeit des dynamischen Systems, nach 
einem Angebots- oder Nachfrageschock, auf den früheren Wachstumspfad zu-
rückzukehren, ist beispielsweise nicht zuletzt dadurch bestimmt, relative Preis-
signale auf den Faktormärkten wirken zu lassen, um so eine bestmögliche Allo-
kation zu gewährleisten. Die Anpassungsfähigkeit der Akteure wird dabei durch 
systemendogene Stabilisatoren (progressives Steuersystem, Lohnersatz- sowie 
Sozialleistungen) unterstützt. Andererseits wurde diese endogene Stabilisierungs-
fähigkeit in den Krisen der letzten Jahre auch durch diskretionäre Maßnahmen 
(Hilfsprogramme) flankiert. Zusätzlich zu diesen automatischen und diskretionä-
ren Stabilisatoren wird die Resilienz durch den Abbau von Rigiditäten gestärkt, so 
beispielsweise durch Bürokratieentlastung.

Krisensituationen erfordern regelmäßig ein schnelles und rechtssicheres Handeln 
der öffentlichen Auftraggeber und der potenziellen Auftragnehmer aus der Wirt-
schaft. Um in solchen Krisensituationen rasch Orientierung bieten zu können, soll 
die Neufassung der VwV Beschaffung, für die das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus federführend zuständig ist, einen besonderen Abschnitt 
zur Vergabe öffentlicher Aufträge in Krisensituationen enthalten. In einem eige-
nen Abschnitt soll aufgezeigt werden, welche Möglichkeiten das geltende Ver-
gaberecht bietet, um in Krisensituationen die Vergabe öffentlicher Aufträge be-
schleunigen zu können, damit dringlich erforderliche Güter und Dienstleistungen 
schnell beschafft werden können und die Wirtschaft durch investive Maßnahmen 
erforderlichenfalls gestützt werden kann.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus hat seit 2017 weit über 
eine halbe Milliarde Euro sowohl für Projekte und Maßnahmen zur Digitalisie-
rung als auch für Zukunfts- und Schlüsseltechnologien bereitgestellt. Diese rich-
ten sich von digitalen Neulingen bis zu digitalen Vorreitern und dies in der Fläche 
des Landes. Alleine für die Förderung von Künstlicher Intelligenz (KI) in der 
Wirtschaft hat das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus davon etwa 
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180 Millionen Euro bereitgestellt. Die Schwerpunkte der Maßnahmen liegen in 
den Handlungsfeldern wirtschaftsnahe Forschung, Förderung von Innovationen in 
Unternehmen sowie Vernetzung und Stärkung des KI-Ökosystems. Hinzu kom-
men KI-Einzelprojekte sowie Projekte zur beruflichen Aus- und Weiterbildung. 
Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus setzt hier maßgeblich An-
reize, um in die Zukunftstechnologien der KI und Digitalisierung zu investieren.

Zur Überwindung der wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie und Stärkung 
des KI-Standorts Baden-Württemberg hat die Landesregierung mit dem zweiten 
Nachtrag zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjah-
re 2020/21 entschieden, den Innovationspark KI BW zu verwirklichen und dafür 
bis zu 50 Millionen Euro bereit zu stellen (Realisierung unter dem Markennamen 
„Innovation Park AI“, kurz Ipai). Die Umsetzung des Vorhabens zielt auch auf ei-
nen erheblichen konjunkturellen Impuls und auf die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage. Es ist davon auszugehen, dass sich die privatwirtschaftlichen Investitionen 
für den Ipai in hoher dreistelliger Millionenhöhe bewegen werden. Neben der 
sofortigen Stärkung der Wirtschaft wird die Umsetzung des Projekts zudem dazu 
beitragen, die KI-Wirtschaft in Baden-Württemberg im globalen Innovationswett-
bewerb noch weiter nach vorne zu bringen. Als Wertschöpfungszentrum für KI 
soll der Innovation Park AI im Zusammenspiel mit insbesondere den regionalen 
KI-Exzellenzzentren einen wichtigen Beitrag zur technologischen Souveränität 
Europas bei der Künstliche Intelligenz leisten. Die regionalen KI-Exzellenzzent-
ren sollen das KI-Ökosystem an mehreren Standorten und in der Fläche des Lan-
des ergänzen. Hierfür sind weitere 15 Millionen Euro vorgesehen. Sie werden für 
weitere Investitionen sorgen und die Unternehmen im Bereich KI beim Aufbau 
von Geschäftsmodellen der Zukunft unterstützen.

Mit der Digitalisierungsprämie Plus soll der im Zuge der Krise entstandene Di-
gitalisierungsschub fortgesetzt und verstärkt werden. Sie soll wesentlich dazu 
beitragen, die wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie möglichst rasch zu 
überwinden und gleichzeitig Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen im Land nachhaltig zu unterstützen. Mit der Digitalisierungsprämie 
Plus werden seit dem 15. Oktober 2020 Digitalisierungsprojekte und Maßnahmen 
zur Verbesserung der IT-Sicherheit in Unternehmen aller Branchen mit bis zu  
500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie bei Angehörigen freier Berufe ge-
fördert. Dafür stehen rund 120 Millionen Euro zur Verfügung. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus hat zudem am 15. Ja-
nuar 2021 Invest BW als das größte branchenoffene einzelbetriebliche Förder-
programm in der Geschichte Baden-Württembergs gestartet. Mit Beschluss der 
Landesregierung vom 27. Juli 2021 wurde festgelegt, Invest BW zu einem In-
novationsförderprogramm weiterzuentwickeln. Seit Oktober 2021 wurden zwei 
technologieoffene und drei missionsorientierte Förderaufrufe zu den Themen 
Klimaschutz, Digitalisierung und Künstliche Intelligenz sowie Green Tech ver-
öffentlicht. Die Unternehmen werden durch die einzelbetriebliche Förderung ziel-
gerichtet bei der Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie 
unterstützt. Insgesamt stehen 330 Millionen Euro zur Verfügung. Die eingesetz-
ten Fördermittel tragen erheblich zu einer Steigerung der Innovationsbemühungen 
in den Unternehmen bei und hebeln zusätzliche Mittel aus der Wirtschaft.

Darüber hinaus fördert das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus die 
Stärkung des Forschungsstandortes Baden-Württemberg mit ausgewählten Vor-
haben mit insgesamt 50 Millionen Euro aus der Rücklage „Zukunftsland BW – 
Stärker aus der Krise“, um die Innovationsfähigkeit im Land zu stärken.

Insgesamt hatte die Landesregierung mit dem zweiten Nachtrag zum Doppelhaus-
halt am 23. September 2020 das Maßnahmenpaket „Zukunftsland BW – Stärker 
aus der Krise“ mit einem Gesamtvolumen von bis zu 1,2 Milliarden Euro be-
schlossen, um die wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie abzufedern.

Die Initiative Wirtschaft 4.0 Baden-Württemberg (IW4.0) des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, die gemeinsam mit 35 Partnerorganisationen 
aus Verbänden, Wirtschaftsorganisationen, wirtschaftsnahen Forschungseinrich-
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tungen, Unternehmen und Kammern branchenübergreifend die Digitalisierung 
der Wirtschaft unterstützt, stellt sich verschiedensten Herausforderungen. Seit 
dem Start der IW4.0 im Jahr 2017 wurden unter dem Dach eine Vielzahl zielge-
nauer unterstützender Maßnahmen für die Wirtschaft umgesetzt, mit denen schon 
viele Potenziale und Chancen der digitalen Transformation für die Unternehmen 
genutzt werden konnten. Um die Widerstandsfähigkeit der baden-württembergi-
schen Wirtschaft zu erhalten, ist die IW4.0 eine tragende Säule der ressortüber-
greifenden Digitalisierungsstrategie des Landes namens digital.LÄND (https://
digital-laend.de/digitalisierungsstrategie/) und setzt den Fokus zunehmend auch 
auf die Stärkung der wirtschaftlichen Resilienz mithilfe der Digitalisierung. Vor 
dem Hintergrund der aktuellen Krisen und Bedrohungen für Wirtschaft und Be-
schäftigung ist es eine Priorität, digitale Schlüsseltechnologien für eine innova-
tive, widerstandsfähige und nachhaltige Wirtschaft weiter zu fördern. Beim Spit-
zentreffen der IW4.0 am 16. Januar 2023 wurde eine gemeinsame Erklärung mit 
dem Titel „Resiliente Wirtschaft 4.0 – unsere Wettbewerbsfähigkeit durch Digita-
lisierung festigen und ausbauen“ präsentiert. 

Die Landesregierung setzt sich in Kooperation mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) intensiv für die Entwicklung und Umset-
zung neuer mikroelektronischer Produkte und Dienstleistungen in Deutschland und 
Europa ein. Dadurch können Kompetenzen und Know-how ausgebaut werden, um 
wichtige Technologien souverän zu nutzen und mit energieeffizienteren Chips und 
Halbleiterprodukten zum Klimaschutz beizutragen. Ziel ist ein gestärktes Halblei-
ter-Ökosystem in Europa, wodurch strategische Abhängigkeiten reduziert und die 
Versorgungssicherheit verbessert werden können. Die aktuelle Mikroelektronikför-
derung nutzt die Möglichkeiten eines „Vorhabens von gemeinsamem europäischem 
Interesse“ (Important Project of Common European Inte rest/IPCEI). 

Ziel des IPCEI Mikroelektronik und Kommunikationstechnologien (IPCEI 
ME+KT) ist es, die Industrie beim Auf- und Ausbau von resilienten Lieferketten 
und Herstellungskapazitäten für Halbleiterprodukte und dazu gehörigen Produk-
tionstechnologien zu unterstützen. Die Bundesregierung und die beteiligten Län-
der verfolgen mit dem IPCEI ME+KT den Ansatz, die Entwicklung und Her-
stellung von künftigen Mikroelektroniktechnologien sowie die Kombination von 
Funktionalitäten, Materialien und Prozesstechnologien in Deutschland und Euro-
pa bis zur Marktreife zu unterstützen, um Europa angesichts der Abhängigkeit 
von globalen Lieferketten im Bereich der Mikroelektronik und Kommunikation 
künftig souveräner und wettbewerbsfähig positionieren zu können. Die Beteili-
gung des Landes Baden-Württemberg am IPCEI ME+KT ist ein wesentlicher 
Beitrag zur Realisierung dieses Ziels. Baden-Württemberg soll damit als Halb-
leiterstandort in Deutschland und Europa weiter gestärkt werden. An Standorten 
in Baden-Württemberg werden sieben Projekte von Unternehmen gefördert. Das 
BMWK geht von Gesamtinvestitionen von bis zu 2,8 Milliarden Euro für diese 
Vorhaben aus. Damit ist Baden-Württemberg einer der am stärksten vom IPCEI 
ME+KT profitierenden Industriestandorte in Deutschland. Baden-Württemberg 
beteiligt sich an der Fördermaßnahme mit bis zu 332 Millionen Euro. 

Auch die Batterietechnologie ist eine wichtige Schlüsseltechnologie für die Zu-
kunft, die in allen Bereichen der industriellen Wertschöpfung unentbehrlich sein 
wird. Bis zum Jahr 2030 sollen rund 30 Prozent der weltweiten Nachfrage nach 
Batteriezellen aus deutscher und europäischer Produktion bedient werden. Baden-
Württemberg soll auch auf diesem Gebiet eine Spitzenposition und eine wichtige 
Schlüsselstellung entlang der gesamten Wertschöpfungskette einnehmen. Baden-
Württemberg beteiligt sich daher an der entsprechenden Fördermaßnahme des 
BMWK. Ziel des IPCEI Batteriezellfertigung ist es, über den Stand der Technik 
hinausgehende Innovationen entlang der gesamten Batterie-Wertschöpfungskette 
zu ermöglichen – von den Rohstoffen, chemischen Werkstoffen, der Konzeption 
von Batteriezellen und -modulen in intelligenten Systemen bis hin zum Recyc-
ling und zur Umnutzung von Altbatterien. Der Aufbau einer wettbewerbsfähigen 
und nachhaltigen europäischen Batteriezellfertigung soll damit unterstützt und die 
bestehende Dominanz asiatischer Hersteller, insbesondere aus China, Japan und 
Südkorea, reduziert werden. Baden-Württemberg beteiligt sich an der Fördermaß-
nahme rund 75 Millionen Euro.
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Um die Resilienz von Wirtschaft und Verwaltung zu stärken, sollen des Weiteren 
die Erkenntnisse aus der derzeit laufenden Evaluation der Coronahilfsprogramme 
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Baden-Württemberg (siehe 
Frage 1. 4.) genutzt werden.

Aufgrund der starken internationalen Verflechtungen unterstützt das Land die Un-
ternehmen mit angepassten Maßnahmen, ergänzend zu den Angeboten des Bun-
des, bei ihren Auslandsaktivitäten. Zudem werden die Außenwirtschaftsförder-
maßnahmen des Landes kontinuierlich gemeinsam mit den Wirtschaftsakteuren 
an den aktuellen Rahmenbedingungen und unternehmerischen Bedarfen ausge-
richtet. Baden-Württemberg hat beispielsweise als erstes Land die Förderung von 
Clustern zur Internationalisierung ermöglicht und ein Innovation Camp im Silicon 
Valley-Ökosystem für Unternehmen initiiert, um mit Expertinnen und Experten 
sowie Mentorinnen und Mentoren Innovationsmethoden zur Erhaltung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit zu vertiefen.

Auch die zielgerichtete und strategische Etablierung von Wirtschaftsrepräsentan-
zen ist ein neuer Ansatz, um Unternehmen bei ihrer zukunftsfähigen Ausrichtung 
und ihren Innovationsvorhaben mit direkten Informationen aus erster Hand vor 
Ort zu unterstützen. In den letzten Jahren wurden daher in strategisch wichtigen 
Zielmärkten die Beratungsangebote der Wirtschaftsrepräsentanzen und Auslands-
büros, zum Teil unterstützt durch Innovationsscouts, ausgebaut. Die Auslands-
büros des Landes befinden sich in den USA, China, Japan, Großbritannien, Brasi-
lien, Vereinigte Arabische Emirate, Israel, Indien, Äthiopien und Südafrika.

Am 17. Januar 2023 verabschiedete der Ministerrat die Rahmenstrategie für die 
Auslandsbüros des Landes Baden-Württemberg. Die Wirtschaftsrepräsentanzen 
und Auslandsbüros werden künftig ihren Fokus auf wissensintensive, innovative 
Unternehmen, Unternehmen mit einem hohen Wertschöpfungsgrad für Baden-
Württemberg sowie auf Zukunftsbranchen und -technologien in Hightech-Märk-
ten, wie z. B. Digitalisierung, Industrie 4.0, Künstliche Intelligenz und Quanten-
technologie, neue und nachhaltige Mobilität, Green Tech und effiziente Techno-
logien, Gesundheitswirtschaft sowie Energie- und Wasserstoffwirtschaft, legen.

Ein weiterer Fokus liegt auf Zukunftsmärkten in Schwellenländern sowie Län-
dern mit einem besonders hohen Entwicklungs- und Marktpotenzial, in denen 
Unternehmen einen besonderen Unterstützungsbedarf haben. Hier werden insbe-
sondere auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und Anbieter klassischer 
Technologien unterstützt, damit diese sich ihnen bietende Möglichkeiten in neuen 
Märkten nutzen und ihr wirtschaftliches Engagement diversifizieren können (vgl. 
Landtags-Drucksache 17/4667 Ziffern 7 und 8).

Im Bereich der Beratung wurde ebenfalls bundesweit einmalig die China-Kompe-
tenz-Reihe zur Vertiefung der China-Kenntnisse baden-württembergischer Unter-
nehmen, Hochschulen und Kommunen zusammen mit dem Mercator Institute for 
China Studies (MERICS) veranstaltet. Auch das bereits seit 2020 bestehende und 
von upj e. V. durchgeführte Beratungsangebot „global verantwortlich BW“ hat 
zum Ziel, kleinen und mittleren Unternehmen praktisches Handlungswissen für 
ein verantwortungsvolles Wertschöpfungs- und Lieferkettenmanagement sowie 
einen Rahmen für peergroup-learning zur Verfügung zu stellen.

Entlang der bereits bestehenden Abkommen und Partnerschaften (vgl. Landtags-
Drucksache 17/4667) werden die Wachstumsmärkte außerhalb Europas einen 
noch stärkeren Fokus erhalten und intensiviert werden. Dies betrifft zukünftige 
Potenziale im Asien-Pazifik-Raum, in Nordamerika mit den USA und Kanada, in 
Südamerika und Afrika. Hierzu tragen die geförderten Beteiligungen von Unter-
nehmen an internationalen Auslandsmessen und Delegationsreisen (durchgeführt 
von Baden-Württemberg International [BW_i]) bei und werden durch ein neues 
Förderangebot von Incoming Delegations (durchgeführt von der IHK-Exportaka-
demie) ergänzt. Hierbei werden gezielt ausländische Unternehmen und baden-
württembergische KMU mit dem Ziel von Kooperationen und Kaufabschlüssen in 
Kontakt gebracht.
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Die Coronapandemie hat zum Teil zu einem Rückfall in traditionelle Rollenbilder 
geführt. Die Zusatzbelastungen durch Lockdowns, Kita-Schließungen und Home-
Schooling wurden in großem Umfang von Frauen getragen. Sie waren Krisen-
managerinnen und haben die Gesellschaft zusammengehalten: in den Familien, 
in der Pflege, in den Krankenhäusern, in den Schulen und Kitas – in vielen sys-
temrelevanten Berufsgruppen und Bereichen. Vielfach haben Frauen daher ihre 
Arbeitszeiten reduziert, um diese Herausforderungen bewältigen zu können.

So stieg der Gender-Time-Gap, die Differenz der durchschnittlichen wöchent-
lichen Arbeitszeit zwischen Männern und Frauen, in der Pandemie bei Müttern 
von 10 auf 11 Stunden. Zudem hat die Pandemie die über Jahre erzielten Fort-
schritte in der Erwerbsbeteiligung von Frauen ausgebremst und auf das Niveau 
des Jahres 2011 zurückgeworfen. Die Entwicklung der Erwerbstätigenquote von 
Frauen mit Kindern war seit dem Jahr 2011 bis 2019 stets gewachsen und zwar 
stärker als für jede andere Beschäftigtengruppe. Seit Beginn der Pandemie ist 
der Anteil der Frauenbeschäftigung insgesamt in Baden-Württemberg gesunken 
– von 2019 bis 2020 um zwei Prozentpunkte von 47 Prozent auf 45 Prozent, in 
einigen Branchen zeigte sich sogar ein Rückgang um vier Prozentpunkte.

Besonders betroffen waren Alleinerziehende. Zwischen 2019 und dem ersten Halb-
jahr 2021 fiel der Anteil erwerbstätiger alleinerziehender Mütter von 72,3 Prozent 
auf 68,2 Prozent. Aber auch Frauen in Teilzeit und Minijobs, selbstständig tä-
tige Frauen sowie Migrantinnen spürten die Folgen der Coronapandemie durch 
den Wegfall von Minijobs, Aufträgen und Stellen im Dienstleistungssegment in 
besonderem Maße. Denn Frauen arbeiten überdurchschnittlich häufig in Wirt-
schaftszweigen, die von den Auswirkungen der Pandemie wirtschaftlich negativ 
betroffen waren, wie die Dienstleistungssektoren, darunter das Gastgewerbe, der 
Einzelhandel oder das Gesundheits- und Sozialwesen. Bei Neueinstellungen lag 
der Frauenanteil im Jahr 2020 sogar auf dem niedrigsten Niveau (45 Prozent) seit 
dem Jahr 2011 (damals 46 Prozent, 2019: 49 Prozent).

Die Frauenerwerbstätigkeit erholte sich von diesen negativen Folgen der Pande-
mie deutlich langsamer als die der Männer. Mit durchschnittlich 31,1 geleisteten 
Wochenarbeitsstunden liegt Deutschland im EU-weiten Vergleich auf dem vor-
letzten Platz. Erwerbstätige Frauen in Teilzeit arbeiteten 2021 durchschnittlich 
21,8 Wochenstunden. Durch den gesunkenen Arbeitsumfang weiblicher Beschäf-
tigter, insbesondere von Müttern, ist der Wirtschaft ein erhebliches Arbeits- und 
Fachkräftepotenzial verloren gegangen. Eine Ausweitung der Arbeitszeiten von 
Frauen könnte den Fachkräfteengpass deutlich verringern.

Die Krise hat daher gezeigt, dass partnerschaftliche Aufgabenverteilung, flexible 
Arbeitsbedingungen in Unternehmen und eine gesicherte Kinderbetreuung sowie 
Bildung und Betreuung in Schulen systemrelevante Faktoren sind. Um für künfti-
ge Krisen gewappnet zu sein, ist es wichtig, dass diese Rahmenbedingungen und 
Faktoren beachtet und sichergestellt werden. Für die Stabilität in künftigen Krisen 
ist es von besonderer Bedeutung, dass Kinderbetreuungseinrichtungen und Schu-
len nach Möglichkeit geöffnet bleiben und Lockdowns vermieden werden.

Ziel der baden-württembergischen Wirtschaftspolitik ist die Sensibilisierung der 
Unternehmen, die Möglichkeiten von Digitalisierung und New Work, mit flexib-
len Arbeitsbedingungen, Homeoffice, mobilem Arbeiten und lebensphasenorien-
tierter Personalpolitik, zu nutzen, um eine kontinuierliche, hohe Beschäftigung 
sicherzustellen. Dies trägt wesentlich zur Resilienz der Unternehmen bei.

Zur Steigerung der Beschäftigungsanteile von Frauen gilt es zudem mit gezielten 
Maßnahmen den durch die Krise unterbrochenen Prozess fortzuführen. Passge-
naue Angebote und Programme für Frauen sind wichtiger denn je, um Rück-
schritte gezielt auszugleichen und das Erwerbspotenzial von Frauen als Fach- und 
Führungskräfte zu erschließen.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus fördert dazu unter an-
derem das Landesprogramm „Kontaktstellen Frau und Beruf“ mit aktuell neun 
Beratungseinrichtungen an 15 Standorten in Baden-Württemberg. Die Ziele des 
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Landesprogramms sind die Erschließung des Fachkräftepotenzials von Frauen 
für die Wirtschaft, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sowie die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben. Zentrale Aufgabe der 
Kontaktstellen ist es, die erfolgreiche berufliche Integration und Entwicklung von 
Frauen durch ein verlässliches, ganzheitliches Beratungsangebot zu unterstützen. 
Die Kontaktstellen arbeiten als niederschwellige und regionale Anlaufstellen 
eng mit Wirtschaftsorganisationen, Weiterbildungsträgern, Arbeitsagenturen und 
Unternehmen zusammen. Sie tragen mit ihren Maßnahmen zur Aktivierung des 
Fachkräftepotenzials von Frauen, insbesondere auch aus der sogenannten stillen 
Reserve, entscheidend bei.

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft unterstützt durch In-
formations- und Sensibilisierungsmaßnahmen, wie dem Netzwerk der regionalen 
Kompetenzstellen für Energieeffizienz (KEFF) bis zum 28. Februar 2023 oder 
dem am 1. Januar 2022 gestarteten Netzwerk der regionalen Kompetenzstellen 
für Ressourceneffizienz (KEFF+), alle interessierten Unternehmen im Land bei 
der Befassung mit den Themen Energieeinsparung und Ressourceneffizienz sowie 
bei der Umsetzung entsprechender betrieblicher Maßnahmen. Weiterhin bestehen 
im Landesförderprogramm Klimaschutz-Plus verschiedene Beratungsangebote 
beispielsweise zur Einführung von Energiemanagementsystemen, Teilnahme an 
Energieeffizienz- und Klimaschutznetzwerken, Erstberatung und Projektanbah-
nung von Abwärmenutzungsmaßnahmen oder zur Entwicklung von Contracting-
Projekten für die Umsetzung von Maßnahmen. Ziel all der genannten Maßnah-
men ist eine nachhaltige und klimaneutrale Ausrichtung der Wirtschaft, wodurch 
auch die Resilienz gegenüber künftigen Krisen und Mangellagen hinsichtlich 
Energie und Ressourcen gestärkt werden soll.

2.  Welche konkreten Maßnahmen ergreift sie, um vor dem Hintergrund möglicher 
weiterer Krisen Unternehmen im Land anzusiedeln und Lieferketten zu stärken 
bzw. regionale Lieferanten nicht zu benachteiligen (bitte aufgeschlüsselt nach 
dem jeweiligen Programm bzw. der jeweiligen Strategie)?

Zu II. 2.:

Nach dem Beschluss der Eckpunkte der Ansiedlungsstrategie Baden-Württem-
berg im Jahr 2022 hat der Ministerrat in seiner Sitzung am 23. Mai 2023 die kon-
kreten Umsetzungsmaßnahmen der Aktiven Ansiedlungsstrategie Baden-Würt-
temberg verabschiedet.

Die Aktive Ansiedlungsstrategie ist ein weiterer wichtiger Baustein, um Baden-
Württemberg zukunftsfest und damit resilienter zu machen. Mit dem Fokus auf 
bestimmte Branchen und Zukunftsfelder will die Landesregierung offensiv für 
den Standort werben, Unternehmen für eine Ansiedlung in Baden-Württemberg 
gewinnen und gleichzeitig die heimischen Unternehmen – etwa bei Investitions- 
und Erweiterungsvorhaben – an ihren Standorten in Baden-Württemberg unter-
stützen. 

Zentraler Baustein ist die Landesagentur Baden-Württemberg International 
(BW_i). Als zentraler Ansprechpartner wird BW_i künftig weitere Aufgaben in 
der Akquise von ausländischen Unternehmen übernehmen, neue ansiedlungs-
interessierte Unternehmen begleiten, Akteure vor Ort bei der Standortsicherung 
von Unternehmen in Baden-Württemberg unterstützen sowie die Gewinnung und 
Standortsicherung von hochinnovativen Start-ups verfolgen.

Die Aktivitäten des Landes werden im engen Schulterschluss mit den Kammern, 
den Landkreisen, Städten, Gemeinden sowie den regionalen Wirtschaftsförderun-
gen umgesetzt. Ihnen kommt eine zentrale Rolle in der Standortsicherung von 
bereits ansässigen Unternehmen zu. In Abstimmung mit den Akteuren vor Ort 
wird BW_i daher bei Bedarf gezielt Unterstützungsleistungen für Bestandsunter-
nehmen anbieten.

Laut einer Veröffentlichung des Münchener Ifo-Instituts vom 6. Oktober 2022 hat 
die überwiegende Mehrheit der deutschen Unternehmen seit der Coronapandemie 
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konkrete Maßnahmen ergriffen, um ihre Lieferketten anzupassen. Die Außenwirt-
schaftsförderung des Landes unterstützt die Unternehmen auch entlang der Neu-
ausrichtungen ihrer Lieferketten mit geförderten Beteiligungen an internationalen 
Auslandsmessen und Delegationsreisen (durchgeführt von BW_i), ergänzt durch 
ein neues Förderangebot von Incoming Delegations (durchgeführt von der IHK-
Exportakademie). Hierbei werden gezielt ausländische Unternehmen und baden-
württembergische KMU mit dem Ziel von Kooperationen und Kaufabschlüssen in 
Kontakt gebracht.

Auch die zielgerichtete und strategische Etablierung von Wirtschaftsrepräsen-
tanzen ist ein Ansatz, um Unternehmen bei ihrer zukunftsfähigen Ausrichtung 
und ihren Innovationsvorhaben mit direkten Informationen aus erster Hand vor 
Ort zu unterstützen. In den letzten Jahren wurden daher in strategisch wichtigen 
Zielmärkten die Beratungsangebote der Wirtschaftsrepräsentanzen und Auslands-
büros, zum Teil unterstützt durch Innovationsscouts, ausgebaut. Die Auslands-
büros des Landes befinden sich in den USA, China, Japan, Großbritannien, Bra-
silien, Vereinigte Arabische Emirate, Israel, Indien, Äthiopien und Südafrika. 
Entlang der bereits bestehenden Abkommen und Partnerschaften (vgl. Landtags-
Drucksache 17/4667) werden die Wachstumsmärkte außerhalb Europas einen 
noch stärkeren Fokus erhalten und intensiviert werden. Dies betrifft zukünftige 
Potenziale im Asien-Pazifik-Raum, in Nordamerika mit den USA und Kanada, in 
Südamerika und Afrika.

Im Bereich Rohstoffe wurden mehrere sich ergänzende Maßnahmen getroffen. 
Mit dem Rohstoffdialog verfügt das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tou-
rismus über ein Format, um flexibel und anlassbezogen mit ausgewählten Ver-
treterinnen und Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft über die 
für den Standort relevanten Entwicklungen im Rohstoffsektor zu diskutieren und 
gemeinsam Handlungsoptionen zu eruieren. Mit dem am Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT) angesiedelten Think Tank „Industrielle Ressourcenstrategien“ 
hat das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft zudem eine Ein-
richtung etabliert, um den Austausch zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Po-
litik zu stärken und kontinuierlich an ressourcenstrategischen Themen zu arbeiten. 
Die Landestrategie Ressourceneffizienz, die aktuell weiterentwickelt wird, bildet 
einen strategischen Rahmen für die Arbeit der Landesregierung.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus und das Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst haben mit Unterstützung der Landesagentur 
e-mobil BW zudem den „Runden Tisch Batterie“ etabliert. Es handelt sich dabei 
um ein agiles Dialogformat, um flexibel wesentliche Themen im Bereich Batterie 
zu diskutieren und neue mögliche Maßnahmen und Aktivitäten zu entwickeln.

Angelehnt an die im Juni 2020 veröffentlichte Nationale Wasserstoffstrategie hat 
die Landesregierung als eine der ersten Landesregierungen Mitte Dezember 2020 
auch eine eigene Wasserstoff-Roadmap beschlossen. Damit verfügt die Landes-
regierung über einen Fahrplan für die kommenden Jahre, um das Land als führen-
den Wasserstoff-Standort zu etablieren.

Insbesondere vor dem Hintergrund der Energieversorgungssituation und der sich 
rasch verändernden Rahmenbedingungen erfährt das Thema Wasserstoff eine zu-
sätzliche Dynamik. Im Mai 2023 wurde daher ein Fortschrittsbericht der Wasser-
stoff-Roadmap im Kabinett verabschiedet, der diese Entwicklungen berücksich-
tigt und die Maßnahmen der Wasserstoff-Roadmap um weitere Handlungsfelder 
in den verschiedenen Sektoren ergänzt. Der Fortschrittsbericht betrachtet insbe-
sondere folgende Themen und Handlungsbedarfe:

–  Schaffung entsprechender Voraussetzungen für die Bereitstellung der notwen-
digen Infrastruktur für Erzeugung, Speicherung und Transport (einschließlich 
Import) von Wasserstoff und Wasserstoffderivaten,

–  frühzeitige Erschließung von Exportpotenzialen für Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologien auf internationalen Märkten,
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–  Nutzung der Potenziale für baden-württembergische Unternehmen bei der Ent-
wicklung und Produktion von Brennstoffzellenkomponenten und -systemen so-
wie im Bereich der Fertigung von Elektrolysetechnologien, insbesondere der 
Skalierung und seriellen Fertigung.

Baden-Württemberg ist von der zunehmenden Bedeutung von Wasserstoff ganz 
besonders betroffen: Als führendes Industrieland mit einer starken Automobil- 
und Zuliefererbranche sowie einem Schwerpunkt im Bereich Maschinen- und 
Anlagenbau muss das Land zwingend eine leistungsfähige Wasserstoffwirtschaft 
aufbauen. Denn Wasserstoff ist nicht nur eine Schlüsseltechnologie für den Kli-
maschutz. Er ist auch eine Zukunftstechnologie, um Wertschöpfung im Land zu 
erzielen, Wettbewerbsfähigkeit zu sichern und Arbeitsplätze im Land zu schaf-
fen. Deshalb unterstützt die Landesregierung entsprechende Projekte mit rund  
500 Millionen Euro, darunter industrienahe Forschung und Entwicklung und In-
vestitionsvorhaben. Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
und die Plattform H2BW führen mit den Akteuren im Land einen engen Aus-
tausch zur Wasserstoffinfrastruktur durch (unter anderem mit Fachdialogen und 
einer aktuellen Bedarfserhebung).

Bereits seit zehn Jahren arbeitet der von der Landesagentur e-mobil BW geführ-
te Cluster Brennstoffzelle BW daran, Wasserstoff als Energieträger der Zukunft 
stärker in die Fläche zu tragen. Der Cluster Brennstoffzelle BW ist eine zentrale 
Anlaufstelle, die sich stetig mit den Bedarfen der Mitglieder weiterentwickelt und 
damit wertvolle Arbeit leistet, damit sich Unternehmen gemeinsam im Techno-
logiefeld Wasserstoff entwickeln können.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus fördert die Erstellung der 
„Roadmap klimaneutrale Produktion“. Mit der Roadmap soll aufgezeigt werden, 
wie der Weg zur Klimaneutralität für die Unternehmen im Land erfolgreich ge-
staltet werden kann. Es geht darum, die Bandbreite zukunftsweisender Techno-
logien aufzuzeigen, welche im Sinne des Klimaschutzes und der Wirtschaftlich-
keit richtungsweisend sind. Die identifizierten technologischen Trends und die 
sich darin abzeichnenden klimaschutzrelevanten technischen Lösungen sollen 
anschaulich aufbereitet werden, um die Unternehmen dabei zu unterstützen, die 
Weichen für die Zukunft zu stellen. Darüber hinaus sollen dem Land Handlungs-
optionen zur Gestaltung der notwendigen Rahmenbedingungen aufgezeigt wer-
den. Mit dem in den Jahren 2022 und 2023 ausgeschriebenen Innovationswettbe-
werb „Klimaneutrale Produktion mittels Industrie 4.0-Lösungen“ werden Unter-
nehmen unterstützt, die auf Klimaschutz und Ressourceneffizienz ausgerichtete 
Vorhaben mit Methoden der digitalen Transformation verbinden.

3.  In welcher Hinsicht werden Arbeitsschutzbestimmungen bei der Nachverfol-
gung von Lieferketten abgesichert?

Zu II. 3.:

Das Land unterstützt kleine und mittlere Unternehmen mit dem Programm „glo-
bal verantwortlich Baden-Württemberg“ beim Aufbau eines nachhaltigen Liefer-
kettenmanagements. Auf Bundesebene kontrolliert das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die Einhaltung der Vorgaben aus dem Lieferket-
ten-Sorgfaltspflichtengesetz und hält dort auch Unterstützungsangebote bereit.
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4.  Von Frage II. 2. ausgehend und unter Berücksichtigung der angeschlagenen 
Medizintechnikbranche Baden-Württembergs aufgrund der Auswirkungen der 
in 2021 in Kraft getretenen Medical Device Regulation (Europäische Verord-
nung über Medizinprodukte) – wie plant sie die Versorgungssicherheit von me-
dizintechnischen Nischenprodukten und speziellen Kleinserien (zum Beispiel 
Ballonkatheter für Säuglinge) zukünftig sicherzustellen?

Zu II. 4.:

Die beiden im Jahr 2017 in Kraft getretenen EU-Verordnungen für Medizinpro-
dukte MDR (Regulation (EU) 2017/745 on medical devices) und IVDR (Regula-
tion (EU) 2017/746 on in vitro diagnostic medical devices) stellen die Hersteller 
von Medizinprodukten vor große Herausforderungen, unter anderem aufgrund der 
noch zu geringen Kapazitäten bei benannten Stellen, aber auch aufgrund deutlich 
gestiegener Kosten und Personalengpässe. Damit drohten und drohen weiterhin 
Versorgungsengpässe für bestimmte Bestandsprodukte sowie insbesondere im 
Bereich der so genannten Nischenprodukte. 

Baden-Württemberg hatte sich bereits mehrfach erfolgreich für Verlängerungen 
der Übergangsfristen der MDR und der IVDR eingesetzt. Unter Federführung des 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus und in Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium für Soziales, Integration und Gesundheit wurden Handlungs-
empfehlungen für eine pragmatischere Umsetzung der MDR an die Europäische 
Kommission erarbeitet, die im Frühjahr 2022 von Herrn Ministerpräsident in 
Brüssel vorgetragen wurden. Untermauert wurde diese Initiative jeweils von den 
durch die Fachressorts erwirkten Beschlüssen auf der Gesundheits- und auf der 
Wirtschaftsministerkonferenz.

Auf europäischer Ebene erarbeiteten die zuständigen Behörden in der Medical De-
vice Coordination Group (MDCG) unter Vorsitz der Europäischen Kommission 
in Folge dieser dringenden Appelle aus Baden-Württemberg das Positionspapier 
MDCG 2022-14 mit 19 Maßnahmen, vornehmlich zur Beschleunigung der Zertifi-
zierungen der Bestandsprodukte durch die Benannten Stellen, aber auch mit speziel-
len Maßnahmen für Nischenprodukte. Der kontinuierliche Einsatz des Landes hat 
mit dazu beigetragen, dass die Übergangsfristen der europäischen Medizinproduk-
teverordnung MDR schließlich am 20. März 2023 risikoklassenabhängig jeweils 
bis zum Ende des Jahres 2027 beziehungsweise des Jahres 2028 verlängert und die 
Abverkaufsfristen in der MDR und der IVDR gestrichen wurden.

Damit auch seltene Erkrankungen optimal behandelt werden können und Medi-
zinprodukte auch für Kinder und Neugeborene adäquat zur Verfügung stehen, 
müssen Medizinprodukte mit geringem Absatz, deren Herstellung, weitere Ent-
wicklung und klinische Prüfung sich aufgrund der gestiegenen Kosten nicht mehr 
lohnen könnte, gefördert werden. Daher bedarf es für die sogenannten Nischen-
produkte eigener Regelungen und finanzieller Anreize. Das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit und Integration setzt sich dafür weiterhin ein.

Auf nationaler Ebene setzte sich das Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration zudem für ein einheitliches Verwaltungshandeln der zuständigen Behör-
den ein. Beispielsweise wurde ein Leitfaden zur Anwendung des Artikels 97 der 
MDR in der Arbeitsgruppe „Medizinprodukte (AGMP)“ der Arbeitsgemeinschaft 
der Obersten Landesgesundheitsbehörden (AOLG) erarbeitet, um das Inverkehr-
bringen von dringend benötigten bewährten Medizinprodukten zu unterstützen. 

Auch das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus dringt weiterhin auf 
allen politischen Ebenen auf Sonderlösungen mit vereinfachten Prozessverfahren 
für Nischen- und bewährte Bestandsprodukte nach US-amerikanischem Vorbild 
über Durchführungsrechtsakte zur Verhinderung weiterer Versorgungsengpässe 
mit dramatischen Folgen besonders im Bereich der Kinderheilkunde bei seltenen 
Erkrankungen. Dass dies mittels Durchführungsrechtsakten zeitnah umsetzbar 
wäre, war Inhalt der juristischen Handlungsempfehlungen aus Baden-Württem-
berg an die Europäische Kommission, die dort leider bis heute nicht umgesetzt 
wurden.
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Mit diesen Aktivitäten auf der politischen Ebene soll ein Beitrag dazu geleistet 
werden, um auch künftig die Versorgungssicherheit von medizinischen Nischen-
produkten und speziellen Kleinserien sicherzustellen. Ergänzend dazu hat das Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus eine Reihe von Maßnahmen er-
griffen, um den Unternehmen die Bewältigung der neuen regulatorischen Anfor-
derungen zu erleichtern. In den Jahren 2019 und 2020 wurde das MDR & IVDR-
Soforthilfeprogramm mit 2,5 Millionen Euro gefördert, um die Unternehmen bei 
der Umsetzung der beiden Verordnungen zu unterstützen. In Weiterentwicklung 
dieser Maßnahme wurde im Frühjahr 2023 die neue Anlaufstelle „Regulatorik 
Gesundheitswirtschaft BW“ bei der Landesagentur BIOPRO Baden-Württemberg 
GmbH eingerichtet. Aufbauend auf der „MDR- & IVDR-Soforthilfe BW“ soll die 
Anlaufstelle die Unternehmen der baden-württembergischen Gesundheitsindus-
trie weiterhin bei der Lösungsfindung für Herausforderungen im regulatorischen 
Umfeld unterstützen.

Auch das Projekt „MDR und IVDR-Kompetenzzentrum“ beim Naturwissen-
schaftlichen und Medizinischen Institut (NMI) in Reutlingen unterstützt die 
Unternehmen im Land aktiv bei der Bewältigung regulatorischer Herausforde-
rungen im Zuge der Entwicklung und Umsetzung innovativer Medizinprodukte. 
Gemeinsam bieten die drei Partner NMI, die Hahn-Schickard-Gesellschaft für 
angewandte Forschung e. V. und die BIOPRO Baden-Württemberg GmbH dazu 
Beratungsvermittlung und Begleitung hinsichtlich der Zulassung, vor allem aber 
Unterstützung bei der Entwicklung und Normierung aktuell noch nicht verfügba-
rer Analytik- und Prüfmethoden. In einem umfassenden Ansatz werden die Unter-
nehmen von den Partnern bei Prüfung und Analytik auch bezüglich der Interpre-
tation der Ergebnisse begleitet.

Mit der Förderung des Projekts „Med Alliance 2.0“ der MedicalMountains GmbH 
in Tuttlingen unterstützt das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
außerdem die Entwicklung und Umsetzung von praktischen Hilfsangeboten für 
Medizintechnikunternehmen bei der Umsetzung regulatorischer Anforderungen 
und transformierender Herausforderungen. Das Projekt zielt darauf ab, die derzeit 
durch die MDR bedingte Bearbeitung des Bestandsportfolios in den Unternehmen 
zu verbessern und bei der Umsetzung der MDR und weiterer Regelungen durch 
gemeinschaftliches, effizientes und standardisiertes Arbeiten Ressourcen einzu-
sparen. Zudem sollen für wichtige Transformationsprozesse Handlungsempfeh-
lungen erarbeitet werden. Damit sollen Unternehmen entlastet werden, um sich 
wieder stärker auf Innovationen und neue Produkte fokussieren zu können und 
somit ihre Marktposition und Zukunftsfähigkeit zu erhalten.

5.  Welche Konzepte oder Programme wurden, unter Berücksichtigung der in 
Frage 13 ersuchten Kooperationsmöglichkeiten zwischen Landesregierung 
und Unternehmen, im Bereich der Arbeits- und Fachkräftesicherung und -an-
werbung, bereits ergriffen (bitte aufgeschlüsselt nach dem jeweiligen Pro-
gramm)?

Zu II. 5.:

Eine krisenresiliente Wirtschaft ist auf eine ausreichende Zahl passend qualifizier-
ter Fachkräfte angewiesen. Gleichzeitig ist Personalgewinnung und -bindung zu 
allererst Aufgabe der Unternehmen. Die Landesregierung unterstützt die Unter-
nehmen, insbesondere die KMU, bei der Arbeits- und Fachkräftesicherung auf 
vielfältige Weise. Die Schwerpunkte reichen dabei unter anderem von der be-
ruflichen Orientierung von Schülerinnen und Schülern und der Förderung der 
Aus- und Weiterbildung über die Stärkung der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
oder Personen mit Migrationshintergrund, Hilfestellung bei der Arbeitsmarktin-
tegration von Langzeitarbeitslosen bis hin zur Unterstützung bei der Gewinnung 
und Bindung von internationalen Fachkräften. Fachkräftesicherung ist eine Quer-
schnittsaufgabe, zu der alle Ressorts beitragen. In der Folge sind neben den Orga-
nisationen der Wirtschaft auch alle Ressorts als Partner in der Fachkräfteallianz 
Baden-Württemberg vertreten. Zu einzelnen Programmen im Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus wird auf die Ant-
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wort zu der Frage 13 der Landtagsdrucksache 17/3094 sowie die Landtagsdruck-
sache 17/3474 verwiesen.

Bei der Anwerbung von Fachkräften und Auszubildenden ist staatlicherseits die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) der Hauptakteur. Die BA unterstützt im Rahmen 
ihres gesetzlichen Auftrags durch vielfältige internationale Rekrutierungs- und 
Vermittlungsaktivitäten in geeigneten EU- und Drittstaaten. Hierzu gehören zum 
Beispiel Programme und Projekte wie „Triple Win“, „Specialized!“, „APAL 
(Ausbildungspartnerschaften in Lateinamerika)“, „Hand in Hand for Internatio-
nal Talents“, „THAMM“ oder „Handwerk bietet Zukunft“ mit dem Partnerland 
Bosnien-Herzegowina. Im Bereich der Anwerbung von Fachkräften und Auszu-
bildenden sind zudem Organisationen der Wirtschaft sowie private Dienstleister 
aktiv. Die Landesregierung hat im Hinblick auf die Gewinnung von Pflegekräften 
im Ausland mit der BA ein Modellvorhaben gestartet. Hierbei unterstützt die Lan-
desregierung mit einer Million Euro Sprachkurse von ausländischen Pflegekräften 
in ihrem Herkunftsland. Die Förderung der Landesregierung findet im Rahmen 
von „Triple Win“ statt.

6.  Wie steht sie zur eigenverantwortlichen Lagerhaltung von Unternehmen, die 
sich im Zuge der Coronapandemie sowie des russischen Angriffskriegs deutlich 
erhöht hat?

7.  Von Frage II. 6. ausgehend, ob sie, ähnlich wie bereits für Arzneimittel, auch in 
anderen Branchen eine Bevorratung bzw. Lagerhaltung für Unternehmen an-
strebt (wenn ja, bitte aufgeschlüsselt nach Produkten oder Artikeln und Menge 
der zu bevorratenden Güter pro Unternehmen sowie der geplanten Koordinie-
rungslogistik und eventuellen Fördermaßnahmen)?

8.  Von Frage II. 7. ausgehend, welche Position vertritt sie zur Bevorratung bzw. 
Lagerhaltung für Unternehmen und sieht sie die Kompetenzen in diesem Be-
reich bei sich selbst oder beim Bund?

Zu II. 6. bis II. 8.:

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen unter den Ziffern II. 6. bis 
II. 8. gemeinsam beantwortet.

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus bewertet den Aufbau einer 
eigenverantwortlichen und strategischen Lagerhaltung als Maßnahme zur Steige-
rung der Resilienz und Krisenfestigkeit von Unternehmen grundsätzlich positiv. 
Durch die Lagerhaltung von wichtigen Gütern und Materialien kann ein Unter-
nehmen zeitweise unabhängiger von externen Lieferanten, Lieferketten und Preis-
schwankungen werden. Dadurch ist es besser in der Lage, auf unvorhergesehene 
Ereignisse und Krisen zu reagieren. Die gestiegene Nachfrage nach Lagerflächen 
hat sich in der Logistikbranche des Landes in den vergangenen Jahren deutlich 
gezeigt.

Die Vorteile einer eigenständigen Lagerhaltung sind unter anderem die damit ein-
hergehende Flexibilität, aber auch die eigenständige Kontrolle über die Verfüg-
barkeit von Gütern, da durch die eigene Lagerhaltung ein Unternehmen selbst 
sicherstellen kann, dass besonders wichtige Güter und Materialien verfügbar sind. 
Mögliche Nachteile einer umfangreicheren Bevorratung beziehungsweise Lager-
haltung sind eine höhere Kapitalbindung und höhere Lager- und Logistikkosten.

Wie Unternehmen auf Lieferkettenstörungen reagieren, zeigen die Ergebnisse ei-
ner vom ifo-Institut München durchgeführten Unternehmensbefragung (siehe ifo 
Schnelldienst digital 7/2022 vom 6. Oktober 2022).

Auch nach Ansicht des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration 
ist die eigenverantwortliche Lagerhaltung von Unternehmen grundsätzlich eine 
Möglichkeit, Engpässen wichtiger Güter vorzubeugen, die durch einen krisen-
bedingten, weltweit steigenden Bedarf in Verbindung mit eingeschränkter Markt-
verfügbarkeit bedingt sind. Dieses Vorgehen hat sich nach Einschätzung des 
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Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration beispielsweise im Zu-
sammenhang mit der Bevorratung antiviraler Arzneimittel im Rahmen der Influ-
enzapandemievorsorge bewährt. Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration ist insbesondere der Auffassung, dass die Vorratshaltung einer an-
gemessenen Notfallreserve für künftige Gesundheitskrisen sinnvoll ist. Deshalb 
wurde das Konzept für den Aufbau und die Implementierung einer angemessenen 
Notfallreserve an persönlicher Schutzausrüstung (PSA) und Desinfektionsmittel 
erarbeitet.

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft weist ergänzend da-
rauf hin, dass mit Blick auf die Kreislaufwirtschaft und in Anbetracht der Erfah-
rungen des letzten Winters eine bundesgesetzliche Regelung, beispielsweise im 
Bundesimmissionsschutzgesetz, sinnvoll wäre, die KRITIS-Betriebe verpflichtet, 
die für den reibungslosen und rechtskonformen Betrieb erforderlichen Betriebs-
stoffe für einen Mindestzeitraum (im Bereich drei bis sechs Monate) vorzuhal-
ten. Dies betrifft im Bereich der Kreislaufwirtschaft vor allem die Anlagen zur 
thermischen Abfallverwertung (Müllverbrennungsanlagen). Teilweise bestehen 
hier nach wie vor nur Lagerkapazitäten von wenigen Tagen, sodass sich Stö-
rungen der komplexen, oftmals globalen Lieferketten relativ schnell gravierend 
auswirken können. Auch wenn im letzten Winter trotz Engpässen und hohen Prei-
sen die Betriebsstoffe immer rechtzeitig beschafft werden konnten, so kann ein  
solches Szenario für die Zukunft auch weiterhin nicht ausgeschlossen werden, 
zumal nach derzeitigem Stand einiges dafürspricht, dass die Grundstoffchemie 
weitere Produktionskapazitäten ins Ausland verlagern wird. Zunächst könnte eine 
solche Entwicklung vor allem, aber nicht ausschließlich Koppelprodukte für die 
Abgasreinigung betreffen (zum Beispiel Salzsäure und Natronlauge) und zu wei-
teren Abhängigkeiten von teilweise nur wenigen Herstellern führen. Koppelpro-
dukte sind Erzeugnisse, die als Nebenerzeugnisse im Produktionsprozess anfallen.

9.  Unter Berücksichtigung der Antworten zu Fragen II. 1. und II. 5., wie resi-
lient ist Baden-Württemberg aufgestellt, wenn zentrale Lieferketten zusammen-
brechen würden, bspw. für seltene Erden, Mikrochips, etc. (bitte aufgeschlüsselt 
nach den am härtesten betroffenen Branchen, Mangelgütern und konkret ab-
sehbaren Auswirkungen)?

Zu II. 9.:

Rohstoffengpässe im Bereich der als besonders kritisch eingestuften Seltenen Er-
den stellen ein erhebliches Risiko dar, da diese insbesondere in Hightech-An-
wendungen eine zentrale Rolle spielen. Ziel der Landesregierung ist es hier, die 
Resilienz durch geeignete Maßnahmen zu erhöhen. Beispielsweise wurden in 
der Vergangenheit mehrere wirtschaftsnahe Forschungsprojekte zum Recycling 
seltener Erden gefördert. Einen besonders wichtigen Beitrag zur Erhöhung der 
Resilienz leistet dabei die Förderung der HyProMag GmbH im Rahmen des Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) mit rund 3,7 Millionen Euro. 
Seit Februar 2023 unterstützt das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Touris-
mus den Aufbau einer ultraeffizienten Transferfabrik für Seltene-Erden-Perma-
nentmagnete. Die HyProMag GmbH ist ein Technologie-Start-up aus Pforzheim, 
das auf die Wiederaufarbeitung von Permanentmagneten auf Basis Seltener Erden 
spezialisiert ist.

Die Mikroelektronik ist eine der Schlüsseltechnologien und Treiber für Innova tion 
und Fortschritt, sowohl für die Digitalisierung von Gesellschaft und Wirtschaft 
als auch für den Klimaschutz. Dies gilt für die Automobilbranche ebenso wie den 
Maschinen- und Anlagenbau, die Medizintechnik, die Elektro- und Informations-
technik oder die Luft- und Raumfahrttechnik. Nach Angaben des Verbands der 
Elektro- und Digitalindustrie (ZVEI) wurden im Jahr 2020 in Europa nur rund  
7,9 Prozent aller Halbleitersysteme weltweit produziert, der europäische Markt 
für Halbleiterprodukte ist aber deutlich größer. Zudem ist die Produktion in inter-
nationale Wertschöpfungsketten eingebunden. So sind Fabriken für die Integra-
tion der Mikrochips in Gehäuse (Aufbau- und Verbindungstechnik) in der Regel 
in Fernost angesiedelt. Eine Unterbrechung der Lieferketten würde die Herstel-
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lung von Mikroelektronikkomponenten und -systemen und damit direkt auch die 
anwendenden Industriebranchen stark belasten.

Transparenz über und Diversifizierung von Lieferketten trägt maßgeblich zur 
Sicherstellung der Versorgung bei. Die Coronapandemie hat gezeigt, dass zur 
Sicherung der Gesundheitsversorgung in Krisenzeiten neben dem Fachpersonal 
die Verfügbarkeit einer ganzen Reihe bestimmter Medizinprodukte (zum Beispiel 
Beatmungsgeräte, Masken, Spritzen, Kanülen), Arzneimittel (zum Beispiel Wirk-
stoffe für die intensivmedizinische Versorgung, Antibiotika, fiebersenkende Mit-
tel, Impfstoffe) und Desinfektionsmittel unabdingbar ist.

Gleichzeitig ist die Versorgung mit Medizinprodukten und Arzneimitteln in ei-
ner globalisierten Welt häufig abhängig von der Produktion im Ausland, was zu 
einem umfangreicheren Logistikaufwand führt und die Lieferketten in Krisen-
zeiten fragil erscheinen lässt. Selbst wenn es heimische Produktionsstätten gibt, 
stammen Komponenten und Materialien vielfach aus dem Ausland. Daher prüft 
die Landesregierung weiterhin, wie der relevante Bedarf im Bereich der Medizin-
produkte und Arzneimittel im Krisenfall bestimmt und die Resilienz des Gesund-
heitsstandorts durch den Aufbau beziehungsweise die Erweiterung von Produk-
tionskapazitäten verbessert werden kann.

Um der Verteilproblematik entgegenzuwirken, wurde die Einrichtung einer digi-
talen Bestandsplattform für versorgungskritische Medizinprodukte vorgeschlagen 
und die Sinnhaftigkeit einer entsprechenden Notbevorratung diskutiert. Aller-
dings soll für die Problematik einer besseren Versorgung unter anderem mit Me-
dizinprodukten und deren effiziente und dezentrale Bevorratung auf Bundesebene 
mit einem Gesundheitssicherstellungsgesetz ein Rahmen vorgegeben werden. In 
Übereinstimmung mit dem Pandemiepapier „Langfristige Sicherung des Gesund-
heitsstandorts Baden-Württemberg gegen Pandemiefälle“ vom Januar 2021 stärkt 
die Landesregierung insbesondere weiterhin die heimische Medizintechnik- und 
Pharmabranche und evaluiert Liefer- und Versorgungsengpässe im Rahmen des 
Forums Gesundheitsstandort Baden-Württemberg.

10.  Welche Strategie plant sie, um dem Einbruch von Start-up Unternehmens-
gründungen und dem damit einhergehenden Innovationsdefizit, nachhaltig  
– auch in Krisenzeiten – entgegenzuwirken?

Zu II. 10.:

Der Schlüssel zur nachhaltigen Gestaltung gegenwärtiger und zukünftiger Trans-
formationsprozesse liegt in der Innovationsfähigkeit unseres Landes. Laut Inno-
vationsindex liegt Baden-Württemberg im europäischen Vergleich der 90 EU-Re-
gionen mit deutlichem Vorsprung auf dem ersten Platz. Im Zentrum der Strategie 
stehen daher Erhalt und Ausbau der Innovationspotenziale Baden-Württembergs, 
einschließlich der Förderung innovativer und wachstumsorientierter Gründungs-
vorhaben beziehungsweise Start-ups. Zu den Kernelementen zählen: 

A)  Die Förderung und Forcierung von Start-up-Unternehmensgründungen im 
Rahmen der Start-up BW Landeskampagne unter Federführung des Minis-
teriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, unter anderem durch die Ver-
einigung der zwölf regionalen Start-up-Ökosysteme mit sämtlichen Program-
men und Projekten unter einer Dachmarke, die Stärkung der nationalen und 
internationalen Sichtbarkeit des Gründungsstandorts Baden-Württemberg, 
wie auch die Unterstützung der Gründerinnen und Gründer in Baden-Würt-
temberg mit einem dichten Partnernetzwerk und einem breiten Angebot der 
Gründungsförderung, einschließlich der 18 branchen- und themenfokussier-
ten Start-up BW Landesacceleratoren sowie den zwölf Beratungsdiensten. Die 
Angebotspalette reicht von Entrepreneurship Education an Schulen, über die 
Maßnahmen des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst, der 
Einführung neuer Finanzierungsinstrumente, wie Start-up BW Pre-Seed für 
die unternehmerische Frühphase zur Erlangung der Finanzierungsreife. Mit 
der Ausweitung des Programms Start-up BW Pre-Seed mit dem Programmteil 
Start-up BW Pro-Tect, welches zu Beginn der Coronapandemie bereitgestellt 
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wurde, konnte innerhalb weniger Wochen ein zielgenaues und bundesweit ein-
maliges Instrument für krisengeschüttelte Start-ups auch im fortgeschrittenen 
Stadium bereitgestellt und rund 200 junge Unternehmen stabilisiert werden.

  Auch im Bereich Venture Capitals bietet Start-up BW mit dem Bürgschafts- 
und Darlehensprogramm von Bürgschaftsbank und L-Bank, den Beteiligungs-
finanzierungsangeboten der MBG Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Baden-Württembergs und den vom Land, L-Bank und MBG imitierten Wag-
niskapitalfonds ein reichhaltiges Angebot für Gründungs- und Start-up Finan-
zierungen. Aktuell sind das Land und die L-Bank mit über 100 Millionen Euro 
an zehn aktiven VC-Fonds beteiligt, die Wagniskapital für baden-württember-
gische Start-ups anbieten können. 

B)  Die Verzahnung der innovationsstarken Groß- und mittelständischen Unter-
nehmen, einschließlich der baden-württembergischen Hidden Champions, mit 
einer innovationsförderlichen Start-up-Kultur, wodurch neue Ideen und Lö-
sungen hin zu neuer Wertschöpfung entstehen. Dynamische Start-ups als In-
novationstreiber erhöhen den Wettbewerbsdruck auf etablierte Unternehmen, 
innovative Technologien in ihre Geschäftstätigkeit einzubauen und forcieren 
so die Transformation der Wirtschaft. Der Erfolg dieser Strategie wird darin 
deutlich, dass der Innovationsatlas 2023 für Baden-Württemberg die höchste 
Gründungsquote aller Flächenländer in innovationsaffinen Branchen zeigt.

C)  Investitionen in Forschung und Entwicklung – laut Statistischem Landesamt 
werden 5,8 Prozent des BIP in Forschung und Entwicklung in Baden-Würt-
temberg investiert, bundesweit ein Spitzenwert – flankierend zur Förderung der 
Start-up BW Gründungskultur, wie auch die Aufrechterhaltung des baden-würt-
tembergischen Erfindergeistes als ein zentraler Treiber für den Fortschritt und 
Grundlage für wirtschaftliche Stärke und langfristige Prosperität; 2022 wurden 
36 Prozent aller deutschen Patente in Baden-Württemberg angemeldet. 

D)  Beteiligungsaktivitäten der L-Bank – Die L-Bank hat im Jahr 2021 in ihrem Stra-
tegieprozess die Beteiligungsaktivitäten überprüft und, unter Berücksichtigung 
der Erkenntnisse aus verschiedenen Studien/Auswertungen über das Ökosystem 
für Risikokapital und dem Wunsch des Landes, sein Engagement im Bereich 
der Risikokapitalfinanzierung zu intensivieren, neue Handlungsempfehlungen  
herausgearbeitet. Unter anderem setzt die L-Bank das Ziel um, in den Jahren 
2021 bis 2023 50 Millionen Euro jährlich in Minderheitsbeteiligungen in 
Fonds im VC- und PE-Segment in für Baden-Württemberg relevanten Zu-
kunftsbranchen zu investieren. Im Zuge der Umsetzung dieser Förderstrate-
gie wurden seit 2021 folgende Fondsbeteiligungen im VC- und PE-Bereich 
durch die L-Bank eingegangen beziehungsweise sind diese in Umsetzung:
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Tabelle 9:  Durch die L-Bank seit 2021 eingegangene beziehungsweise in Umsetzung befindliche 
Fondsbeteiligungen im VC- und PE-Bereich

E)  Mit dem Start-up BW Innovation BW Fonds und dem in Umsetzung befind-
lichen Start-up BW Seed Fonds sind zwei VC-Fonds mit dem Land als Anker-
investor und in Verwaltung der Mittelständischen Beteiligungsgesellschaft 
Baden-Württemberg GmbH aktiv beziehungsweise in Umsetzung. Das Volu-
men beträgt hier rund 50 Millionen Euro. Der Start-up BW Innovation Fonds 
richtet den Fokus auf baden-württembergische Start-ups aus den Branchen In-
formations- und Kommunikationstechnologie, digitale Transformation, indus-
trielle Innovation sowie Gesundheitswesen/Medizintechnik. Investitionen mit 
Mitteln des Fonds werden renditeorientiert getätigt. Das final closing für den 
Start-up BW Innovation Fonds wurde Ende 2022/Anfang 2023 abgeschlos-
sen. Das Land Baden-Württemberg hat darüber hinaus die Voraussetzungen 
geschaffen, um als Kommanditist dem Start-up BW Seedfonds beizutreten. 
Der Seedfonds wird in Portfolio-Gesellschaften investieren, die das Potenzial 
haben, über ihr geschäftliches Engagement und ihre Technologien relevante 
Wachstums- beziehungsweise Innovationsimpulse in Baden-Württemberg zu 
entfachen.

F)  Das Kabinett hat im Juni 2023 beschlossen, dass das Mezzanine-Beteili-
gungsprogramm BW unter der Bezeichnung Inno Growth BW unabhängig 
von Corona fortgesetzt werden kann. Das Fördervolumen in Höhe von rund  
75 Millionen Euro, das für die Unterstützung von Start-ups und innovativen 
kleinen und mittelständischen Unternehmen eingesetzt werden kann, wird zu 
zehn Prozent vom Land, zu 30 Prozent von den Finanzintermediären und zu 
60 Prozent vom Bund finanziert. Die Einzelheiten des Programms werden der-
zeit festgelegt.

G)  Zudem wird das Land gemeinsam mit der L-Bank im Rahmen der Initiative 
Start-up Regio VC mit insgesamt 40 Millionen Euro regionale Frühphasen-
finanzierungsinitiativen zur Förderung von Start-up Aktivitäten stärker unter-
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stützen und die relevanten Stakeholder vor Ort fördern. Dabei wird die L-Bank, 
gegebenenfalls gemeinsam mit einem privaten Investor vor Ort, in Start-up-
Unternehmen investieren. Das Land beteiligt sich über eine Landesgarantie 
für die L-Bank durch eine anteilige Haftung für die Investitionssummen an der 
Finanzierung.

H)  Schließlich wird das etablierte Beteiligungsförderprogramm der MBG zur Un-
terstützung von Existenzgründerinnen und -gründern sowie -übernehmerinnen 
und -übernehmern mit im Schnitt über 700 000 Euro Zuschuss in den letzten 
Jahren weiterhin finanziell unterstützt.

Des Weiteren setzt sich die Landesregierung auf Bundesebene dafür ein, dass die 
rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen für Start-ups verbessert wer-
den. Sie unterstützt daher grundsätzlich den Entwurf eines „Gesetzes zur Finan-
zierung von zukunftssichernden Investitionen“ („Zukunftsfinanzierungsgesetz“), 
den das Bundeskabinett am 16. August 2023 beschlossen hat. Aus Sicht der Lan-
desregierung reichen die darin enthaltenen Maßnahmen jedoch nicht aus. Insbe-
sondere hält die Landesregierung eine Verbesserung des steuerlichen Verlustvor-
trags für erforderlich, wovon gerade Start-ups profitieren würden.

11.  Welche Konzepte oder Programme plant sie oder hat sie bereits ergriffen, ne-
ben den drei auf Bundesebene erlassenen Bürokratieentlastungsgesetzen (bitte 
aufgeschlüsselt nach dem jeweiligen Programm, dessen Umsetzungsstand und 
ggf. der Anzahl der Unternehmen, die eine entsprechende Förderung in An-
spruch genommen haben)?

Zu II. 11.:

Entbürokratisierung und Verwaltungsmodernisierung zählen zu den zentralen An-
liegen der Landesregierung. Die Landesregierung hat seit längerem die zunehmende 
bürokratische Belastung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen – aber 
auch die zunehmenden Vollzugsprobleme der kommunalen Ebene – erkannt und 
ihre Anstrengungen zur Entlastung von überflüssigen Regelungen in den letzten 
Jahren intensiviert. Durch die Einführung eines Normenkontrollrats auf Landes-
ebene sowie die Verabschiedung eines Arbeitsprogramms zum Bürokratieabbau 
sind zahlreiche Entlastungsmaßnahmen seit 2018 umgesetzt worden. 

Das Arbeitsprogramm Bürokratieabbau umfasst Maßnahmenpakete für einfachere 
und schnellere Verfahren in den drei Kapiteln „Digitalisierung für den Bürokratie-
abbau nutzen“, „Vereinfachungen im Verwaltungsvollzug“ sowie „Überprüfung 
des Bestandsrechts und gute Rechtsetzung“. Zusätzlich setzt die Landesregierung 
die weiteren Entlastungspakete „Entlastungen für Genossenschaften“ sowie „Ent-
lastungen für Verein und Ehrenamt“ um. Ein Überblick über die insgesamt mehr 
als 70 Einzelprojekte sowie deren aktuellen Umsetzungsstand ist im Internet-An-
gebot des Staatsministeriums einsehbar (siehe: https://stm.baden-wuerttemberg.
de/de/themen/verwaltungsmodernisierung/arbeitsprogramm-buerokratieabbau).

Mit dem Masterplan für die Transformation der Verwaltung will die Landesver-
waltung die Kultur, Arbeitsweise und Organisation innerhalb der Verwaltung 
grundlegend modernisieren. Ziel ist besseres und schnelleres Verwaltungshan-
deln, welches gleichermaßen Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und die Ver-
waltung selbst entlastet. Der Masterplan wurde 2021 im Koalitionsvertrag der die 
Landesregierung tragenden Parteien festgeschrieben. 2022 wurde die gemeinsam 
von den Landesministerien entwickelte Vision für die Transformation zu einer 
modernen Verwaltung dem Kabinett in einem mündlichen Bericht vorgestellt. Die 
Umsetzung erfolgt agil über kurze, dreimonatige Pilotprojekte (Transformations-
piloten), welche nach erfolgreicher Erprobung ausgeweitet werden (siehe: https://
stm.baden-wuerttemberg.de/de/themen/verwaltungsmodernisierung/masterplan-
fuer-transformation-der-verwaltung).

Um den Ausbau der erneuerbaren Energien und vor allem der Windkraft im Land 
massiv zu beschleunigen sowie planerische und bürokratische Hürden abzubauen, 
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wurde zudem eine Task Force zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien eingerichtet. Bei Abschluss der Task Force im Juni 2023 konnte durch 
verschiedene Maßnahmen eine bedeutende Reduzierung der Verfahrens- und Ge-
nehmigungszeit für Windkraftanlagen sowie eine deutliche Ausweitung der ver-
fügbaren Flächen erreicht werden.

Darüber hinaus haben die Landesregierung, die Kommunalen Landesverbände so-
wie Wirtschafts- und Finanzverbände am 13. Juli 2023 eine Entlastungsallianz für 
Baden-Württemberg vereinbart, in deren Rahmen Standards, Regulierungen und 
Prozesse überprüft, Entlastungspotenziale identifiziert und ein spürbarer Abbau 
unnötiger Bürokratie erreicht werden soll.

III. Digitalisierung

1.  Welche Rolle bzw. welches Potenzial sieht sie zukünftig in der Digitalisierung, 
insbesondere in der Künstlichen Intelligenz (KI) für eine krisenresiliente Wirt-
schaft und somit auch für die heimische (Versorgungs)sicherheit?

Zu III. 1.:

Die durchgehende Digitalisierung von Prozessen, Verfahren und Lieferketten er-
möglicht die effizientere Bereitstellung, Herstellung und den effizienteren Ver-
trieb von Produkten und Dienstleistungen. Entsprechende Optimierungen bei 
Qualitätssicherung und Logistik reduzieren Verluste und Verderb von Waren. 
Dies trägt insbesondere zur Versorgungssicherheit kritischer Produkte wie Le-
bensmittel, Kraft- und Betriebsstoffe und damit zu einer höheren Resilienz von 
Wirtschaft und Gesellschaft bei. Dem Einsatz von komplexen Algorithmen und 
auf KI basierenden Verfahren kommt hierbei eine stetig wachsende Bedeutung 
zu.

Ob in der Wirtschafts- und Arbeitswelt, im Bildungswesen oder in der Verwal-
tung: Die Digitalisierung erlebte durch die Coronakrise einen Schub. Das Internet 
und die damit einhergehende Nutzung digitaler Technologien und Kommunika-
tionsmöglichkeiten halfen über manche Beschränkungen hinweg. Dieser Digi-
talisierungsschub zum Beispiel über neue Kommunikations- und Kooperations-
plattformen, mit Onlineangeboten für die Qualifizierung, im Gesundheitsbereich 
durch Telemedizin oder beim Arbeiten im Homeoffice sollte ganz bewusst und 
branchenübergreifend fortgesetzt werden. Gerade jetzt bietet es sich an, verstärkt 
in KI und digitale Geschäftsmodelle zu investieren.

So hat die Verstärkung und Ausweitung der Digitalisierungsprämie auf die „Digi-
talisierungsprämie Plus“, um Investitionen des Mittelstands in Telearbeitsplätze, 
Datenanalyse und digitale Assistenzsysteme zu beschleunigen, hierbei einen star-
ken Beitrag geleistet.

KI ist eine Schlüsseltechnologie für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft Ba-
den-Württembergs über alle Branchen und Unternehmensgrößen hinweg. Mithilfe 
von KI-Lösungen und der Anwendung von neuen Geschäftsmodellen können die 
Unternehmen im Land beispielsweise ihre Produktivität steigern, Prozesse ver-
schlanken und Produkte verbessern. KI kann auf vielfache Weise einen wesent-
lichen Beitrag zu einer krisenresilienteren Wirtschaft und somit auch zu mehr hei-
mischer (Versorgungs-)Sicherheit leisten. Insbesondere im Medizinwesen kann 
der Einsatz von KI dazu beitragen, die Forschung und Umsetzung der Ergebnisse 
in die Praxis zu beschleunigen und bei der Entwicklung von Impfstoffen und 
Behandlungen zu unterstützen. Zudem könnte KI beispielsweise Pharmaunter-
nehmen dabei unterstützen, schneller neue Produkte auf den Markt zu bringen. 
Des Weiteren können Lagerhaltungsprozesse mithilfe des Einsatzes von KI opti-
miert und schneller als bisher datenbasierte Entscheidungen zum Auf- und Abbau 
von Bestand oder der Optimierung von Lieferketten getroffen werden. Aber auch 
durch eine effizientere Ressourcenplanung und -nutzung, die Automatisierung 
von Lieferketten, den Einsatz datenbasierter Frühwarnsysteme für Versorgungs-
engpässe oder durch eine verbesserte Kommunikation mit der Bevölkerung durch 
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Chat- und Voicebots, die rund um die Uhr notwendige Informationen bereitstellen 
können, kann KI zu einer krisenresilienteren Wirtschaft beitragen. 

Die Landesregierung fördert den Einsatz von KI über alle Branchen hinweg. Mit 
den technologieoffenen Förderprogrammen Invest BW und der Digitalisierungs-
prämie Plus werden Unternehmen zielgerichtet bei der Entwicklung und dem Ein-
satz von neuen Technologien und KI unterstützt. Weiterhin werden die Unterneh-
men in der Fläche des Landes bei gesamten Innovationsketten von der Forschung 
bis hin zur Anwendung von KI unterstützt – etwa durch den Auf- und Ausbau der 
Angebote des Innovation Park AI (Ipai), durch die regionalen KI-Exzellenzzent-
ren und die regionalen KI-Labs. Weitere Projekte, die auf diese Ziele einzahlen, 
sind beispielweise der KI-Innovationswettbewerb oder KIVO | KI-Voicebot der 
IW4.0. 

Für eine krisenresiliente Wirtschaft und Versorgungssicherheit leistet auch die 
Digitalisierung der Verwaltung einen Beitrag. Die ortsungebundene, digitale Ver-
fügbarkeit von Diensten und Angeboten der Behörden und öffentlichen Einrich-
tungen ermöglicht die Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung sowie die 
Gewährleistung des Wirtschaftsbetriebs auch unter extremen Bedingungen. So 
wurde zu Beginn der Coronapandemie durch das Ministerium des Inneren, für Di-
gitalisierung und Kommunen in Zusammenarbeit mit der BITBW und dem kom-
munalen IT-Dienstleister Komm.ONE AöR ein Universalprozess auf service-bw 
zur Verfügung gestellt, um trotz der Kontaktbeschränkungen persönlichen Kon-
takt mit den Behörden aufnehmen und Verwaltungsleistungen digital beantragen 
zu können (siehe: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oef-
fentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/land-bietet-digitale-hilfe-in-der-kri-
se?highlight=Universalprozess).

Auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung wird der Einsatz von KI eine zu-
nehmend größere Rolle spielen, um Prozesse zu optimieren und dem drohenden 
Fachkräftemangel entgegen zu wirken. Entsprechende Ansätze bestehen bereits 
mit verschiedenen Chatbots (Steuer-Chatbot etc.) und verwaltungsinternen KI-
Lösungen wie der pilothaft im Einsatz befindlichen generativen KI „F13“.

Gleichzeitig ist es erforderlich, den mit einer zunehmenden Digitalisierung ein-
hergehenden Risiken hinreichend Rechnung zu tragen. KI-basierte Anwendungen 
besitzen in diesem Zusammenhang vielfache Möglichkeiten, missbräuchlich an-
gewandt zu werden. Es ist daher für Unternehmen, aber auch für die öffentliche 
Verwaltung unerlässlich, hinreichend in Informations- und Cybersicherheit zu in-
vestieren und so die digitale Resilienz zu stärken.

Hierzu bietet die Cybersicherheitsagentur Baden-Württemberg (CSBW) unter an-
derem einen Warn- und Informationsdienst zu aktuellen Sicherheitslücken und 
Handlungsempfehlungen sowie Beratungen und Schulungen zur Informationssi-
cherheit und im Einzelfall auch Unterstützung beim Vorfallmanagement und in 
der Krisenreaktion an. 

Mit Blick auf die Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist es zu-
dem sehr wichtig, dass der Ausbau von Glasfasernetzen und Mobilfunknetzen 
rasch erfolgt. Denn ohne eine leistungsfähige digitale Infrastruktur kann eine 
erfolgreiche Digitalisierung nicht gelingen. Sie ist ihr Rückgrat und damit die 
grundlegende Voraussetzung, um den digitalen Wandel zu ermöglichen und aktiv 
mit zu gestalten. Im Land wurde diese Entwicklung frühzeitig erkannt. Konse-
quent wurden deshalb in den vergangenen sieben Jahren die Investitionen in den 
kommunalen Breitbandausbau erhöht. 

Im Zeitraum von Mitte 2016 bis heute hat das Land 3 506 Förderprojekte mit 
einem Gesamtfördervolumen von mehr als 2,52 Milliarden Euro bezuschusst – 
und mit einer intelligenten Förderpolitik dafür gesorgt, dass nochmal 2,78 Milliar-
den Euro vom Bund nach Baden-Württemberg fließen, mehr als in jedes andere 
Land. Insgesamt wurde der Breitbandausbau seit Beginn der letzten Legislaturpe-
riode dadurch mit der absoluten Rekordsumme von 5,3 Milliarden Euro gefördert 
(Stand 31. August 2023).
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Die im Oktober 2022 beschlossene Digitalisierungsstrategie digital.LÄND ver-
folgt insbesondere das Ziel, Baden-Württemberg weiterhin als führende Inno-
vationsregion zu etablieren und so Wohlstand und Arbeitsplätze nachhaltig zu 
sichern. Den Chancen und Herausforderungen im Bereich KI und Cybersicherheit 
werden dabei ebenso eigene Kapitel (S. 30 ff. beziehungsweise 36 ff.) gewidmet 
wie dem Lebensbereich Wirtschaft (S. 58 ff.). Die Strategie enthält in Kap. 5 auch 
konkrete Zielsetzungen in den oben genannten Bereichen (S. 76 ff.).

2.  Wie viele Cyberangriffe sind auf die IT-Infrastruktur in der Landesverwaltung 
inklusive aller nachgeordneten Bereiche sowie Unternehmen von besonderem 
öffentlichen Interesse, Unternehmen mit Landesbeteiligung, Kommunen und 
Unternehmen und Unternehmen in kommunaler Trägerschaft, Wirtschaftsun-
ternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg, staatlichen Schulen, Hochschulen 
und Universitäten in Baden-Württemberg sowie bei Bürgerinnen und Bürgern 
mit Wohnsitz in Baden-Württemberg seit Drucksache 17/4048 erfolgt (bitte dif-
ferenziert nach Art der Angriffe)?

Zu III. 2.:

Die CSBW hat im angefragten Zeitraum folgende sicherheitsrelevanten Ereig-
nisse und Vorfälle erfasst:

Tabelle 10:  Durch die Cybersicherheitsagentur erfasste sicherheitsrelevanten Ereignisse und Vor-
fälle seit Drucksache 17/4048. Erläuterung: Für die Darstellung wird im Vergleich 
zur Stellungnahme zu den Ziffern 3 bis 5 des Antrags des Abgeordneten Dr. Rülke  
u. a. FDP/DVP (Drucksache 17/4048) der Begriff des „Sicherheitsrelevanten Ereig-
nisses“ (anstatt: „Sicherheitskritisches Ereignis“) verwendet. Die Kategorie „Ver-
dachtsfall“ wurde zur Vereinheitlichung aufgelöst, diese Fälle werden ebenfalls als 
sicherheitsrelevantes Ereignis betrachtet.

Von der Cyberabwehr des Landesamtes für Verfassungsschutz Baden-Württem-
berg (LfV) wurde im angefragten Zeitraum seit 1. Juli 2021 eine niedrige, zwei-
stellige Zahl von Cyberangriffen mit mutmaßlich nachrichtendienstlichem Hinter-
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grund auf Ziele in Baden-Württemberg festgestellt. Nach sorgfältiger Abwägung 
zwischen dem verfassungsrechtlich zu gewährleistenden Informationsinteresse 
des Landtags und dem öffentlichen Interesse an der Geheimhaltung der genauen 
Fallzahlen und deren Hintergründe können weitergehende Einzelheiten im Rah-
men dieser Beantwortung nicht dargestellt werden. Aus ihrem Bekanntwerden 
könnten fremde Nachrichtendienste Rückschlüsse auf die Analysefähigkeiten des 
LfV ziehen und ihre Vorgehensweise hieran gezielt anpassen. Dadurch könnte die 
Funktionsfähigkeit des LfV beeinträchtigt werden, was sich wiederum schädlich 
auf die Interessen des Landes Baden-Württemberg auswirken kann.

Fremde Staaten greifen bei Cyberangriffen auf unterschiedliche Tätergruppierun-
gen zurück, welche als APT-Gruppen (Advanced Persistent Threat) bezeichnet 
werden. Die Besonderheit bei APT-Angriffen ist die Vorgehensweise der Cy-
berakteure. Sie versuchen bei ihren Angriffen möglichst lange unentdeckt zu 
bleiben und sich langfristig im attackierten System einzunisten. Insofern bleiben 
vermutlich erfolgreiche nachrichtendienstlich gesteuerte Cyberangriffe in nicht 
abschätzbarer Quantität unentdeckt. Unter Zugrundelegung dieser Prämissen ist 
davon auszugehen, dass die tatsächliche Anzahl der Cyberangriffe mit nachrich-
tendienstlichem Hintergrund wohl eher deutlich höher ist als die Anzahl erkann-
ter Fälle. Zudem liegen der Cyberabwehr immer wieder technische Indikatoren 
vor, die auf weitere Betroffene hindeuten. Alleine sind diese Parameter allerdings 
nicht ausreichend, um konkret vermutete Opfer eindeutig zu identifizieren. Das 
LfV geht hier zusammenfassend von einem doppelten Dunkelfeld aus.

Die statistische Erfassung von Straftaten erfolgt bei der Polizei Baden-Württem-
berg anhand der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Bei der PKS handelt es 
sich um eine sogenannte reine Ausgangsstatistik, in der strafrechtlich relevante 
Sachverhalte nach der polizeilichen Sachbearbeitung vor Abgabe an die Strafver-
folgungsbehörden erfasst werden. Die PKS ist als Jahresstatistik konzipiert. Die 
Fallerfassung erfolgt nach den bundeseinheitlichen „Richtlinien für die Führung 
der Polizeilichen Kriminalstatistik“. 

„Cyberangriff“ ist kein Erfassungsparameter der PKS. Überdies werden in der 
PKS Merkmale zu Opfern ausschließlich zu natürlichen Personen erfasst. Dies 
geschieht gemäß den bundeseinheitlichen PKS-Richtlinien lediglich zu sogenann-
ten Opferdelikten. Zu diesen zählen vor allem Straftaten gegen die höchstpersön-
lichen Rechtsgüter, wie Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit und sexuelle 
Selbstbestimmung; Diebstahlsdelikte oder Sachbeschädigungen fallen nicht da-
runter. Juristische Personen, wie zum Beispiel Unternehmen, Kommunen oder 
Bildungseinrichtungen sind keine Opfer im Sinne der bundeseinheitlichen „Richt-
linien für die Führung der Polizeilichen Kriminalstatistik“, weshalb auf Grund-
lage der PKS keine Aussagen im Sinne der Fragestellung getroffen werden kön-
nen.

3.  Von Frage III. 2. ausgehend und unter Berücksichtigung der unter Frage II. 1. 
genannten Definition von Resilienz, welche Mechanismen und Notfallpläne hat 
sie für Notfallsituationen wie den Zusammenbruch der baden-württembergi-
schen IT-Infrastruktur, bspw. durch massives Cyberhacking feindlicher Staa-
ten?

Zu III. 3.:

Der zentrale IT-Dienstleister der Landesverwaltung BITBW betreibt ein Business 
Continuity Management System nach dem BSI-Standard 200-4. Zur Identifizie-
rung geschäftskritischer Prozesse der BITBW werden regelmäßig Business-Im-
pact-Analysen (BIA) erstellt. Aus den Ergebnissen der BIA leitet sich die Kritika-
lität von Prozessen ab, welche der Erstellung und Fortschreibung der Notfallpläne 
dient. Die Notfallpläne enthalten unter anderem Maßnahmen zur Wiederherstel-
lung und Rückführung in den Normalbetrieb, aber auch reaktive Maßnahmen für 
den Notbetrieb, um geregelte Abläufe für den Notfall sicherzustellen. Hierdurch 
wird in einer Notfallsituation eine schnelle und strukturierte Handlung der betei-
ligten Personen sichergestellt. 
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Zusätzlich werden generelle Maßnahmen für die Notfallvorsorge getroffen, etwa 
das Vorhalten von Ersatzhardware, Rahmenverträge zur schnellen Einbindung 
von externen Fachkräften, redundante Auslegung von Komponenten, Datensiche-
rungsmaßnahmen sowie Ausstattung für ortsunabhängiges Arbeiten. 

Des Weiteren ist die BITBW fester Bestandteil des ressortübergreifenden Gre-
miums zum Notfallmanagement, bei dem unter anderem Themen, wie Ausfall-
Arbeitsplatz IT oder übergreifende Notfallhandbücher und Prozesse, bearbeitet 
werden.

Im Übrigen wird auf die Stellungnahme zu Ziffer 11 der Landtagsdrucksache 
17/4048 verwiesen.

Das LfV bildet eine tragende Säule in der Cybersicherheitsarchitektur des Landes. 
Die Cyberabwehr des LfV verfügt über langjährige Erfahrungen mit der Bearbei-
tung nachrichtendienstlich gesteuerter elektronischer Angriffe und steht bei allen 
Fragestellungen zu Cyberspionage und -sabotage fremder Staaten als kompetenter 
Ansprechpartner zur Verfügung.

Bei der Bearbeitung von Cyberangriffen befasst sich die Cyberabwehr des LfV im 
Wesentlichen mit drei Hauptaufgaben: der Detektion, Attribution und Prävention 
in Bezug auf Cyberspionage- und Cybersabotageangriffe. Dies gilt zunächst unab-
hängig davon, ob eine wie in der Frage aufgeführte Notfallsituation vorliegt, oder 
ob es sich um die Bearbeitung der regelmäßig anfallenden Sachverhalte handelt.

Im Rahmen der Bewältigung von krisenrelevanten IT-Sicherheitsvorfällen kann 
die Cyberabwehr des LfV nach der Stabsdienstordnung für den Verwaltungsstab 
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen und den inter-
ministeriellen Verwaltungsstab (SDO IM) im Verwaltungsstabsbereich 12 – IT-
Sicherheit/Cyberangriff auf Anforderung der Stabsleitung ergänzend und unmit-
telbar beteiligt werden. Zudem ist die Cyberabwehr zur Bewältigung besonderer 
Lagen in entsprechende Konzepte und Organisationsformen des Verfassungs-
schutzverbunds eingebunden.

Nach sorgfältiger Abwägung zwischen dem verfassungsrechtlich zu gewährleis-
tenden Informationsinteresse des Landtags und dem öffentlichen Interesse an der 
Geheimhaltung der konkreten, methodisch-analytischen Arbeitsweise der Cyber-
abwehr, können operative Details zur Art und Weise der Sachbearbeitung im Rah-
men dieser Beantwortung nicht dargestellt werden. Aus ihrem Bekanntwerden 
könnten fremde Nachrichtendienste Rückschlüsse auf spezifische Methoden, Vor-
gehensweisen und Fähigkeiten des LfV ziehen und ihre Vorgehensweise hieran 
gezielt anpassen. Dadurch könnte die Funktionsfähigkeit des LfV beeinträchtigt 
werden, was sich wiederum schädlich auf die Interessen des Landes Baden-Würt-
temberg auswirken kann.

4.  Inwiefern haben sich coronabedingt das Arbeiten im Homeoffice und mobiles 
Arbeiten in Baden-Württemberg entwickelt unter besonderer Berücksichtigung, 
inwiefern diesbezügliche Auswirkungen auch nach Corona spürbar sind, einer 
Einschätzung über zu erwartende zukünftige Entwicklungen, die damit verbun-
denen Auswirkungen als auch der Frage, welche Schlüsse sie daraus zieht?

Zu III. 4.:

Vorbemerkung: Die Landesregierung interpretiert die Frage derart, dass vor allem 
die Auswirkungen von Homeoffice und mobilem Arbeiten auf die Arbeitswelt 
im Vordergrund des Erkenntnisinteresses der Antragsteller stehen. Aus diesem 
Grund werden andere Aspekte, zum Beispiel die Folgen verstärkter Homeoffice-
Nutzung auf die Stadtentwicklung, nicht beleuchtet.

Die Corona-Arbeitsschutzverordnung des Bundes verpflichtete Arbeitgeber zu 
überprüfen, ob die Arbeitsaufgaben auch im Homeoffice ausgeführt werden konn-
ten. Im Februar 2021 wurde daher eine Schwerpunktaktion der Gewerbeaufsicht 
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zum Arbeiten im Homeoffice geplant mit Fokus auf die Überprüfung der Umset-
zung von Homeoffice an Arbeitsplätzen mit Bürotätigkeiten. Durch Beratung und 
Information sollten die nicht aus betrieblichen Gründen zwingend erforderlichen 
Kontakte in der Arbeitswelt vermieden werden. Es sollte insbesondere aufgezeigt 
werden, welche Chancen und Möglichkeiten sich bieten, dem Gesundheitsschutz 
durch Homeoffice besser Rechnung zu tragen. 

Im Rahmen der Aktion sind die Arbeitsschutzbehörden (44 Stadt- und Land kreise 
sowie vier Regierungspräsidien) im Zeitraum vom 15. Februar 2021 bis zum  
26. März 2021 auf insgesamt 1 829 Betriebe in ihrem Zuständigkeitsbereich zu-
gegangen, um zunächst telefonisch bei der Umsetzung der Verordnung zu beraten 
und zu informieren, aber auch zu überprüfen, ob die Vorgaben der Verordnung 
eingehalten wurden. Die Schwerpunktaktion wurde nach Angaben der beteiligten 
Behörden weitestgehend ohne Vorort-Besichtigungen durchgeführt. 

Nach Auskunft der befragten Betriebe haben ungefähr die Hälfte der Beschäftig-
ten mit Bürotätigkeit in den befragten Betrieben im Homeoffice gearbeitet. Bis 
auf wenige Ausnahmen haben alle Betriebe Homeoffice zumindest in Teilzeit 
angeboten. Dabei gab es Betriebe, in denen der Homeoffice-Anteil bei 100 Pro-
zent lag. Es gab aber auch Betriebe, die vollständig in Präsenz arbeiteten. Nur  
1,1 Prozent der Betriebe hatten nach eigenen Angaben nicht geprüft, ob Homeof-
fice möglich war. Als Gründe, weshalb die Arbeit im Homeoffice nicht möglich 
war, wurde beispielsweise genannt, dass ein sicherer Anlagenbetrieb gewährleis-
tet werden müsse oder die EDV-Infrastruktur für Homeoffice nicht vorhanden 
oder nicht ausreichend sei. Außerdem wurde angeführt, dass Tätigkeiten wie Pro-
duktionsüberwachung, Qualitätskontrolle, Arbeiten im Labor oder erforderlicher 
Kundenkontakt eine Vor-Ort-Präsenz erforderten. Nahezu alle überprüften Betrie-
be gaben an, ihre Gefährdungsbeurteilung angepasst zu haben.

Die Erhebungen zur Umsetzung der Verpflichtung, Homeoffice anzubieten, wenn 
nicht zwingende betriebliche Erfordernisse dem entgegenstehen, haben insbeson-
dere zu folgenden Erkenntnissen geführt: Nahezu alle Betriebe haben die Prüfung 
durchgeführt, in welchen Betriebsbereichen Homeoffice möglich ist. In fünf von 
sechs Betrieben wurde Homeoffice in Bereichen mit Büroarbeit angeboten. Man-
che Betriebe gaben an, dass alle Beschäftigten im Homeoffice arbeiteten. Häu-
fig genannte Bereiche mit Homeoffice waren Buchhaltung, Controlling, Einkauf, 
Verkauf und Verwaltung allgemein.

Als Bereiche und Tätigkeiten, in denen Homeoffice nicht möglich war, wurden 
Produktion, Arbeitsvorbereitung, Logistik, Material- und Warenhantierung sowie 
Arbeit mit Menschen und Kundenbetreuung, inklusive Service und Montagear-
beiten, angegeben. In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, 
dass an bestimmten Arbeitsplätzen zwar Bürotätigkeiten durchgeführt werden, 
diese aber in unmittelbarem Zusammenhang mit der Produktion oder mit Perso-
nen- und Kundenkontakt stünden. In kleineren Betrieben führten die Beschäftig-
ten oft unterschiedliche Aufgaben während der Arbeit aus, weshalb trotz Bürotä-
tigkeit auch die Anwesenheit der Beschäftigten erforderlich gewesen sei.

Die Ergebnisse sprechen dafür, dass die Betriebe im Land Homeoffice überwie-
gend dort anbieten können, wo es im Fall einer Krisenlage machbar ist. Nicht nur 
während einer Pandemie, sondern auch wegen anderer Krisenlagen auf Grund 
von Naturkatastrophen oder einer großflächigen oder punktuellen Störung der In-
frastruktur können die Betriebe und auch die öffentliche Verwaltung weiterarbei-
ten, indem sie mit kurzer Vorlaufzeit auf den Homeoffice Betrieb umstellen

Auch im IT-Betrieb des Landes machte der Ausbruch der Coronapandemie er-
hebliche Änderungen erforderlich. Nahezu über Nacht wurde es notwendig, dass 
die Bediensteten der Landesverwaltung im Homeoffice arbeiten. Dazu wurde in-
nerhalb kürzester Zeit eine hohe Anzahl mobiler Endgeräte beschafft sowie der 
Rechenzentrumsbetrieb bei der BITBW auf zentrale Zugangstechnologien und 
Online-Kommunikation konzentriert. Die Verfügbarkeit von digitalen Kommu-
nikations- und Kollaborationsmöglichkeiten wie Telefon- und Videokonferenzen 
war gewährleistet und wurde durch Nachrüstung kurzfristig massiv erhöht. Die 
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hierfür erforderlichen Bandbreiten waren vorhanden und wurden durch geeignete 
Maßnahmen verfügbar gehalten. 

Die zeitweise geltende Homeoffice-Pflicht, die als Coronaschutzmaßnahme im 
Januar 2021 eingeführt wurde und im März 2022 auslief, hat insgesamt zu einer 
verstärkten Nutzung von Homeoffice geführt. Wie das Statistische Bundesamt 
im Juli 2023 mitteilte, hat sich der Anteil der Erwerbstätigen in Deutschland, die 
im Januar 2022 zumindest gelegentlich im sogenannten Homeoffice arbeiteten, 
im Vergleich zum Jahr 2019 nahezu verdoppelt (von 12,8 Prozent im Jahr 2019 
auf 24,2 Prozent im Jahr 2022). (siehe: Statistisches Bundesamt 2023: Knapp ein 
Viertel aller Erwerbstätigen arbeitete in 2022 im Homeoffice. Zahl der Woche  
Nr. 28. https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2023/
PD23_28_p002.html.)

Wie häufig Homeoffice genutzt wird oder werden kann, hängt stark von der je-
weiligen Branche ab, in der die Menschen tätig sind. Gemäß den Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes arbeiteten im Jahr 2022 im Bereich IT-Dienstleistungen 
76 Prozent der abhängig Beschäftigten zumindest gelegentlich von zuhause. 
Hingegen konnten im Gesundheitswesen mit 6,6 Prozent anteilig die wenigsten 
Beschäftigten ihre Arbeit auch zu Hause ausüben. Zu einem ähnlichen Ergeb-
nis kommt auch das ifo-Institut. (Siehe: Ifo-Institut 2023: ifo-Konjunkturumfra-
ge – Beschäftigte kehren nur zögerlich ins Büro zurück. https://www.ifo.de/fak-
ten/2023-05-10/beschaeftigte-kehren-nur-zoegerlich-ins-buero-zurueck)

Laut einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung wollen im Jahr 2023 nahezu drei 
Viertel der Befragten, die das Arbeiten zu Hause in Coronazeiten kennengelernt 
haben, auch weiterhin wenigstens teilweise im Homeoffice tätig sein. (Siehe: 
Hans-Böckler-Stiftung 2023: Auf einen Blick -Studien zu Homeoffice und Mo-
biler Arbeit. https://www.boeckler.de/de/auf-einen-blick-17945-Auf-einen-Blick-
Studien-zu-Homeoffice-und-mobiler-Arbeit-28040.htm.)

Auch für Baden-Württemberg ist eine vergleichbare Entwicklung festzustellen, 
wie Daten des Statistischen Landesamtes auf der Grundlage des Mikrozensus für 
die Jahre 2019, 2021, 2022 zeigen (siehe Anlage 4 zu Ziffer III. 4.). Während im 
Jahr 2019 nur 11,3 Prozent der abhängig Beschäftigten manchmal oder gewöhn-
lich von zu Hause arbeiteten, waren dies im Jahr 2022 bereits 23,9 Prozent. Das 
Arbeiten von zu Hause hat sich nach dieser Datenlage in vielen Beschäftigten-
gruppen im Zuge der Coronapandemie etabliert. War die Nutzung dieses Instru-
ments 2021 hauptsächlich der restriktiven legislativen Maßnahmen geschuldet, 
konsolidierte sich 2022 das Homeoffice mit etwas niedrigerem Umfang, aber bei 
fast identischem Anteil der Erwerbstätigen, die überhaupt Homeoffice machen.

Die Daten des Mikrozensus zeigen für Baden-Württemberg, dass sich vor der 
Pandemie bestimmte Berufsgruppen durch vergleichsweise hohe Quoten an  
Homeoffice auszeichneten. Durch die allgemeine Erhöhung des Homeoffice  
haben Gruppen mit zuvor schon hohen Quoten verstärkt profitiert. Sowohl vor 
als auch nach der Pandemie waren und sind es höher gebildete Beschäftigte von 
Großunternehmen in ortsunabhängigen und technologisierten Berufsgruppen, die 
dieses Instrument besonders intensiv nutzen. Angesichts des demographischen 
Wandels, Fachkräftemangels und der im Ansatz höheren Anspruchshaltung (jün-
gerer) Beschäftigter ist von einer starken Abkehr vom Homeoffice durch die Ar-
beitgeber in diesen Berufsgruppen grundsätzlich nicht auszugehen.

Vor allem Personen mit Fachschulabschluss oder in Lehr- und Ausbildungsberu-
fen, die von einer Ortsabhängigkeit geprägt sind, haben selten die Möglichkeit zu 
Homeoffice. Es bleibt abzuwarten, welche Folgen dies für diese Berufsgruppen 
hat, die heute schon von chronischen Nachwuchsproblemen betroffen sind. 

Mit den Entwicklungen der Digitalisierung und Flexibilisierung stellen sich viel-
fältige Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, was insbesondere das Verschwim-
men der Grenzen zwischen Arbeit und Privatleben anbelangt (Work-Life-Blen-
ding) (umfassend dargestellt unter anderem in: WSI-Mitteilungen 1/2023: Ho-
meoffice: Arbeit und Raum seit Corona – Schwerpunktheft.). In diesem Kontext 
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geraten vor allem Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den Blick. 
Aber auch Fragen zur künftigen Rolle des Betriebs als Lernort und Ort der Inter-
aktion treten auf. Umgekehrt ermöglicht Homeoffice, mehr Zeit für Sorgearbeit 
aufzubringen. Weil dies stärker für Frauen als für Männer gilt, wie der Dritte 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2021 zeigt, kann dies-
bezüglich der Aspekt der geschlechtergerechten Digitalisierung in den Fokus  
rücken.

Die Digitalisierung der Arbeitswelt hat auch Auswirkungen auf die Arbeit der 
Betriebsräte, denen in diesem Bereich wesentliche (Mitbestimmungs-)Rechte und 
Pflichten bei der Kontrolle des Arbeits- und Gesundheitsschutzes bei mobiler Ar-
beit zustehen – zuletzt ausgeweitet im Rahmen des Betriebsrätemodernisierungs-
gesetzes (in Kraft getreten am 18. Juni 2021). Aber auch die Arbeit der Gremien 
selbst ändert sich. So hat der Gesetzgeber in § 30 Betriebsverfassungsgesetz im 
Kontext der Coronapandemie die Möglichkeit geschaffen, dass auch Betriebs-
ratssitzungen selbst unter bestimmten Voraussetzungen mittels Video- und Te-
lefonkonferenz erfolgen können, wobei dem Gesetz durchaus eine Tendenz der 
Bevorzugung von Präsenzsitzungen zu entnehmen ist. Auch können Betriebs-
vereinbarungen zwischenzeitlich durch eine qualifizierte elektronische Signatur  
(§ 77 Betriebsverfassungsgesetz i. V. m. § 126a Bürgerliches Gesetzbuch [BGB]) 
rechtswirksam vereinbart werden.

War es zunächst unklar, ob und wie Arbeit im Homeoffice im Rahmen der ge-
setzlichen Unfallversicherung abgesichert war, so wurde dies ebenfalls im Rah-
men des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes klargestellt. § 8 Absatz 1 Satz 3 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) – Gesetzliche Unfallversicherung 
lautet nun: „Wird die versicherte Tätigkeit im Haushalt der Versicherten oder an 
einem anderen Ort ausgeübt, besteht Versicherungsschutz in gleichem Umfang 
wie bei Ausübung der Tätigkeit auf der Unternehmensstätte“. Aus Sicht der Lan-
desregierung ist es zu begrüßen, dass der Schutzumfang im Betrieb und außerhalb 
angeglichen wurde. Weitere Änderungen erscheinen jedoch nicht erforderlich.

5.  In welcher Hinsicht entstehen daraus aus Sicht der Landesregierung Rege-
lungs- und Diskussionsbedarfe, unter Berücksichtigung der Antwort auf Fra-
ge III. 4., beispielsweise zu Fragen der Mitbestimmung, des Arbeitsschutzes 
und zu Fragen der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf?

Zu III. 5.:

Aus Sicht der Landesregierung ist es zu begrüßen, dass mit dem Betriebsräte-
modernisierungsgesetz Möglichkeiten geschaffen wurden, die Betriebsratsarbeit 
zumindest teilweise auch digital durchführen zu können. Insbesondere die Mög-
lichkeit, Betriebsvereinbarungen durch eine qualifizierte elektronische Signatur 
zu vereinbaren, ist zu begrüßen. In welchem Umfang diese Möglichkeit in den 
Betrieben schon genutzt wird, lässt sich für die Landesregierung nicht belegbar 
nachvollziehen. 

Angesichts der erheblichen Zunahme der Arbeit im Homeoffice und der Stabili-
sierung auf diesem hohen Niveau zeigt sich aus Sicht der Landesregierung kein 
weiterer Regelungsbedarf. Eine Notwendigkeit für einen gesetzlichen Anspruch 
auf Homeoffice, wie er vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im bis-
her nicht weiterverfolgten Entwurf zum „Mobile Arbeit Gesetz“ vorgesehen war, 
besteht nicht. Denn es ist offenkundig, dass sich einige Berufe nicht oder nur in 
sehr geringem Umfang überhaupt für eine Tätigkeit außerhalb der Betriebsstätte 
eignen. Ein Anspruch würde hier ohnehin ins Leere führen. In den übrigen Be-
reichen zeigt sich jedoch eine hohe Nutzung seitens der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und umgekehrt auch eine große Bereitschaft der Arbeitgeber, diese 
Möglichkeit auch freiwillig zu gewähren. Auch hier wäre ein Anspruch de facto 
nutzlos. Um daher unnötige Bürokratie von vornherein zu vermeiden, sollte ein 
solcher Anspruch nicht gesetzlich verankert werden. Schließlich gibt es bereits 
Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge, die solche Ansprüche gewähren (zum 
Beispiel der Tarifvertrag zum mobilen Arbeiten in der Metall- und Elektroindust-
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rie). Eine gesetzliche Regelung – die ohnehin in der Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes läge – würde daher in die autonom gefundenen Lösungen eingreifen. 
Angesichts des Wunsches der Landesregierung die Tarifautonomie – insbesonde-
re verstanden als die freiwillige Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden und Ge-
werkschaften – zu stärken, würde ein gesetzlicher Anspruch auch das Interesse an 
der Mitgliedschaft insbesondere in einer Gewerkschaft mindern. 

Aus Sicht der Landesregierung ist es insbesondere zu begrüßen, dass der Schutz-
umfang in der gesetzlichen Unfallversicherung im Betrieb und außerhalb ange-
glichen wurde. Weitere Änderungen in diesem Bereich erscheinen jedoch nicht 
erforderlich.

Die Pandemie erwies sich für die Digitalisierung in der Arbeitswelt als bedeu-
tender Katalysator. Dies ermöglichte eine Flexibilisierung von Arbeitszeit und 
Arbeitsort, die sich positiv auf die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienleben 
auswirken.

Moderne Arbeitsformen bieten mit flexiblen Arbeitsbedingungen, Homeoffice 
und mobilem Arbeiten Möglichkeiten für eine zunehmend partnerschaftlichere 
Arbeitsteilung von Beruf und Sorgearbeit und ermöglichen damit insbesondere 
Beschäftigten mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen, ihren Anfor-
derungen aus Beruf und Familie besser gerecht zu werden. Dies kommt auch 
den Bedürfnissen vieler Beschäftigter nach einer ausgeglicheneren Work-Life-
Ba lance entgegen. Beschäftigte erhalten mehr Spielräume, ihre Erwerbstätigkeit 
und den Arbeitsumfang angepasst an ihre Lebenssituation zu gestalten, berufliche 
Chancen wahrzunehmen und Karrierebrüche zu vermeiden.

Durch wegfallende Wegezeiten entstehen neue Zeiträume und eine Flexibilisie-
rung, die den Alltag und die Koordination von anfallenden Erledigungen sowohl 
privat als auch beruflich erleichtern kann. Die Zeitersparnis kann gegebenenfalls 
auch zu einer Aufstockung des Arbeitszeitvolumens genutzt werden und so Mög-
lichkeiten für die Wirtschaft schaffen, zusätzliches Arbeits- und Fachkräftepoten-
zial zu gewinnen. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus setzt sich daher dafür ein, 
dass Unternehmen die Möglichkeiten von Digitalisierung und flexiblen Arbeits-
bedingungen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten noch stärker für eine 
familienbewusste und lebensphasenorientierte Personalpolitik und moderne Un-
ternehmenskultur nutzen. Folglich ist daher eine Novellierung des Arbeitszeit-
gesetzes unumgänglich. 

Der Europäische Gerichtshof hat im Mai 2019 entschieden, dass die Mitglied-
staaten die Arbeitgeber verpflichten müssen, ein objektives, verlässliches und zu-
gängliches System einzurichten, mit dem die von jedem Beschäftigten täglich 
geleistete Arbeitszeit dokumentiert wird. Im September 2022 hat nun das Bundes-
arbeitsgericht ein gleichlautendes Urteil erlassen. Die Pflicht zur korrekten und 
zeitnahen Erfassung der gesamten Arbeitszeit ist im Hinblick auf die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer grundsätzlich positiv zu bewerten. Bei einer Neu-
fassung des Arbeitszeitgesetzes sollten daher auch mehr Freiräume für die Unter-
nehmen durch Flexibilisierung der Arbeitszeit geschaffen werden. Dies wäre im 
Rahmen der EU-Arbeitszeitrichtlinie realisierbar. Dadurch könnte es gelingen, 
Arbeitszeitmodelle zu schaffen, die einerseits den Unternehmen und andererseits 
den Beschäftigten entgegenkommen.

Viele Unternehmen setzen bereits eine familienfreundliche Personalpolitik und 
konkrete Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität als Arbeitgeber bei den 
Generationen Y und Z, Eltern, Alleinerziehenden, Pflegenden und älteren Be-
schäftigten um und tragen damit zur Sicherung des Fachkräftebedarfs bei. Aus 
diesem Grund zeichnet das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
daher jährlich Unternehmen mit innovativen und nachhaltigen Lösungen mit dem 
familyNET 4.0 Award aus. Jedoch besteht weiterhin Handlungsbedarf in den 
KMU in den Bereichen Job-Sharing, TOP-Sharing, Führung in Teilzeit, mobilem 
Arbeiten, betrieblicher Kinderbetreuung und flexiblen Arbeitszeitmodellen.
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Um das Fachkräftepotenzial von Eltern, insbesondere von gut ausgebildeten Müt-
tern, in Baden-Württemberg noch besser für die Wirtschaft zu erschließen, stellt 
der weitere Ausbau einer verlässlichen, passgenauen und qualitativ hochwertigen 
Kinderbetreuung in der Fläche, insbesondere im Bereich der Kleinkindbetreuung, 
wie auch in der Schulkindbetreuung, eine zentrale Zukunftsaufgabe dar. Hier gilt 
es, sowohl die deutliche Diskrepanz zwischen Betreuungsbedarf und Betreuungs-
quote zu reduzieren, als auch das Betreuungsangebot für Schulkinder in den Fo-
kus zu nehmen, um den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschul-
alter ab 2026/2027 zu erfüllen. Die Federführung hierfür liegt beim Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport. 

Im Rahmen familienbewusster Unternehmenspolitik kann zudem auch betrieb-
liche Kinderbetreuung angeboten werden. Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Tourismus setzt sich für den Ausbau betrieblicher Kinderbetreuungsange-
bote ein. Unternehmen können mit niederschwelligen Best-Practice-Lösungen 
(Beispiel „TigeR-Modell – Tagesbetreuung in anderen geeigneten Räumen“ be-
ziehungsweise Großtagespflege) informiert und sensibilisiert werden. 

Aus Sicht des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration darf nicht 
übersehen werden, dass von den Möglichkeiten zur Flexibilisierung nicht alle 
Eltern gleichermaßen profitieren, da in vielen Arbeitsfeldern keine Möglichkeiten 
zur flexiblen Arbeit zuhause bestehen. Dies betrifft insbesondere auch Branchen, 
in denen verhältnismäßig viele Frauen tätig sind, wie zum Beispiel die Pflege, den 
Einzelhandel oder die Gastronomie.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration weist darauf hin, 
dass die Möglichkeiten zur Flexibilisierung nicht zwangsläufig auch zu mehr 
Geschlechtergerechtigkeit führen. Dies ist auch eines der Ergebnisse des Drit-
ten Gleichstellungsberichtes der Bundesregierung (vgl. https://www.bmfsfj.de/
resource/blob/184544/c0d592d2c37e7e2b5b4612379453e9f4/dritter-gleichstel-
lungsbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf). Nach wie vor leisten Frauen und 
insbesondere Mütter im Vergleich zu Männern den Großteil der unbezahlten Sor-
gearbeit (Gender Care Gap). Studien zu den Auswirkungen der Pandemie auf das 
Geschlechterverhältnis in der Sorgearbeit zeigen, dass sich der Gender Care Gap 
zwischen Männern und Frauen in der Pandemie vergrößert hat (siehe zum Bei-
spiel Gesellschaftsreport der FamilienForschung BW „Vereinbarkeit im Stresstest 
– Die Auswirkungen der Coronapandemie auf die Erwerbsbeteiligung und Rol-
lenverteilung in Familien“). 

Auch der Dritte Gleichstellungsbericht zeigt auf, dass sich gerade im Homeoffice 
die Aufteilung der unbezahlten Sorgearbeit innerhalb der Partnerschaft noch wei-
ter zulasten der Frauen ausgewirkt hat. Demnach weiteten Frauen im Homeoffice 
ihre unbezahlte Sorgearbeit erheblich mehr aus als Männer. Männer hingegen 
investierten die neu gewonnene Zeit in ihre Erwerbsarbeit. Der fließende Über-
gang von Haushalt, Beruf und Sorgearbeit führt auch dazu, dass psychische Be-
lastungsfaktoren erhöht werden und diese das Krankheits- und Burn-Out Risiko 
vor allem bei Frauen, insbesondere wenn diese nicht über einen abgetrennten 
Arbeitsraum verfügen, steigern. Stress und Entgrenzung durch zeitliche Verla-
gerung der Arbeit in die frühen Morgen- beziehungsweise späten Abendstunden 
und die Erwartung an eine ständige Erreichbarkeit erhöhen das Gesundheitsrisiko 
zusätzlich.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration verweist darüber hi-
naus auf Studien, die zeigen, dass bei der betrieblichen Ausstattung von digi-
talen Endgeräten und Tools unterschiedlich verteilte Zugangsmöglichkeiten be-
stehen. Eine Sonderauswertung der Erhebung der Initiative D21 aus den Jahren 
2018/2019 (D21 2020), also kurz vor der Coronapandemie, stellt fest, dass deut-
lich mehr in Vollzeit und im Büro beschäftigte Männer als Frauen in derselben 
Situation von ihrem Arbeitgeber mit digitalen Endgeräten und Tools ausgestattet 
werden. Die Ausstattung mit solchen Geräten und Tools ist aus Sicht der Landes-
regierung eine unerlässliche Voraussetzung für mobiles Arbeiten. Hier sollte ein 
besonderes Augenmerk auf eine geschlechtergerechte Verteilung gelenkt werden. 
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Die Flexibilisierung von Arbeitszeiten und -orten erfordert nach Einschätzung 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration auch Maßnahmen zum 
Grenzmanagement Familie-Beruf und zur Steigerung der Akzeptanz von Väter-
sorgearbeit. Ausreichender Arbeitsschutz, geförderte angepasste Büroausstattung 
des Homeoffice und Arbeitszeiterfassung sind wichtige Themen, die in der Dis-
kussion um das Thema mobiles Arbeiten und Vereinbarkeit von Familie, Pflege 
und Beruf bedacht werden sollten. Aus gleichstellungspolitischer Sicht ist aber 
vor allem die Förderung einer partnerschaftlichen Aufteilung der Sorgearbeit für 
eine gelingende Vereinbarkeit auch im Homeoffice entscheidend. 

Sind diese Rahmenbedingungen nicht gegeben, besteht aus Sicht des Ministe-
riums für Soziales, Gesundheit und Integration die Gefahr, dass die nach wie vor 
bestehende Zuweisung von familiärer Sorgeverantwortung an Frauen dazu führt, 
dass diese im Homeoffice einer gleichzeitigen Mehrfachbelastung durch Erwerbs- 
und Sorgearbeit ausgesetzt sind und insgesamt eine Retraditionalisierung der in-
nerfamiliären Arbeitsteilung mit potenziell erheblichen negativen Auswirkungen 
auf die Erwerbsbeteiligung und Gesundheit vor allem von Müttern droht. 

Dr. Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Tourismus
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